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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitglieder« der gesezxebeubeu Räthe der helveksche» Republik.

Band III. Süpvleiuent X°.XVIIl. Bern, 28. Weium. l?y?. (6. Brumaire VIII.)

Gesetzgeb u n g.

Senat, is. Juli.
Präsident: La siech ere.

(Fortsetzung.)
Schärer bezeugt, daß die Abänderung des ioe.

Art. ihm besonders am Herzen liege; dieser Articket
hindert altes Gute; das Volk bedarf mehr Freiheit,
als ihm die Constitution giebt. Er will Kublis Mei-
nung folgen, und die Constitution von Anfang an durch-
gehen und verbessern. Gegenwärtig stimmt er zum
Gutachten der Commisson.

Meyer v. Arb. stimmt dem Commissionsvorschlag
aber nicht dem Antrag von Fuchs bei; die Vcrwei-
sung des leztern an die Commission scheint ihm ganz
überflüßig; er verlangt darüber Tagesordnung.

Der Vorschlag der Commission wird angenommen.
Muret und Usteri, im Namen der Revisions-

Commisson, schlagen »ie Abfassung des Beschlusses vor,
durch welchen die Aurüknahme des ssi.Art. der Constitu-
tion vorgeschlagen wird. Sie wird für 3 Tag ans den

Kanzleitisch gelegt.
Der Beschluß wird verlesen, der das Vollziehnngs-

Direktorium einladet, in der kürzesten Zcitfrist die Gründe
mitzutheilen, welche seinen Commissair zu der Versü-
zung über die Einsetzung einer einstweiligen Mum'zipa-
ticät in Solothurn bewegen konnten.

Lütht v. Sol. würde gern zur Annahme des Be-
schluffes stimmen, wenn in den Erwägungsgründen sich

nicht eine Unrichtigkeit fände; diese provisorische Mu-
nizipaiität ist nicht mit der Verwaltung der Gemcind-
guter beschäftigt;— er muß also entweder wegen Re-
daetionsfthlcr oder wnst verwerfen.

Meyer v. Arb. will den Beschluß annehmen; es

mißfällt ihm sehr, daß 'as Direktorium mittelbar oder
unmittelbar Wahlen vornimmt, die dem Volk zukommen.

Muret findet emen zweiten Absassungsfehler,
indem das Direktorium aufgefoderr wird, dem grossen

Rath die Gründe mitzutheilen, da dies vielmehr an
die gesezgebenden Räche geschehen sollte.

Der Beschluß wird angenommen.
Der Beschluß wird verlesen, der über das Begeh-

ren des B. Guillot zur Tagesordnung geht; begrün-
bet auf das Gesez vom t9. Wemmonat r?ss. über
die Entschädigung der verfolgten Patrioten, und nach
welchem er, wie jeder andere Bürger Heivetiens, seine
Unterdrücker vor den behörcndcn Gerichten belangen
kann.

Muret weiß nicht, ob die gegenwärtige Reso-
lution von einer frühern über diesen Gegenstand ver-
schieden ist; er verlangt eine Commission, die morgen
berichten soll. Die Commission wird beschlossen, sie

soll in 3 Tagen berichten, und besteht aus ben B.
Crauer, Buxtorf und Duc.

Großer Rath, rs. Juli.
Präsident: Kühn.

Die französische Uebersetzung des Urtheils des Ober-
gerichtohofs gegen Hartmann, ehevortgen Repräsentant,
wird verlesen.

Secretan will nicht sein Urtheil über dieses

Urtheil sagen, und besonders nicht über das Mißvcr-
hältniß zwischen den Erwägungsgründen und demUr-
theil selbst. Allein die Frage kömmt ihm doch wichtig
vor, ob der Obergerichtshof wirklich das Recht habe,
einen Volksrepräsentantcn von seiner Stelle zu entsetzen,
und also den Willen des Volks, welcher denselben wählte,
ungültig zu erklären: könnte durch ein solches Recht,
welches man diesem Gerichtshof einräumen würde, in
unruhigen Zeiten nicht grosse Gefahr für die Republik
entstehen? dccfts ist die erste Strafe dieser' Art, welche
der Obergerichtshof verhängt hat, und da dieselbe von
keinem Gesez bestimmt ist, so hat- eigentlich der Ober-
gcrichlshof hier selbst ein Gesez gemacht: er kann einen

Volksrevräftntantcn, der ihm zur Beurtheilung über-
geben ist, auf das Schaffst schicken oder deujelden in-
strm erklären, dann hört er freilich auf, Repräsentant
zu seyn, aber er ist doch nicht förmlich entsczt; ich be-

gchrc also eine Commission, um zu untersuchen» m
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wie weit wir die Frage in Berathung ziehen können,
ob der Obergcrichishof die Strafe der Entsetzung eines
Repräsentanten aussprechen könne.

Escher: ich gestehe freilich, daß wenn wir dieses
Urtheil untersuchen dürfen, sich vieles darwider oder
doch wenigstens darüber sagen lasse; allein der Ober-
gerichtshof ist als Richter so unabhängig, als eine der
beiden übrigen getrennten Gewalten im Staat, und
wenn eine dieser Gewalten in die Rechte der andern
eintritt, so verlest sie die Constitution, der Eingriff seu

dann von der gcsczgebenden, der vollziehenden oder der
richterlichen Gewalt gemacht worden, und so wenig
a'S der ObergerichtShof über unsere Gesetze Beschlusse
fassen darf, so wenig haben wir das Recht, über feine
Urtheile abzusprechen, oder dieselben als solche zn un-
tersuchcn; daher muß ich Tagesordnung über Secre-,
tans Antrag fodern. Was nun die Entsetzung eines
Repräsentanten betrift: da wir dem Obergcrichtshof
das Recht über Leben und Tod, wie Secrctan selbst
gesteht, nicht absprechen können, warum denn sollte
dieser Richter nicht auch Entsetzung von eincin Amt
anssprechcn dürfen, besonders da er selbst laut «nsern
Gesetzen die Bürger, die seiner Beurtheilung unter-
worsen werden, für unwählbar erklären kann? folglich
können wir in keine Untersuchung eintreten, sondern
müssen zur Tagesordnung gehn.

Su ter sagt: Escher hat recht, daß die Trennung
der Gewalten als das Fundament der Freiheit anzuft-
hen ist, und daß die Vermeugung der Gewalten Des-
pvtismus bewirkt; allein der Odergerichtshof ist nur
dai« unabhängig, wenn er nach wirklich vorhandenen
Gesetzen urtheilt, nicht aber, wenn er willkührliche Ur-
theile fällt: hat er nun nach einem Gesetze gesprochen?
«ein! er entsczt Hartmann ohne Anführung eines Ge-
setzes, und also können wir wohl untersuchen, ob der
Obergerichtshof das Recht haben könne, einen Volks-
repräsentantcn zu entsetzen; ich stimme also Sccretan
bei und glaube, wir fegen dieses unsrer Würde schuldig.

Anderwerth: so drückend es ist, gegen ein Mit-
glied unsrer Versammlung ein solches Urtheil aussprechen
zu hören, so sollen^wir gerade darum, weites gegen
einen Repräsentanten gefällt wurde, besonders iorqfäl-
tig dabei handeln, um jeden Verdacht von Parthei-
lichkeit von uns zu entfernen: er stimmt der Tagcsord-
nung bei und hauptsächlich darum, weil im 6zs §. der
Constitution steht, daß wenn ein Angeklagter losgespro-
chen wird, er wieder in sein Amt mitrittet; folglich
giebt die Constitution selbst die Ennetznng z >, und
icheint noch gar anzudeuten, daß dieselbe immer statt
-haben musse, wenn nicht gänzliche Freisprechung vor-
Handen ist.

Pellegrini bemerkt Sutern, daß der Oberge-
rechishof mcbt souverain ist, weil ja sonst mehrere Sou-
veraine im Staat vorhanden wären: erfindet, Eschers

Bemerklmgen seyen völlig richtig und hauptsächlich darum
ganz überzeugend, weil ein dem ObergerichtShof über-
gebener Repräsentant der Constitution zufolge suchen-
dirt w'rd, und also auch, w' an er nicht ganz unschul-
dig erfunden ist, auf immer suchendirt oder enlftzt
werden kann.^

Schoch glaubt, man sollte jezt noch nicht ein-
treten, bis sich Hattmam, selbst, in Rutscht seines

Urtheils) an die Gcsezgeber wende.
Z l m m e r m a u n denkt, Seeretan habe keineswegs

in Ruksicht aus diesen gegenwärtigen Fall, sonder» »ur
un Allgemeinen die Frage durch eine Commission un-
tcrsiichen wollen: ob der ObergerichtShof,die Entsetzung
eines Vo ksrepräsencaitten als Strafe wirklich von sich

aus verhängen'könne, und diese Frage scheint ihm wich-
tig genug zu seyn, um untersucht zu werden; übrigens
versteht es sich von sclbst, daß wenn einer des Bürger-
rechts vcriustlg erklärt wird, er nicht mehr Repräftii-
taut fco:, kann; aber vielleicht sollte dies: lcztcre Ent-
scheidung dem Corps zukommen, dessen Mitglied er
war.

S ec?etan: Nur Zimmermaun scheint mich recht
verstanden zu haben; die Frage besteht ausschliessend
darum: hat der ObergerichtShof das Recht, einest Volks-
reprascn anten zu entsetzen ich gebe zu, daß der oberste

Gerichtshof jede vom Gesez ausgeiprochenc entehrende
Strafe verhängen kann, aber es ist hier zu unterschei-
den, ob er auch die Entfttzung von der Stelle eines
Repräsentanten als Strafe aussprechcn könne, oder ob
diese Anwendung, diese Folge einer entehrenden Strafe,
nicht zur Polizei der Rathe selbst gehöre? Kein Gesez

hat den Obergcrichtshof hierzu berechtigt, lind folglich
hat er selbst das Gesez gemacht. " Pellegrini's Schluß-
folge ist ganz fatich, denn nicht der Obergcrichtshof,
sondern die Constitution spricht diese Suspension aus:
füllt also die Lücke Ms, die hierüber in den Gcsctzm
herrscht, und entscheidet, in welchem Falle cin Reprä-
sentant seiner Stelle ciltsczt werden kann. Ueber Hart-
manns Sache mag ich gar nicht eintrelen.

Herzpg v. Ess. sieht das Urtheil freilich nicht als
sehr befriedigend a» ; allem wir haben den Gegenstand
sclbst nicht zü unrcrsnchcn, also ist es nur um die Frage
zu thun, ob der ObergerichtShof einen Repräsentanten
seiner Stelle entsetzen könne: hierüber scheint ihm die
Constitution deutlich genug zu seyn, da sie im j. .63.
sagt, wenn ein solcher dem Obergcrichtshof übergebe-
ncr Revräsentanl freigesprochen wird, so trittet er wie-
der in seine Stelle ein, woraus also ziemlich klar folgt,
daß wenn er nicht lvsgesvrochcn wird, er auch nicht
in die Stellè zurüktreten kann. Indessen will ich gerne
zugeben, daß diese Frage näher umersucht und als»
denn ein- für allemal gesez ich entschieden werde.

Man geht M Tagesordnung.
Das Gutachten über Bekanntmachung der Ge-
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setze ist «n der Tagesordnnng. und dessen folgende er-
vere werden in Berathung genommen.

An den Senat.
In Erwägung/ daß es für die Handhabung der

Gesetze / für die Freiheit and dys Eigenthum der Bür-
gcr wesentlich ist, Fie Regel festzusetzen, nach welchen
die von den gcftzgebcnden Räthen ecgangcnen Akten
öffentlich bekannt gemacht werden sollen.

hat der grosse Roth beschlossen:

r. Das woilzichungs-Direktorium wird ant alle
Gesetze und auf alle andere von den gesczqcbenden Rä-
tden '

ergangen«, Akten das grosse Siegel binnen 2 st

Stunden aüftvstcken lassen.

2. Jedes Gesez oder Akt der gesezaebenden Zîâthc
soll innert dreien Tagen bekannt gemacht werden.

3. Wenn die Gesttzc müssen gcdrnkt werden, so

sollen sie innert dreien Tagen, nachdem sie gcdrukl sind,
bekannt gemacht werden.

Der erste tz. wird ohne Einwendung angenommen.
§.2. Andcrwerth zweifelt, ob es möglich ist,

die Gesetze innert 3 Tagen bekannt zu machen: dieses

mag höchstens in dem Sitze der Regierung der Fall
seyn.

Eschcr: es kann hier nicht von der nnmittclba-
ren Bekanntmachung die .Rede seon, ssndcrn iiM^on
Unterzeichnung und Ausfertigung der Gesetze von Seist
des Direktoriums; allein dicVcs ist nicht gehörig i„ die-
sein f. entwickelt, und daher fodere ich Zurükwciftmg
desselben an die Ermmistion zu besserer Bearbeitung.

Z im m ermann folgt der Rükweisiing dieses §

an die Commission, weil hierüber weit genauere Bc-
stiminungcn erforderlich sind, um im Fall der Nicht-
ernillling des Gcfttzes, jede einzelne Behörde, welche
gestylt hat, vcrantwor ich machen zu können.

Kühn: die Commission hat verschiedene Gegen-
stärke in diesem f. ve wechselt, welche durchaus näher
entwickelt werden müssen: nämlich Vervollständigung
der Form des Gesetzes durch Aufdrückung des Siegels
und Nmcrschreibuuq durch das D" ektorisinn; erst wann
disses statt gehabt hat, w'rd das Gest- wirklich in Bub-
illation gcsezt; er stimmt also auch für Rükwcisung
an die Commission.

Nücc folgt, fodcrt aber, daß auch eine Zeit bc-
stimmt werde, innert wclckwr die Gesetze gedrukt und
versandt werden sollen; dern da «ufere Buchdrucker sich

nicht sehr übereilen, w ist es dringend, ihnen hierüber
eine Vcrvsiichtlmg auftulegm.

Der §. wird der EoW'nsssion ziiruftstwiesen.
f. 3. Herzog v. Ess. siudet diesen §. undeutlich,

wünscht aber, daß das aanze Gutachten der Commis-
sion zurukgewiesen werde, weil es überhaupt besserer

Ausarbeitung bedarf.

Dieser Antrag wird angenommen.
Esch er, im Namen der Commiffwn über die Bo-

soldung der Kanzleyen, legt ein Gutachten über die

Besoldung der Kanzley des Direktoriums vor, welches
für 2 Tage auf den Kanzleitisch gelegt wird.

Grüner erhält für ist Tag Urlaub.
Auf Carra rds Antrag wird das Direktorium

eingeladen, die erfodeissche Auskunft über die Verhält-
nisse des Stadtftckcls von Solothurn zu ertheilen über
welchen eine Commission nicdergefezt ist.

Die Gcmeindsvcrwaltung von Ne us bittet um
baldiges Gutachten über die Vertheilung der Gcmcmds-
gütcr: die Bittschrift wird der Commission zugewiesen.

Die Geistlichen von Lausanne klagen über Einstel-
lung ihrer Besoldungen durch einen Beschluß des Di°
rectoriums; — diese Zuschrift wird zu näherer Unter-
suchung des Gegenstandes an eine Commission gcwie-
sen, in die geordnet werden: Secretan, Schlumpf
und G issin.

Die Einwohner der Gemeinde Bnrtignn, im Le-
man, fodcrn unenlgcldlichc Aufhebung der Lekmgefälle,
Man geht über diese Bittschrift zur Tagesordnung.

Einige Bürger von Au bonne, im Leman, wün-
ichcn eine Schuld von dem Werth ihrer Già abzm
ziehen, die sie ans ihrem Gut schuldig sind:.

Auf Eschers Antrag geht man, auf das. Gesez
begründet, zur Taaesordnung.

B. Schüler ans dem Wirtenberg, in Biglen an-
fäßig, wünscht eine Schweuerbürgcrin z» heuratben.

Andcrwerth fodcrt Tagesordnnng.
Secretan folgt, will aber die Tagesordnung

auf das Fremden - Gesez begründen.
Dieser lezte Antrag wird angenommen.
Die Munizipalllät vsn Pet crlmgcn macht Ein-

wendunaen gcaen die Bittschrift der Müller dieses Be-
zirks. Diese Z'sschrift wird an die über die erste Bitt-
schrist nicderqesczte Commission gewiesen.

Die Bürgerin Luder von Rongemant wünscht von
ihrem Ehemann geschieden zu werden. Ans die Rich-
terüchkcit dieses Begehrens begründet geht man zur
Tagesordnung.

Das Direktorium übersendet folgende Botschaft:

Das Valîzielumss direktorium der einen tmh
lmtdeilbssreu ffeiveiMett Republik an die
ft-sezqebendei! Ratbe.

Bürger Gefezgcbcr!
Das Directvrium macht Euch auf die widrigen

Folgen aufmcrksam, die jene Anordniing des Gesetzes
vom s.Man '7S«>, betitelt: Vorsss-rift für die
Regiexungs-Statthaltcr,.Artickel IX. nach
sich gezogen.

Diese Nnfchikiichkeiteu sind:



Der Einfluß, den sich em îkutcrsiatthalter bei
îen Tridnnalicn erlaubt, wo er mündliche Vcmevkum
gen zu machen befugt ist.

s) Regelloser Mißbrauch bei der Rechtspflege,
wofern in Rücksicht auf die Bemerkungen eines Unter-
statthaltcrs ein Tribunal Feinen eigenen Spruch auf-
hebt, uin einen neuen ergehen zu lassen.

3) Entstehung des Wldcrsvruchs, wofern, nach-
dem zufolge von dem Tcrte des Gesetzes ein Urtheils-
spruch in Vollziehung gesezt würde, hernach der Justiz-
Minister sich Verfügungen anmaßte, die dem Spruche
geradezu entgegen wären.

In der Ueberzeugung, Sie werden den Tribuna-
lien die denselben so nothwendige Unabhängigkeit sichern,
und aller fatalen Zweideutigkeit zuvorkommen, unter-
wirft das Direktorium diese Gedanken ihrer Berathung;
es überzeugt sich gleichfalls, daß Sie, Bürger Gcsez-
gebcr, in ihrer Weisheit den ü. Art. des Gesetzes vom
s. Merz i7?s. berichtigen, und die Art und Weift
der Aufsicht oder Wachsamkeit bestimmen werden, web
ehe die Unterstatthalter zur Behauptung der RechtSfor-
men und der Gesetze über die Tribunale auszuüben
haben, ohne daß hierbei die Unabhängigkeit der rich-
terlichcn Gewalt oder die Grundsätze der Rcchrslchre
können beeinträchtigt werben.

Republikanischer Gruß:
Der Präsident des Vollz. Direktoriums,

L a h a r p e.

Im Namen des Direkt, der Gen. Sekr.

Mousson.
Carrard: schon lange ist eine Commission über

diesen Gegenstand niedergcftzt: ich fodere Rükweisung
dieser Botschaft an dieselbe und in 8 Tagen ein Gut-
achten. v

Iomini folgt und fodert Ergänzung dieser Coin-
mission. Diese Anträge werden angenommen, und
der Commission Carrard und Anderwerth bei-
geordnet.

Trösch erhält für s Tage Urlaub.

Senat, r6. Juli.
Präsident: La stech ere.

Lüthi v. Sol. glaubt, wir sollen in unsern Com
fiitutionsabändcrnngen im Einverständniß mit dem Voll.
ziehungs-Dircctorium zu Werke gehen, und schlägt vor,
eine Abschrift unsrer Abänderungsbcschlüsse an das
Bürcau des Directoriums zu senden.

Meyer v. Ara» zweifelt, ob es thunlich sey, daß
»cr Senat eine solche Mittheilung an das Director,um

mache; er glaubt, es könne dies durch einzelne Mit-
gli.dm geschehen.

Meyer v. Arb. stimmt dem Vorschlag Lüthi's
nicht bei; der grosse Rath könnte sich daran stoßen
lind Privat- Mittheilungen werden viel besser zu dem
beabsichtigten Zwek führen.

Lüthi v. Sol.: Wann w>r v r 6 Jahren Con-
stitncions-Abänderungcn erhallen wollen, so müsse» die

sämtlichen erstell Aulhöntät«? der Republik darüber ein-
verstanden fern; übrigens ist l e verlangte Mittheilung
Privat-Mitthcm'i'.g einer Kanzlei an die andere.

Crauer spricht gegen den Antrag; das Volk darf
nicht glauben, daß das Director»:!» in dieser lvache
etwas zu sagen habe.

Lüthi v. So!, zieht seinen Antrag ^urük.
Usterr erhält das Wort für eine Ordmmgsmo-

rion.
BB. R. So wie wir in unsrer Rcvistonsarbcit

der Constitution den wichtigern und weftnliichern Ab-
ändcningen uns nähern, die crfodcrlich sind, wenn wir
mir Beibehaltung der Einheit der Republik und ihrer
repräsentativen Verfassung, eine grössere Einfachheit in
die Regicrungemaschmc bringen, die öffentlichen Bc«
amtcn minder zahlreich, minder kostbar, und durch sorg-
fältigere Bestimmung der Eigenschaften, die von ihnen
gefodcrt werden, ihrer Pflichten und ihrek Verantwort-
lichkeit sie auch besser machen wollen — desto fühlba-
rcr muß uns die Nothwendigkeit einer neuen Einlhci-
iung des helretischcn Gebiets werden.

Vergeblich werden wir.uns mit der zwekmäßigsten
Abänderung und Vereinfachung der coustitutioncllen
Kantons - Obrigkeiten beschäftigen, so lange wir den
Boden der Republik nicht, wie es die Einheit des

Ganzen ei fodert, in soviel möglich gleichartige Theile
werden abgetheilt haben. Wir haben uns bis dass»
mit diesem Gegenstand nicht beschäftigt, weil ein gros-
ser Theil von uns in der Ueberzeugung stund, es käme
die Initiative darüber dem grossen Rathe zu, und
weil dieftr auch in der Ti at mehr als einmal sich da-
mit zu beschäftigen anficng.

Da nun abpr in der gestrigen Sitzung der grosse

Rath die Sache vertaget hat, bis er sich als Theil
der Cv"-ftitiiljens-Abä»dcrungen damit beschäftigen kön-

neso glaube ich, dürfen wir nichr länger anstellen,
dieselbe zum Gegenstand unsrer Berathungen zu machen.

Ich spreche, BB. R., hier eben so wenig von ei-
ncr Verminderung, als von einer Vermehrung der Kan-
tone, noch von irgend einem andern beftndern Preiste,
kondcm von der neuen Eintheilung des helvetischen Ge-
diets in soviel möglich gleichartige Abtheilungen: — ich
will aus keine Weise ein voreiliges Urtrci! über die
beste Art, wie man diesen Zw'k erreichen könne, fällen.

Aber ich schlage euch vor, Ihr möchtet heute eine
beftndere Commiffwn— denn eure Revisionskommission



scheint mir mit dcn Arbeiten, die fie schon hat und
denen, die ihr ihr successiv zuweisen werdet, hinläng-
tich dcschâstigt; und der Gegenstand, um den es zu
thun ist, kann füglich für sich ocarbeilct werden: ihr
mochtet, sage ich, deute eine besondere Connnsision von
6 Mitgliedern durchs Scrutinimu mennen, die euch
in iv Tagen einen Bericht machen soll. Es bzcibtdic-
ftr Commission überlassen, ob sie euch in diesem er-
sien Bericht nur Grundsätze vorlegen wolle, die beider
neuen Emthî'.lung wlicn beobachtet werden, oder ob sie

sogleich ein Antheil ungs-Projcct selbst beifügen will.
Erauer glaubt, dieser Antrag beruhe am einer

noch uncntschicdneu Frage: ob nemlich der Senat oder
der grosse Rath die Initiative hierüber habe, — er
meint, diese komme dein grossen Rathe zu; und für ein-

mal, hält er dafür, sey es besser gethan, sich mit einer
neuen Eintheikmg gar nicht zu beschäftigen. Er ver-
langt Tagesordnung.

Lüthi v. So!.: Craucr.mißversieht Uficri ganz;
es ist jezt nur davon die Rede, ob wir als constttutionel-
len Artickel eine neue Emtheilung Hcloetiens entwer-
sen wollen. Vor wenig Tagen haben wir uns erklärt,
wir wollen abwarten, ob der «rosse Rath uns einen
Vorschlag einer solchen neuen Eintheilung machen wer-
de; nun will der grosse Rath sich damit nicht besckäs
tigen: er verlangt, daß die unterstüzte Commission »ync
weiters ins Mehr qeftzt werde.

Crauer: Der grosse Rath bat die Sache darum
vertaget, weil er den Moment nicht für günstig hält,
sich damit zu beschäftigen. Er besteht auf der Tages-
vrdnnng.

Ecnhard verlangt Nicderlegnng von Usteris An-
trag für 2 Tage auf dcn Kanzlcitisch.

Die Urgenz wird verworfen, und der Antrag für
s Tage auf den Kanzleitisch gelegt.

Meyer v. Arau macht folgenden Antrag, der
an die RevisioiisconimWon gewiesen wird.

In Erwägung, daß die Gewalt des Obergcrichts-
Hofs durch die Constitution nneingeschränkt ist, so daß

angeklagte Repräsentanten, Directoren oder andre selbst

unschuldige Bürger, nach willkührlichcm Belieben des

Obergerichtshofs, wie ehemals in der Bastille, Iabre
lang schmachtend in den Kerkern könnten gelassen und
vergessen werden;

In Erwägung, daß sonst allen übrigen Gewalten
und Beamten der Republik durch die Constitution Ver-
antwort! ichkeit und Strasse auferlegt ist, so ist es er-
forderlich, daß auch dem ObcrgcrichtFhof Verantwort-
lichkeit, Ziel, Maaß und Straft durch einen Artickel
der Constitution bestimmt werde;

beschließt der Senat also:
Kein angeklagtes Glied der obersten Gewalten soll

länger als höchstens 2 Monat in aefäuglichcm Arrest

sitzen bleiben, m dieser Zcir ftk! sein Prozeß beendigt
seyn.

2. Das gleiche soll mit al;«- Vàbaftur.aen >ckn

Civil- und Criminal-Prozessen, die vo. dem Odngs-
richtshof schweben, geschehen.

3. Der Obcrgcrichtsyof ist für alle Sprüche per-
antwortlich, lfte er umfallt, wenn sic constitutions- und
geiezwidrig, oder offenbar nngerecbr, oder nnangchört
dcr dabei intcrcssirtcn Parthci ausgefällt sind.

In solchen Fällen übersenden
4. Die geftzgebendcn Rathe dem Obergerichtsbof

einen solchen Ricktcrspruch zur Revision mit dem Be-
melden, daß derselbe constitutionewidrig oder ungerecht
oder unangchört der Parthci abgesprochen oder geftz-
widrig scye.

s. rä Tag hat der Obergerichtshof Zeit zu dieser
Revision, und dessen endliche Beurtheilung muß durch
Appel nominal geschehen; — beharret der Obcrgerichts-
Hof auf seinem Urtheil durch die Mehrheit der Stim-
men, so werden dicke Stimmengeber durch ein Dekret
der gesezgebcnden Räthe aufgelöst, und ohne Verzug
durch die Wahlmänncr mit andern Gliedern erftzt.

6. Auch in dem Fall, wenn die angeklagten Glie-
der der obersten Gewalten, oder andere in Civil- oder
Criminal-Prozessen stehende Bürger im Lauft von höchst
3 Monaten nicht beurtheilt sind, oder die zur Revi-
sion dcr Urtheile anberaumte 1-1 Tage ohne Erfolg vor-
bcistrcichen wurden, so sollen die geftzgebendcn Räthe
durch ein Dccret den Obergerichtsbof anffobern, diesem
cm Genügen zu leisten: im Fall solches in Zeit r4
Tagen nicht geschieht, so ist der OdcrgerichtShof auf-
gelöst, oder wenigstens die Glieder, welche sich bei
Abstimmung mit Nahmensanfrnf dieser Aussodcrung
widcrftzt haben: die Erneuerung dcr aufgelösten Glie-
der geschieht sogleich ohne Aufschub durch die Wahl-
männcr.

7. Alle solclw ausgelösten Glieder verlieren s Jahre
lang ihr Activ-Bürgerrecht.

«. Ein jeder Rath, dein solche constitutionswidrige
Handlunaen bekannt gemacht sind, Hit hiebet das Vor-
schlags - Recht und kann seine abgefaßte Resolution dem
andern Ralh zur Annahme oder Veuperfting vorlegen.
Nach geschehener Annahme wird dieselbe dem obern
Gerichtshof zugesandt.

Grosser Rath, ^7. Juli.

Präsident: Kühn.
Der Senat übersendet in einer Bothschaft'den

Vorschlag der Abänderung der ?4 und 74 der
Constitution, in Rücksicht der Beschränkung des Wahl-
rdchtö durch das Loos.

Kühn sagt: Als vor einem Jahr Helvetic» dmch



I-
einen Stoß von misse» in eine Eine Republik zusam-
mengeschmolzen worden, war es cm Glük für dieselbe,
sogleich eine Constitution vorbereitet zu finden, die unS
der Anarchie entriß; allein wir können uns viele Feh-
ler derselben nicht verhehlen und unter diese gehört
vorzüglich die Einmischung des Looses in die Wahlen,
welche unter dem Einflnß der damahligen, jezt durch
die Rache des Volks gestürzten fränkischen Direktoren,
in dieser Constitution eingeschoben wurde, und deren
Wcgstreichung gewiß sehr wünschbar ist, weil nicht das
Loos, sondern b'.e freye Wahl der Bürger, die Beam-
ten der Republik ernennen soll. Allein, ehe der ese-
nat Hand an das grosse Werk der Constitutionsverbes-
strung legte, hätte er den XI. Titel derselben zurück-
nehmen solle» ; denn ehe dieser Titel constilntionsmäs
sig zurückgenommen ist erlaubt uns unser Eid, für die
Erhaltung der Constitution zu wachen, keine Constitu-
tionsabändcrnng; ich begehre also, daß der grosse Rath
erkläre: der Constitution zufolge, sey dieser Beschluß
des Senats fur nichtig anzusehen.

Secret an glaubt, der Vorschlag des Senats
habe das Recht uns zu gefallen; denn unstreitig ist das
Loos in den Wcchlen eines freuen und guten Volks
höchst »acbthcilig; in Rücksicht der gemachten Einwcn-
düngen aber ist zu bemerken, daß wir noch viele «nde-
re Abänberungsanträge zu erwwten haben, und daß
höchst wadrschemlich auch die Abänderung jenes §,
der jeder Consti'utionsverbesscrung L Jahr Aufschub,
vom ersten Beschossen gerechnet, auflegt, wird ange-
tragen werken, welches ich sehr wünsche, in so fern
uns dann nicht » viele und zu grosse Neuerungen in
der Verfassung vorgeschlagen werden. Auch gestehe ich,
daß vor dicst-n je igen Antrag des Senats auch noch
andere wichtigere zu machen gewesen wären. Vor al-
lem aus k äue ich gewünscht, daß daö Verhältniß der
Vo t>> ep äsntati. n mir der Volksmenge, auf eine zwck-
mäßige Art bewirkt würde. Indessen fodere ich Vcr-
wcss«nia dieser Bo'hschaft an eine Commißion.

Aim mer m a n n und ee? chlu m p f folgen Se-
ipeelan. Car rar d bemerkt, daß wir dem Reglement
zmolgö, nicht eher diese Bothschaft behandeln können,
VW ße 6 Tag auf dem Kanzievuüb gelegen hat, weil
ter Senat sie uns nicht mit Driuglichkcitserklärung über-
sandle.

Nncc wnndert sich, daß der Senat mit diesem
An'rag den Anfang macht, und daß er nicht weiß,
l 'ß mau beym A, sta t beym T, das Alphabcth a -

fängt. Die Zeit der Urvcrsammlunqen rückt heran,
«rd wie viel will dann der Senat bis auf diese Zeit
n ch verbessern? Ucbrigcns seh icssc ich für Dringlich-
îeikscrklárung.

' nbn q'aubt, auch ohne Dringlichkcitse.klärung
könne dcrjÄcgenstai.d sogleich einer Commißion zur Be-
rathung übergeben werden, wozu er stimmt.

Escher: Dem Reglement zufolge, muß jeder Ne-
schluß, der nicht die Dringlichkeitscrklärnng mit sich

führt, auf dem Kanzleytisch, während-à Tagen, lie-
gen bleiben, und da es hier von Constitntionsverände-
rung die Rede ist, so lohnt es sich doch wohl der
Mühe, den Mitgliedern diese Zeit zur Prüfung zulassen.
Was nun aber die gefoderte Rücknahme des XI. Titels
der Constitution betrist, so bcbaurc ich freylich, daß er
nicht schon vor einem Jahr zurückgensmmen wurde,
aber daß man jezt denselben sogleich wegstreichen will,
um die Constitution sogleich verbessern zu können, dies
bcgreiffe ich nicht; denn wenn wir diesen Titel consti-
tntionsinäßig anst.cben wollen, so muß er, ehe dessen
Abschaffung dem Volk vorgetragen werden kann, erst
5 Jahr vorher von der Gesetzgebung abzuschaffen be-
schloffen seyn ;- wollte man sich aber erlauben, diesen
Tilci constitutionswidrig aufzuheben, so verletzen wir
die Consiilutton, und'geben also nicht n»r diesen Ti-
icl, sondern jeden andern, der Willkühr prciß, wozu
ich nicht stimmen kann.

Sccreta» ist nun Kuhns leztercr Meinung,
wundert sich aber über die drollichte Meinung Eschers,
der jede Constitutionsänderung noch -5 ganze Zahrc vcr-
schieben will, weil selbst der §, der diesen L jährigen
Aufschub verlangt, erst in 6 Jabren verbessert werden
sollte. Wer wird in solchen Zeiten von Gefahr, einen
solchen Aufschub verlangen können?

Bourgeois folgt Sccretan, weil er das Glück
des Volks nicht 5 Jahr und 6 Tag vertagen will.
Graf ist gleicher Meinung und gesteht, daß er über
EschcrÄ Acnsswungen erschrak, wodurch das Volk für
die Ccnsittution, nicht die Constitution für das Volk
geschaffen würde. Zimmer mann fodckt sogleich
Verweisung an eine Commißion und findet Eschers Be--
merkung keineswegs lächerlich, sondern in der Constitu-
tion gegründet; doch aber host cr, daß diestr schwieri-
gc Knote», der ^ Jahre Aufschub jeder Coustituiionsvcr-
bcsscrung verlängt, im Frieden werde gelöst werden, und
daß jede Rücknahme eines s in der Constitution, die von
den beyden Rathen beschlossen ist, ohne Schwierigkeit
beym ersten Anlaß werde dem Volk zu Genehmigung
vorgc egt werben können.

Pellegrini glaubt, es sen sshr zweckmäßig, daß
die Coustitutionsänderungen nicht so leicht gemacht wer-
den können, im Anfang der Wiedergeburt eines Volks,
weil dicftlben leicht ans die Fundamenkalgrundsätze der
Freyheit des Volks einwirken könnten ; Er ist daher ganz
Eschcrs Meinung und wundert sich über die seltsamen
Aeusserungen Secrctans, so wohl gegen diese Meinung
als auch über den Wunsch, schon dieses Jahr die Sicll-
Vertretung des Volks in beyden Räthen der VolkSzahl
verhälknißmäßig zu »nachen, da doch die Constitutis-n
icdem vorhandenen Mitglied dee Dauer seines Amtes
bestimmt.



Carra rd zieht seinen Antrag znrük. Der Ge-
genstand wnd an eine Conimißion gewiesen/ m welche
geordnet werden:

Carrar», Escher, Graf, Schlumpf und
Blatt m a n n.

Cure zweyte Bothschaft des Senats, welche die

Znrü'nahmc des 29. z der Constitution, die Exdirek-
torsu betreffend, orsch-ägt, w rd verlesen und der so

even ernannten Commtssion zugew esen.

Dre Schrfflcurc von Horb im Kanton Ln-
zero, bitten um einige Unterstützung wegen ihren hau-
figen Rcquisitionsfnhren.

Auf An der Werths Antrag wird die Bittschrift
dem Direktorium zugewiesen.

Ueber em .oeurachöbegehren von I oh. Bury
im Kmiton Bern, inic einer Person, mir der er die
Ehe gebrochen hatte, geht'man einmüthig zur Tages-
ordnung.

Die Munijipalitât von Charmay imKan-
ton Frey bürg begehrt gleichmäßige Vcrtheilung der
Ztequlsttionen in jeder Gemeinde.

Thorin fodert über dieses gerechte Begehre» eine

Commmion, um einen allgemeinen Gcsctzcsvorschlag
zu entwerten. Dieser Antrag wird angenommen und
in die Commission geordnet: Thörin, Fizi und

Kaufmann von Stäfsisburg.
Die Versammlung bildet sich in geheimes Comite.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung wird folgende
Botschaft verlesen:

Das Vollziehlmgs - Directorium der einen
und nntheilbaren helvetischen Republik,
an die geftMbtnden Räthe.

Bürger Gesetzgeber!

Zuwider dem lt. und 12. Art. des Gesetzes vom
F. Februar, über die Bcziehungsart der Staatseinkünfte,
hat es sich in der bedrängten Lage, in weicher sich das
Vaterland befindet, ereignet, daß einige Verwaltungs-
kammern, durch den Drang der Umstände gezwungen,
über die in den Staatskassen befindlichen Gelder dispo-
nirt habe»/ ohne deßwegen die Bewilligung vom Voll-
zlehungs-Direcrorium erhalten zu haben. Das Vollste--
Hungs-Direcrorium glaubt unschicklà in gegenwärti-
gen Fällen von der Gewalt, so der »2. und iv6. Art.
der Constitution in seme Hände legt, Gebrauch zu
machen, und selbe nur auf jene Beamten anzuwenden,
deren Handlungen und Denkart mit den wahren Grund-
satzen von Freiheit und Gleichheit nicht übereinstimmen;
allein es sieht sich in der Nothwendigkeit, Euch,^BB.
Repräsentanten, einzuladen, durch em Gesetz die «straffe
zu bestimmen, so durch ttebcrtretung der bemeldten 2

Art. alls die Verwaltnngskammern oder Kantons-Ein-
nehmer anwendbar gemacht werten könne.

Republikanischer Gruß!

Der Präsident des Vollziehungsdirektoftu«,
L a h a r p e.

Im Namen des Direktoriums der Gen. Sekr.
M 0 u s s 0 u.

Zimmermann: Noch immer können sich ver-
schiebene Verwaltungs - Kammer» nicht an die Ein--
heit der Republik gewöhnen, und glauben, daß nur für
ihren Kanton ausschliesscnd gesorgt werden müsse: es
ist Zeit, hierwidcr Maßregeln zu Aehmcn und daher be-
qchre ich, daß hierüber eine Comniiinon, welche uns
strenge Gesetze über diesen der ganzen Republik so wichti-
gen Gegenstand vorschlage, ernannt werde.

Schlumpf folgt und ftem ssch, daß das Direc-
torium nicht gleich mit der grossen Art einhanen will,
wie es einst im Kanton Sentis gethan hat, denn die
Umstände können oft zu ausserordentlichen Mitteln zwingen.
Die Botschaft wird an eine Commission gewiesen, m
die geordnet werden: Ca r min t r a n, Zim m e r m aun,
Matti, Rcllstab und tschoch.

Herzog v. Ess. erhält für 10 Tag Urlaub.

Senat, t7. Juli.
Präsident: Laflechere.

Rahn, im Namen der Revifionscommiftion de»

Constitution, legt 2 Abfassungssorschläge vor, die für »
Tage auf den Kanzleitisch gelegt werden.

Meyer v. Aean verlangt, daß bei den Debatte»
über die Constiturionsabänderungen das Wort jedem
Mitglied so oft gegeben werde, als es dasselbe verlangt.

Fuchs stimmt bei; doch soll keiner zum zweite»
mal reden, bis alle, die zmn erstenmal reden wollen,
gercdt haben.

Hoch will während solchen Disensstonen weder
Facta noch Oibnungsmotioncn gestatten.

Crauer glaubt, das leztere könne nicht zugege-
ben werden.

Lang glaubt, ohne Verbesserung würde Meyers
Antrag unsre Debatten unnütz-rwene sehr langweilig
machen; er will nur smal jedem Mitgliede zu reden
gestalten.

Die Anträge von Meyer, Fuchs und Lang wer-
den angenommen.

Làthi v. Sol. trägt darauf an, die Saal-In-
spectorcn sollen sich mit denen des grossen Raths un-
terreden, um Gleichförmigkeit in der Einschreibung
der Abwesenheiten der Mitglieder.HAder Räthe, die

für den Gchaitnbzug dienen sollen, zu erhalten.



Hoch weiß, daß im grosse» Rath k«m solches
Verzcichmz der Abwesenheiten geführt wird: er verlangt
Ràknahinc des BcschlusscS hierüber.

Craucr glaubt, das Gescz über die GehaltSab-
züge sur Abwesende sey zurükgenommm durch das
neueste Gescz über die Gehalisvermindcrung.

Lang begehrt Tagesordnung, weil-es billig ist,
daß die Ni/H: da sind, auch nicht bezahlt werden.

Fuchs stimmt Craucrn bei.
Die Tagesordnung wird verworfen.
Alu ret verlangt Vertagung und Verweisung an

die Saal-Insvecwrek, die sich mit denen des grossen

RatbS besprechen sollen.
Dieser Antrag wird angenommen.
Der Beschluß wird verlesen, weicher vom Tag der

Bekamumachung dieses Gesetzes an alle fremden Mün-
zen unter 2 Batzen und fünf Rappen gänzlich ausser

Umlauf sczk.

Schwallcr verlangt Vermessung an eine Com-
mission: 'es ist um beträchtliche Massen kleiner iranzö-'
fischer Münzen, die unumgänglich ins Land kommen

müssen, zu thun.
Die Commission wird beschlossen, sie foil in a

Tagen berichten und besteht ans den BB. Rahn,-
Bert holet und U st cri.

Der Beschluß wird verlesen, der jedem Supplean-
ten beim Obcrgerichtshof 2030 Franken als jährlichen
Gehalt bestimmt.

Er wirb an eine Commission gewiesen, die mor-
gen berichten soll: sie besteht aus den Bürgern Bay,
Stoedmann und BarraS.

Der Beschluß, der dem össentlichen Ankläger beim

Obcrgerichtshof säoo Franken als jährlichen Gehalt
bestimmt, wird an die gleiche Comumsion gewiesen.

Eben so derjenige, welcher den Gehalt der Com-
nüssm-s bei der Nationalschatzkammer auf 22-ìo Fr.
bestimmt.

Auch jener, der den Gehalt des Gencralsecretairs
des Directoriumsi auf -tsoo Franken und unineublirtc
Wobnmig sestscst.

Der Beschluß über die Förmlichkeiten der Pcti-
tlonen wird verlesen, und an die früher mit dein we-

gen Ncdaccionsfchler verworfenen Beschluß beauftragte
Commission gewiesen, die in 2 Tagen berichten soll.

Der Beschluß wird verlesen, der die Beziehung
der Auslagen den Munizipalbeamtcn überträgt und
die Untecstatthalter verpflichtet, die Agenten ans den
Munizipalbeamtcn zu wählen: er wird an eine Com-
mission gewiesen, die in Z Tagen berichten soll: sie

besteht aus sen BB. Münger, Meyer v. Arau,
Lang, Lüthi v. Langn, und Kubli.

Em Beschluß folgenden Inhalts wird verlesen:

„ Kein öffentlicher Beamter, der ats solcher von einem

Bürger angeklagt wird, seine Ehre verlezt zu haben,
kann sich der Pflicht einziehen, vor dem gewöhnlichen
constitutionellen Richter zu erscheine». „Meyer v. Arb. stimmt zur Annahme; er hätte
geglaubt, es wäre nur gar nicht nöthig, eine so ein-
fache und so gerechte Sache durch ein Gescz vorznschrei-
den. Der Beschluß wird angenommen.

Grosser Rath, is. Juli.
Präsident: Kühn.

DaS Directorium übersendet folgende Botschaft,
welche dein venal mitgetheilt wird.

Das Vollziehungsdirettorium der einen und
umheiibaren helvetischen Republik, an die
gesetzgebenden Räthe.

Bürger Repräsentanten!
Das Vollziehungs - Directorium meldet Ihnen,

daß jener Handelsvertrag, den Sie bereits bestätigten,
von den gesezgebenden Räthen in Frankreich vcrwor-
sen werden. Zugleich zeigt es Ihnen an, daß gegen,
wärtig also jene Sendung, welche die Unterhandlung
dieses Vertrags zum Zwecke hatte, ihr Ende erreicht
habe.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des Vollziehungsdirektorimnt,

L a h a r p e.

Am Namen des Voll;. Dir. der Gen, Sekr.
M 0 u s s 0 n.

Folgendes Gutachten wird zum zweitenmal verlc-
sen und Meise in Berathung genommen.

In Erwägung der Nothwendigkeit, den Beamten
in der Kanzlei des Dirccwnums ihren Gehalt gesezlich,
im Verhältniß ihrer Arbeit und ihrer erforderlichen Fä-
higkciten, zu bestimme»;

beschließt der grosse .Rath:
r. Der erste deutsche Redactions - Secrctair, der

erste französische Redactions-Secretaw, der Archivar
und der Ervcditions-Sccretair erhalten jährlich jeder
i76o Schwcizcrfranken Besoldung.

2. Der Ucbcrftber erhält jährlich <4äo Fr.
3. Der zweite deutsche Redactions-veeretair, der

zweite französische Redactions - Sccretair, der Registra-
tor des.Protokolls und die beiden allgemeinen Registra-
torcn erhalten jeder jährlich i36o Schweizern Franke»
Besoldung.

(Die Forlsetzung folgt.)



Der schwcizerts
herau-

vou Escher

Mitzliederu der geft^gebenden

Band III. Supplement X». XIX. Bern,

Gesetz gehnn g.

Grosser Rath, r». Juli.
(Fortsetzung.)

Beschluß des Gutachtens über die Besoldung des

Directorial-Bureau.) -
Die Copistcn erhalten nach Verhältniß ihrer

Fähigkeiten und Arbeiten, die dem General-Secretair
zu beurtheilen überlasse» sind, jeder jährlich nicht über
S6c> und nicht unter 6-io Schwcizerfranken Besoldung.

6. Das Vollziehungö-Directorium ist aufgefodert,
der Geftzgebung alle Jahre einmal, und jedesmal,
wenn es wesentliche Veränderungen in seiner Kanzlei
vornimmt, welche auf die «summe derZBcsoldungcn
wichtigen Einfluß haben, Bericht von dem Zustmid sei-

ner Kanzlei mitzutheilen.
§. Nücc würde gerne beistimmen, wenn wir

die Mittel dazu in Händen hätten, allein wir müssen

uns nach der Decke strecken, und so will er diese Be-

soidnngen auf rvo Duploncn herabsetzen und gerne in
Zukunft dieselben erhöhen.

Eschcr: Solche Stellen sind fowichtig, daß man
trachten muß, daß diejenigen Burger, die sie auf sich

haben, an denselben bleiben, und nicht, wenn sie die

gehörige Fertiakeit und Sachkenntnis erlangt haben,
dieselben verlassen. Freilich waren in der ehmaligcn

Ordnung die Kanzleistellcn weniger besoldet, aber dagc-

gen wußten sich diese Kanzlisten durch Trinkgelder n.
d. gl. die sie sich geben liessen, ihr bcguemcs Auskam-

men zu verschaffen, und zu solchen Mißbräuchcn sollen

wir nun nicht absichtlich den Anlaß geben : auch ist

die vorgeschlagene Ersparniß nicht groß, so daß ich auf
dem G mach ten beharre.

Äucc's Antrag wird angenommen.

2. und werden ohne Einwendungen ange-

nommcn.

he Republikaner
>egeben

und Usteri
äthe der helvttlscheu Republik.

den i. Winterm. 179?. n. Brumaire VIiI.)

§.4. An verwert h weiß nicht, warum ein
Minimum bestimmt, und warum soviel bezahlt werden
soll, wenn es möglich ist, für weniger Geld solche Cs-
pistcn zu haben.

Nüce findet, beide Summen seyen viel zu stark,
und um 100 Thaler seyen junge Copiste,, zu haben,
so viel man will: erschlägt daher als Marimum 70»
Franken und als Minimum dieser Besoldung,4oc> Fran-
ken vor. ì

C u st or ist sowohl Andcrwcrths als Nüccs Mci-
nung, doch will er etwas höher in der Bestimmung
des Marimums gehen, und schlägt zu dein Ende hin
»00 Franken vor.

Escher: Die Bestimmung dcS Minimums ist
darum nothwendig, damit die Chefs der Kanzleien wis-
sen, was sie ihren Schreibern im Gewöhnlichen zu
geben haben: freilich könnte man Arbeiter unter dieser
Summe haben, wenn man nur Bürger der jcdesma-
ligen Hauptstadt hierzu brauchen wollte, welches aber

nicht in den Grundsätzen unsrer Verfassung liegt; auch
ist es nicht um bloße Copiste,, wie in einem Kauf-
mannshaus zu thun, sondern um solche, welche die Ex-
pcdirionen besorgen und so richtig schreiben können,
daß ihre Arbeiten keiner Corrcctnrcn bedürfen: nimmt
man schlechte Sàidcr an, so muß alles mchreremak
verbessert und wieder abgeschrieben werden, wodurch
soviel Zeit und Arbeit verloren geht, daß diese schlcch-

ien Schreiber höher zu stehen kommen, als die bessern

und gulbesoldetcn: ich beharre also auf dem Gutachten.
Stockar war auch ehemals Schreiber in Schaf-

Hansen und hatte mehr zu thun, als einer unsrer Co-

pisten, und doch bat er manches Jahr für höchstens
20 Dupionen gearbeitet: da er überzeugt ist, daß ge-

nug Schweizerbürgcr sind, die mit Freuden solche Siel-
len annehmen werden, so stimmt er Nücc's Antrag«
bei. «Escher: freilich waren die chcvonge» Staats--
Kanzleien schlecht besoldet, aber dagegen waren diesee



Gtaalssecretairs immer junge Patrizier, die dann nach

einigen Iahren Landrogtcien und an cre hohe Stellen
erhielten; uno ohne Zweiftl wäre unser Coacg Scockar,
wenn die Revolution nicht dazwischen gekommen wäre,
bald gnädiger Bürgermeister geworden: da, nun :Ver

unsre Eopisten nicht in so Hohn Erwartungen stehen,
«- zo beharre ich neuerdings au> dem Gutaev'cn.

Es wird bestimmt, taß tue höchste Besoldung der

Co'nsten 700 Franken und tue geringste 4oo Franken
betragen soll.

Eu st or wünscht, baß man auch die Zahl der

Coolsten bestimme, weil sonst zuviel derselben angestellt
werden konnten, so daß dann doch wenig Ersparmß
durch dieses Gese; bewirkt würde.

Escher: wollte man die Zahl der Schreiber fest-

setzen, so müßte sie so hoch bestimmt werden, daß

man sicher wäre, daß sie tn jedem Fall alle Geschäfte

dcsoracn könnten, und dann würde sich jeder Cyes dc-

rcchtigl glauben, auch bei wenigem Geschäften immer
die gleich grosse Anzahl der Schreiber beizubehalten:
übrigens können wir in Nüksichc der Zahl der Schrei-
der ganz ruhig seyn, denn schon haben sich die Copistcn
unsrer eignen Kanzlei erklärt, daß sie bei einer solchen

Besoldung nicht, an ihrer Stelle bleiben können: ich

fobere also Tagesordnung über Custors Antrag.
Custor bcyarM.
Erlacher stimmt Eschern bei, doch wenn allen-

falls die Copisten davonlauffen, so hofft er, finden sich

Repräsentanten, welche die Kanzlei besorgen werden,
cr selbst anerbietet sich zu diesem Dienst.

Man geht üvcr Custors Antrag zur Tagessrdnung.
Detray legt folgendes neues Gutachten vor:

An den Senat.
In Erwägung daß es für die Handhabung der

Gesetze, für die Freiheit und das Eigenthum der Bür-
ger wesentlich wichtig ist, die Vorschriften festzusetzen,
nach weiche» die von den gcsezgebenden Räthen ergange-
z m Acten öffentlich bekannt gemacht werden sollen;

hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
1. Das Vottziehiings-Directorium wird auf alle

Gesetze und auf alle andere von dem gesczgedendcn Kör-
per crgangene Acten das grosse Siegel der Republik
t» Zeit von 24 «stunden nach dem Empfange aufdrücken
lassen.

2. In dem »emlichen Zeitraum von 54 Stunden
soll jedes znm Druck erforderliche Gcsez oder Dekret an
i n, Minister erlassen werden.

n. Auf das späteste in 24 Stunden soll der Mi-
i 'er das Gcsez oder das Deeret den« Buchdrucker
üb rftnden.

4. Der Minister und der Buchdrucker soll jeder

jeu, Register führen, in welches sie das Datum der
Versendung und des Empfangs der Gesetze und De-
krcte einschreibe!! ftuen.

s. Der Minister und der Buchdrucker werden un-
ter sich über die zum Druck erwrderNchr Zeit uberem-
kommen, und diese in ihrem Reg ster auszeichnen.

6. Wenn der Buchdrucker sein einecgangenxs Vcr-
spreche^ nicht hält, so soll cr mit einer Buße von we-
nigstcns >6, und höchstens 200 Franken bestraft werden.

7. Die Ltttern, deren sich der Buchdruster hierzu
zu bedienen hat, sollen so leserlich seyn, a.s es nur
möglich est.

s. Der Minister soll das gedruckte Gesez oder De-
kre-t durch die erste abgehende Post versenden. Ist der

Fall dringend, so sog das Gesez imnrc 24 Stunden
durch einen ausscrordentlichen Courier abgehe».

9. Was die Dekrete betrist, die den Druck nicht
erheischen, soll das Directorium dieselben m Verlauf
von L Tagen abgehen lassen. In dringenden Falten
soll diese Versendung innert 24 Smndeu geschehen.

to. Die Arc und Weift, Gesetze zu verkünden >

geschieht in folgender Form:
»Im Namen der einen und untheilbaren hclveti-

scheu Republik.»
Hier das Gesez, oder Dekret, so wie dasselbe cr«

gangen, das ist: der Beschluß des grossen Raths
und die Annahme des Senats werden mit ih-
rein Datum wörtlich angeführt. » Das Voll-
zichungs-Direclorium beDließt, daß obiges Ge-

» scz Dekret) mit dein Siegel der Republik aer-

» wahrt, und s wenn escinGsscz ist) in der vor-
,» geschriebenen Form bekannt gemacht, oder z wcnn
» es à Dekret ist) nach semer Form und I»-
» halt vollzogen werde.

Gegeben zu den
in. Die Bekanntmachung soll sogleich beim Em-

pfang des Gesetzes (oder Detters) vor sich gehen und
liegt dem Stgcmen ob.

Sie wird Statt haben:
^

») Durch den Anschlag an den gewöhnlichen Orten.
l>) Und über dies durch die Verlesung, welche von

dem Agenten, oder unter dessen Augen, von einem
Wcidcl nach vsllendctem Gottesdienste geschehen soll.

it. Zur Vollziehung des obigen Arlickeis übersen»
bet das Directorium von jedem Gesetze

g) Dem Obergerichtshof ein Exemplar,
b) Jedem Kantonsstatlhalter soviel Exemplare,,

als er bedarf, damit er der Verwackungskammer ein
Eremvlar, dem Kantonsgcricht ein Exemplar und je-
dem Untcrstaithalter laut folgendem Artickcl die nöthige
Anzahl derselben zusende.

12. Der Umerstatthalter wird seiner Scits jede«
Agenten ein Exemplar zustellen, damit er das Gesez

X ' ' -
>



h " ' '' / crdics übergiebt cr ein Exemplar
dem Distrittsgericht.

i/> >- : pbdemel?te« Behörden sind gehalten, ein

genaues Register der Gesetze und Dekrete zu führen,
d?'- ' il/r:'-'<l /:-/».

Itdee A ' î is ./ha ten, sowohl auf dem ihm
x/aBsmmcnen l-eftz, od Dekret, als auch auf sei-

//eichà /'/ T'szu bemerken, an weichem er es

èmpsqnqen, vnd j.'-wn, an welchem cr es bekannt ge-
macht hat.

Der «. s ohne Einwendung angenommen.
5 2. / ì c : Aile Gesetze, ohne Ausnahme,

müssen h'i cer übergeben werden; denn alle wer-,
den dur./ k/us>// / bekannt gemacht, also streiche man
die Worte: a Druck erwderlichc Gesetze" aus. Die-
ser' A»lrag r.ird angenommen.

Z z. E ch : Hier muß gerade dasjenige beygefügt wer«

dm was n ch/ .wrherigen'5 zu viel ist; denn nur diese:

nigen Gtch' üss n dein Buchdrucker übergeben wer-
den, n'-l-: 'l werden müssen, die übrigen aber
nicht. Di'.lcc ; :trag wird angenommen.

folgende» werden ohne Einwendung
angenvmmn ^

î E. kcher: D efer Begrif ist sehr relatisund
m>t den ärgrösten Buchstaben werden wir unsere Ge-
setze nicht drucken lassen wollen; also fodcre ich, daß

man einzig bestimme, daß die Gesetze deutlich und ic-
sàl ch gedruckt werden sollen.

Dieser Antrag wird angenommen.
§ 11. Fi; i will die Gesetze am Sonntag nach

dem Gottesdienst bekannt machen lassen. Eschcr ist

gleicher Meinung, weil sonst nio sv viel Bürger zu-
sammenkommen als zum Got esdienst, und aiso nach
diesem die Bekanntmachung am leichtesten ist; dahin-,
gegen in der Woche die Bürger arbeiten und besom

ders in den Dörfern zu entfernt von einander sind,
als daß sie sich bey diesem Trommelschlag cinsinden;
auch selbst in den Städten läuft 'gewöhnlich nicht die
ehrwürdigste Classe der Bürger zusammen, wenn in den

Strassen getrommelt wird.

Cnstor folgt, weil cr die Gesetze, wie Medici-
nen ansieht, die mit Achtung und Zulr uen aufgensm-
men werden müssen, wenn sie ihre gehörige Wirkung
thun sollen.

Kühn siebt die Bekanntmackumgsart der Gesetze
als eine Ausübnngsmaaßrcgel an, die wir nicht ui
bestimmen haben; cr will einzig bestimmen tas: tic
Gesetze der versammelten Gemeinde bekannt gewacht
werden sollen.

Nnce stimmt Kulm ben, weis Eftb'rs Antr-g,
in Rücksicht der dringenden Gefttzc, nicht genügt.
Custor beharret auf Fizis Meinung, welche ange-
nommcn wird.

Die übrigen §§ des Gutachtens, werden ohn
Einwendung angenommen.

Geyser, im Namen der Saalinivektoren, be-

geqehrt Bestimmung der militarckchen Ehreubezeugnn-
gen. Auf Groß Antrag wird diese Bestimmung den
Saalinivektoren überlassen.

Auf Lüschers Antrag sollen die Saalinspektorcn
ehestens Rechnung ablegen.

Die Gemeinde Herzogenbuckise wünscht
nähere Bestimmung über das Gemcindsgüter-Aiilcihen.
Auf Angspurgers Antrag wird dieser Gegenstand einer
Commißon übergeben, in welche A u gspu r ger,
Geyser und Rellstab ernannt werden.

Zum Präsident wird Marcacci und zum deut-
sehen Secretär Spengler ernannt.

Senat, 18. Juli.
Präsident: Laflechere.

Eraner, im Namen einer Commission, räth zur
Verwerfung des Beschlusses, der den B. Guillot de-
lrist, wegen eines Redaclivnsfthlers.

Usceri spricht dagegen, er hält den Fehler nicht
für bedeutend genug, und will ihn durch die Kanzler
verbessern lassen.

Crauer besteht auf seinem Antrag.
Muret stimmt Trauern bei.
Der Beschluß wird wegen Redactionsfthlcrn per«

worsen.

Ban, im Namen einer Commission, beneHtet
über den Beschluß, der das Gehalt des Generalftcre-
tairs des Directvriums auf 2800 Franken und unmeu-
blirte Wohnung fcflftzt, — und rath im Namen der
Majorität zur Annahine; die Minorität will den Ve-
schluß, als um äoo Franken zu stark, verwerfen.

Barras findet die Ursache der gegenwärtigen
Verminderung nnfter Gehalte, nicht m der Ucbersctzung
derselben von Anfana an, sondern in der Lage der
Republik und ihrer Finanzen, die crfodcrn, daß alle
öffentliche Beamten Opfer darbringen: wir würden den
Civiêm des Gencraifccrctairs beleidigen,, wenn wir
il n davon ausnehmcn wollten: man ftrichr von seinen
grossen Beschäftig nngen; sind aber die der Gcsezgederj
wenn sie ihrer Psticht Genüge leisten wollen, nicht
ebenfalls q vß? der Gencralsccrclair ist noch imzg, er
wird durch sci>-e Talente sich weiter befördern. Er
verwirft den Beschluß.

Lang ist glei.der Meinung; es ist um Kerechtig-
keil und Biliiakeit, nicht um abmarkten wie man
sich ausgcdriikt hat» zu thun. Zissolq der Constit"t!o»
svll.n alle ösientliche Beamten nach chren Geschäften
bezahlt weiden; also solider >cn.'rai'cc>.e>air mich nah
diesen »ich nach den Talenten, die seine Steile erse»»



dcrt, nicht nach denen, die er habe» mag, bezahlt
werden.

Ustcrt spricht für die Annahme: eben darum,
weil unfte Verfassung will, daß die Beamten nach Vcr-
hältnln ihrer Arbeit bezahlt werden, soll der General-
Secretair mehr Gehalt ziehen, als ein Repräsentant.
Läßt sich die Arbeit der lcztern — ich spreche nicht von
freiwilligen Studien, die man nach Belieben Arbeit
oder Erholung nennen mag, sondern von amtlicher Ar-
beit, die ans den Tag und die Stunde geliefert seyn
muß — nut der des Generalsecrctairs vergleichen?

Muret sieht das Schckfal des Beschlusses voraus,
aber, er wird dennoch seine Meinung frei sagen: wahre
Oetononue besieht nicht darinn, jede Ausgabe, sondern
jede überflüssige oder zu starke zu vermindern; wahre
Oekonomie besieht darinn, jede nöthige Ausgabe zu
machen. Er spricht von den ausgebreiteten unb müh-
samcn Arbeiten der Stelle des Generalsecretairs; die-

ftr Beamte wird schwerlich sehr lange diese Arbeit
tragen, oder bei seiner Stelle alt werden. Endlich will
Muret für die, so nur die Summe berechnen demer-
ken: der grosse Rath, der uns nun zweimal seinen Wil-
len, diesen Gehalt nicht beträchtlicher herabzusetzen,
gezeigt hat, wird uns keinen neuen Beschluß senden,
und so wird der wirklich stärkere Gehalt dieser Stelle
fortdauern.

Augustini: weniger anserbaulich wird der Tag
dem Volke sey», an dem man sich so lange mit dem
Gehalt eines einzigen Beamten der Republik beschäf-

tigl, als jener, an dem man die der obersten Gewal-
ten hcrabgcsczr hatte. Der Gencralsecretair ist nicht
gehalten, einen solchen Aufwand zu machen, wie ein
Stellvertreter des Volks; er ist auch nicht gezwungen,
seine Stelle anzunehmen oder zu behalten; er hat auch
noch andre Aussichten durch seinen täglichen Umgang
mit den Directorcn, u. s. w. Ich bin ein alter Ossi-
zier vom Frankenlande: ein Schweizer-Hauptmann in
diesem Dienst hatte asw Louisd'srs ohne Wohnung,
dafür mußte er seine Glieder zerschneiden lassen, Hitze
und Frost ansdaucrn, — und ein Gencralsecretair des

armen Helveticas, der in der Hmwtstadt bequem leben
kann, sollte mehr beziehen?— Wenn wir früher oder
später mit bestaubten Füßen oder gcschabctem Kleidwic
Fabricius und der athenicnsische Feldherr unberclchcrt
»ach Hause ziehen werden, dann wird unsre Armuth
uns zur grösten Ehre gereichen, und diese Ehre möge
auch der Gmcralfccrctair mit uns theilen. Muret irrt
sich, wenn er glaubt, der alte Gehalt könne von dem
Gcncralsekrctair weiter bezogen werden; alle ältern Gc-
Haltsgesetze sind znrükgcnomincn.

Mittel holz er glaubt, i-t müsse der Vermögens-
Zustand der Republik hauptsächlich bei Bestimmung
öer Gchalre im Auge behalten werden; keine öffentliche
«Stelle in unsrer Republik, zumal wen» sie permanent

!4Z

seyn kann, soll r,5o Zomsd'ors übersteigen; der Gene-
ralsecrctair hat keine besondere Verantwortlichkeit; er hat
nur die Arbeiten, die ihm aufgetragen sind, zu vollziehen,
für die vollzogenen ist er nicht verantwort!.ch. Er ver-
wirft den Beschluß.

Nuepp stimmt zur Verwerfung, und will dem
Gencralsecretair nicht mehr geben, als einem Gesczgc-
ber. Kub! r spricht für die Annahme des Beschlusses,
ihn befremdet, daß man Verglcichuugen zwischen den
Arbeiten der Gesezgeder und jene» des Generalsccrc-
t.urs ar.stcilr; er hat nie in seinem Leben so ruhige
Zeit gehabt, wie seit er Senator ist, er weiß vielmal
nicht, wie er die Zeit tödcn soll; — was bann end-
lich den französischen Hauplmann, des B. Augustint
bctrift, so will er den dahin gestellt seyn lassen; wenn
er aber alle Jahre Semestre nahm, und sich ihn noch
zu verlängern wußte, so waren seine Arbeiten eben nicht
so mühsam.

Meyer v. Arb. ist für die Annahme und stimmt
Usteri, Muret und Kubii bei; es thut ihm sehr leid,
daß Augustin! mit so wenig Achtung von einem Gene-
ralsecrctair gesprochen und gesagt hat, wann er mit
seinem Gehalt nicht zufrieden ist, so könne er gehen.
Augustini hat also vergessen, daß nach unserm Gesetze
kein öffentlicher Beamter seine Stelle verlassen kann.

Craner findet,- man habe in dieser Discussion
die Würde des Senats zu sehr herabgeftzt, und jene
des Gcneralfccrctairâ zu sehr erhoben; er stimmt zur
Verwerfung. '

Bay fragt, wie viele Mitglieder ausstehen wür-
den, wenn man fragen wollte, wer sich die zu dieser
Stelle nöthigen Talente zutraue; gegentheils wird aber
doch niemand zweifeln, daß ein fähiger Gcneraifecre«
tair auch ein brauchbarer Gesezgeder wäre.

Mit 29 Stimmen wird der Beschluß angcnom-
men, 2 8 Stimmen sind für die Verwerfung.

Man verlangt den Namensaufruf; er wird vor-
genommen: 29 Stimmen sind für Annahme, 27 für
die Verwerfung.

Der Senat schließt seine Sitzung, und nimmt
einen Beschluß an, der dem Directorium einen Credit
von rsooo Franken für geheime Ausgaben bewilligt;
und einen zweiten, der vom Directorium Antwort auf
verschiedene Fragen, den Unterhalt der fränkischen Up-
mce in Helvetic,» betreffend, verlangt.

Grosser Rath «5. Juli.
Präsident: M arcaeci.

Sch u m p f legt folgendes Gutachten vor, «ber
welches Dringlichkeit erklärt wird.

Bürger Repräsentanten!
Die Commißisn, welche über die Bittschrift des



B. Hans Kapfcr, von Höchstätten nicderqestzt wor-
den; — mn die angeführte Thatsachen dieser Petition,
und vorzüglich, die Frage zu untersuchen: » Ob
„ein Güterkauf, der vor Bekanntmachung des Fi-
„uanzgcseZes geschlossen worden, — der aber aus zu-
„fälligen Ursachen erst nachwärts ausgefertiget werden

„konnte, gleichwohl der Handänderungssteuer unter-
„worsen seye, oder aber nicht —

Hat die Ehre folgenden Bericht abzustatten, und
zugleich einen Gefttzssvorschlag, Eucrer weisen Berath-
schlagung vorzulegen.

Die Commißion hat die, in die er Bittschrift an-
geführte Thatsache, nach eingezogenem giaudwürdi-
gen Bericht, richtig befunden; daß nämtich der im
Fall liegende Kauf schon im Apritl t7y7, geschlossen
worden.

Die Commission hat sich aber sowohl durch diese

Bittschrift, als durch eine andere, die seit her in ihre
Hände gekommen, so wie auch durch ähnliche, die

schon vor der Gc'.etzgebnng erschienen, bewogen ge-
funden, hierüber ein allgemeines ErkiärungSgcsäz vor-
zuschlagen, wodurch diesen und vielleicht noch mehrern
solchen Petitionen, auf eine ganz gerechte Weise abge-
holfcn werden könnte. Sie schlagt Euch demnach fol-
genden Beschluß vor:

An den Senat.
In Erwägimg, daß nach der Gerechtigkeit, und

'nach den Grundsätzen der Constitution, ein Tesez keine

rückwirkende Kraft haben kann.

In Erwägung, daß das Beschwerliche eines Ge-

sctzeS, niemahls auf solche Fälle angewendet werden
könne, weiche vor der Bekanntmachung dieses Gest-

zes Kttatt gefunden.
In Erwägung endlich, daß besonders den elnem

Güterkauf, der Käufer müsse berechnen können, wie
hoch ihn das erkaufende Gut im Ganzen zu stehen

komme.

Hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
Diejenigen Käufe, Verkäufe, und Handändcrnn-

gen der liegenden Güter, Häuser ec. weiche vor Rc-
kanntmachuirg des Finanzgesetzes, vom r7. Weimns-
nat i7?s, zwischen den Contrahenten bestimmt vcr-
abredet, und unzweifelhaft beschlossen worden, so wie
diejenige, von denen, in zweifelhaften Fällen, der ge-
hörige unparcheyische Beweis gemacht werden kann;
rönnen der Haudändcrungssteuer noch nicht unterwor,
fr» seyn, wenn schon die Ausftrtigungsakten erst nach
der Bekanntmachung des obigen Gesetzes, cinregistrirt
und ausgestellt worden sind.

Fierz will, daß aber von diesen Käufen, die

ehevorige« Ävgabm entrichtet werden müssen. Kühn

bemerkt, daß das Gutachten hierüber nichts zu beßim-
men hat; allein er will näher bestimmen, welches Fi-
nanzgesetz hier gemeint sey. Custor glaubt, das
Gutachten sey nicht deutlich genug, und will dasselbe
zu näherer Entwicklung, der Commißion zurückweisen.

Schlumps beharret auf dem Gutachten, mit
Kuhns Beisaz. Carrard ist Custors Meinung, weil
viele Zwischenkäufe sind, die weder die alten noch neue»
Auflagen, diesem Gutachten zufolge, zahlen würden.
Er glaubt, überhaupt sey das ganze Gutachten über-
flüssig, und er will über die Bittschrift, die zu diesem
Gutachten Anlaß gab, zur Tagesordnung gehe, darauf
begründet, daß die Gesetze nicht zurückwirkend sind.
A n dcr werth folgt und wünscht, das Gutachten
der Commißion zurückzuweisen. Iomini stimmt
Carrard bey und findet überdem das Gutachten un-
deutlich abgefaßt. Fierz und Custor vereinigen sich

mit Carrard.

S ch l u m p s fürchtet, -hue ein Gese; über diese»
Gegenstand, werden wir von Bittschriften überschwemmt
werden; er will daher den Fall bestimmt entscheiden,
und beharret ans dem Gutachten. Erlach er stimmt
Kühn, aber auch zugleich Carrard bey. Zimmer-
mann kann nicht begreiffen, wie man Kuhns und
CarrardS Meinung zugleich seyn kann, da sie sich ganz
enrgegengesezt sind; er stimmt Carrard bey, dessen Am-
trag angenommen wird.

Das Direktorium übersendet folgende Both-
schaft:

Das Vollziehlmgsdircktorittm der einen und
nnthetwarm helvetischen Repubik an die
geftzgebenden Räthe.

Bürger Gcsezgcber!
Ueber die gegenseitigen Befugnisse der Civil - und

Militärgerichte erheben sich Zweifel, deren Folgen zu
bedenklich ist, um nicht schleunige Erklärung noth-
wendig zu machen. Unbürgerliche Reden und das
Lesen eines auswieglcrischen Blattes haben in dem Kan-
tone Leman Untersuchungen und die Instruktion über
eine Prozedur nothwendig gemacht. Das Verhör nahm
vorläufig der Distriktsrichter des Orts auf, wo das
Vergehen geschehen war, und alsdenn übersandte er
es zufolge Tit. 9. §. 9«. der Constitution, an das Kan-
tvnsgericht. Dieses nun weigerte sich hierüber zu
sprechen, und grünocte seine Verweigerung darauf, daß
nach dem 2ten Arlickcl des Gesetzes vom Ztten Merz
dieses Jahres, die Beurtheilung von Fällen dieser Art,
vor die Kriegsgerichte gehöre. Hingegen glaubte das
Kriegsgericht an seinem Orte, die Beschaffenheit der
Sache sey von zu geringer Beschaffenheit, als daß sie

nach obigem Gesetze müßte bem/theM werden- Es wies



«lso den Prozeß an den Civllrichter zurük. Ben solcher
Lagè der Dinge, Bürger Gesetzgeber, hielt sich' das
Direktorium n cht befugt, seine Meinung zu erklären.

Ihnen allein steht es zu, solche gegenrevolurionäre Vcr-
brechen, wie sie in dem 2ten Art. des Gesetzes vom
Zoten Merz, als todeswürdig angeführt werden, ge-
nau zu bestimmen und zwischen solchen Verbrechen
und wenigcr strafbaren Vergehungen, die Grenzlinie
zu ziehen. Ohne Zweifel entgeht es Ihnen nicht, daß
ein solcher Streit zwischen den Tribunalien über die
eigentliche Behörde um so viel mehr mit Beschleuni-
aunq beygelegt werden muß, je mehr er jden Lauf der
Justiz aufhält. Zur Bcylegung des Streites aber bc-

darf es entweder einer mir mehr Schärfe und Genau-
heil gezogene» Grenzlinie zwischen den Gerichlsdarkei-
ten, oder der Bestimmung verhältnißmäßigcr Grada-
tien zwischen den S''"sen und den Vergebungen ; eine

Gradation, welch ^e Gesetze vom Zoten und Zum
Merz nicht.beobachten, indem sie keine andere als die
Todesstrafe erkennen.

Das Direktorium ladet Sie ein, Bürger Gcstzge-
der, diesen Gegenstand in schleunig: und ernsthaste Bc-
ratynng zu ziehen.

Republikanischer Gruß Z

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
La h a r p.e.

Jin Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr.

Mousson.
Kn h n wollte einen Antrag machen, die mit Blut

ßeftlmebncn Gesetze vom zoten und Ziten Merz zurük-
zunehmen; jene Gesetze wurden in einem Augenblick
gemacht, als das Vaterland von einem äusser» Feind
bedroht und zugleich von innern Unruhen zerrissen w
dc und man glaubte die Republik durch Ettrcnge rck-
ten zu könnenz aber es ist ein Unterschied zwischen strcn-

zcn und zwischen Schreckens Maaßregeln »nd wir gicn-
gen in diese über, statt bey jenen stehen zu bleiben;
also sollten wir je eher je Heber von diesen Maaßregeln
zurückkommen und innert die gesetzlichen Grenzen zu-
rückirefen, und eben so sollte die bestehende Tommssion
ehestens ravportirc», ob noch ausscrordenlliche Geriet,-

.te nothwendig seven, und wenn sie es sind, ob sie nicht
ans den constitutioncllen Richtern bclezt werden sollten.

Escher folgt ganz Kuhns Antrag und Bcmcr-
-fangen, und Hofe, die tram ige Erfahrung die eu ch wir
rvn Wirkungen ungerechter Schreckens - Maaß:er ssn

machten, we>de nun end ich jedermann überzeugt ha-
den, daß dieselben eben so unklug als ungerecht sind.

Bourgeois will die Bothsck,aft der Msstär-
eommißwn, mit der Aufforderung überweisen, in drey
Tagen ein Gutachten vorzulegen.

Die Bvthschaft wird der Commißion zugewiesen.

DaS Direktorium übersendet folgende Both-
sshast:

Das Vollziehlmgs - Direktorium der emeu
und tmlheilbcmn hewetisceit Republik,
au die ffeseMbeuden Räche.

Bürger Gesetzgeber!
Zu grossem Aergerniß der Freunde der Ordnung,

wurde in einigen Gemeinden Helveticas der Frey-
heitsbaum umgehauen. Jti den meisten wurde er so-
gleich wieder aufgerichtet; da es aber wesentlich noth-
wendig ist, daß man s.rchen Vergebungen den gewöhn-
lichen Vorboten von Auflehnung und Emvörnng zuvor-
komme, w muß das Ge ctz eine Strafe für diejeni-
gen bestimmen, die sich entweder derselben schuldig ge-
macht, oder doch bey ihrer Vorübung die Augen zu-
gethan haben. Das Direktorium glaubt, cs sen wich-
lig, die Wachsamkeit der Gemeinden, in welchen sol-
ehe Ausschweifungen begegne» könnten, dadurch zu be-
leben, daß man ihnen eine Veranrwertlichkelt auflegt.
Man könnte einer Gemeinde, in der ein Freyhcitsbaum
umgehauen worden, zur W-.ctcranfnchtu'.ig 2g Stun--
den gestatten ; nach Verfluß dieses Termins aber könnten
auf eine» solchen Fall die drey eisten ?nticke! des Ge-
setzes vom 28?e„ Apnll augewendet werten. Dies ist
der Gegenstand, Bürger Gesetzgeber, über-den Euch
das Direktorium zur Berathschlagung einladet.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

L a h a r p c.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sek.

Mo » s so ui.

Gras wdert Verweisung an eine neue Commis-
sini. Escher: Schon ist eine Commißion über ei-
nen ähnlichen Gegenstand niedergesezt, der man auch
ducke Brthschaft überweisen kann, und hoffentlich wird
die Commission den ewigen Grundsatz der Gercchtig-
kett kenmn, den auch keine Revolution zerstören ka m,
das- man nur den Schuldigen m strafen berechtigt ist,
und daß also nie eine ganze Gemeinde für das Vcr-
gehen eines Einzelnen, der vielleicht ans Feindschaft
gegen sie handelte, verantwortlich gemacht werden kann.

Dieser lczte Antrag wirb angenommen.
Abgeordnete der Gemeindsverwaltung von Nens,

erscheinen anöden Schranken und klagen, daß die
.Vrrwa tnngskamiucc des Lcma» von ihr die Liefern«»
gen für die fränkische Armee fodcrc, da doch alle
Bürger, ohne Untcrsch-ed, und nicht bloß die Eigen-

lthümcr eines Gemeindguts, hierzu beytragen sollen.
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Auf KuSns Antrag «ehalten die Abgeordneten die

Ehre der Sitzung.
Bourgeois findet die Gegenstände dmer Vor-

stcllungen ganz gerecht; allein da sie wider Verfügun-
gen auttrnr, die von der vollziehenden Gewalr genom-
men wurden, so muß die Sache näher untersucht wer-
den, ehe wir darüber entscheiden dürfen, und darauf
fodere ich Verweisung an eine Commißion.

Zar mintran folgt. Der Gegenstand wird ei-
«er Commißion zu näherer Untersuchung überwiese»,
in die geordnet werde» :

Bourgeois, Car mintran, An der werth,
Schwad und Pozzi.

Das Direktorium überfendet folgende Both-
schuft:

Das Vo!lzich»nqs-Direktorium der einen
und untheilbaren hewec-scheu Republik
an die gesezgcbendm Räthe.

Bürger Repräsentanten'.
Das Nollztehunggdirektorium beeilt sich, Ihnen

offizielle Rachrichten mitzutheilen, die es über das

Verfahren des .scindes in den eroberten Kantonen er-

halten hat. Sie sehen daraus, daß er bereits die

Maske fallen läßt, unter der er die verhaßten Anfchlä-
ge verbarg, und ängstliche oder irre geführte Burger
zu hintergehen ftichte.

Republikanischer Gruß l
Der Präsident des Vollziehungsdirektorium,

L a h a r p e.

Im Namen des Direktoriums der Gen. Sekr.
Mousson.

Auszug eines Briefs.
Man nöchigt alle Heiveticr von 15 bis is Iah-

ren, sich m die Gegend von Fraucnfeld zu begeben,
wo sich unter dem Oberbefehl der r äche n d e n S chwe i-

i cr. (So nennt sich ein Haufen helvetischer Verräther
oder Ucdcrläuftr ch, /nglischcm Soide, ein beträcht-
liches Corps bilM. Mehrere Kantone weigern sich,
zu marschiren; vorzüglich im Thnrgäu hat diese Maß-
regel ein solches Mißvergnügen verursacht, daß meh-
rcre Dörfer einen Aufstand erregten. In der Gegend
von St. Gallen geht es eben so : die Einwohner sind
entflohen, und irren in den Wäldern umher, wo sie

von den Oestreichern verfolgt werden.

Dem Original gleichlautend.

Unterzeichnet: Der Gen. Sekr.
Mousson.

Kuh» ftdert Einrückung dieser officiellen Nach-

richt in alle öffentlichen Blätter; dadurch werden bis
Schweizer von ihrem Irrthum zurückkommen und end«
ilch emsehen lernen, was die wahren Absichten unsrer
Feinde sind, und wie sehr also die eigene Selbsftrhal»
tung jeden verpflichtet, das Vaterland zu vertheidigen.
Dicftr^Ancrag wird angenommen, und die Bottzschaft
dem iscnar mitgecheiit.

Die Einwohner von Robcllaz im Leman, be-
gehren neuerdings eine eigene Municipalität ausznma,
even. Auf Zim m eim a nn 6 Antrag wird die Both-
schaft der hierüber schon vorhanbnen Commißion zu-
gewiesen.

Verschiedne Pfarrer der Classe von Jfertcn kla-
gen über eine Ernennung zu einer Pfründe durch die
Akademie von Lausanne. Bourgeois fodert Ver-
Weisung ans Direktoriums, welches die Vollziehung
der Gesetze zu besorgen hat, und dem also dieser Ge-
genstand zukommt.

Escher: Die Klage bctrist eigentlich die Nicht«
beobachlung der Rangordnung des Alters in der Wie-
derbcfttzunq der Pfründe; da nun aber kaum nebe»
einem Wicderbcsetzungsrecht eine gesezliche Rangord-
nung Statt haben kann, und da die VcrwaltungS-
kaminer der einstweilen das Erncnnungsrechl zukömmt,
dieses der Akademie in Lausanne übertrug, so könne«
wir Nicht in diesen Gegenstand eintreten und müssen
also über diese Bittschrift, als die Gesetzgebung nichtt
angehend, zur Tagesordnung gehen.

Kühn stimmt Bourgeois bey, weil Eschers Zwei«
fcl irrig ist. A n d e r w e rt h fodert Verweisung a» die
Commißion über Ernennung der Pfarrer, weil in ei-
nigen Kantonen die Ernennung durch die Gemeinden
auch eingestellt wurde. Graf stimmt Anderwerth bey
und fodert in «4 Tagen ein allgemeines Gutachten.
C a r r a rd stimmt Bourgeois bey. C u st or und Z i m-
in e r m a nn folgen, weil die Bittschrift beyden Stcl«
len zugleich mitgetheilt werden kann. Anderwerth
folgt, fodert ahcr über diesen Fall eine besondere Eom-
mißion. Die Bittschrift wird dem Senat und der
Commißion mitgetheilt und diese mtsgefodert, ein ab«
gesondertes Gutachten über diesen Gegenstand vorznle-
gen. Böller, Schlumpf und Carmintran
werden dieser Commißion bcygeordnct.

Ioh. Weiler von Hoch stätten begehrt von
der Einregistrirungsgebühr, eines am Tag des Tesezes ge»
schloßnen Kauft, defreyt zu werden. Schlumpf
sieht seine Prophezevung jezt schon in Ermllung kom-

men, daß wenn wir keine gesetzliche Bestimmung hier-
über treffen, wir von ähnlichen Bittschriften werden
überschwemmt werden. Man geht zur Tagesordnung,
darauf begründet, daß die Gesetze nicht zmückwirkegd
seyn können.

Der Er General Keller übersendet von
îiS «ut eine ReAs^gung» - Schrift. Graf fodert
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Tagesordnung, weil nur nicht Richter sind und Kel-
ter «uf die Citation des Direktoriums nicht erschienen
est und dadurch also die Anktage wider ihn nur zu
sehr bestätigte, und wir überhaupt hierüber nicht Rich
ter seyn können.

Io m i n i fodcrt Mittheilung an das Direktsrium.
Carrard begehrt Verlesung dieser Zuschrift, deren
Jmchatt wir nicht einmahl kennen, und also auch dar-
über nicht absprechen können. Graf beharret, weil der
Titel uns schon anzeigt, daß es eine Rechtfcrtigungö-
schrift ist, die uns nichts angeht. Bourgeois
stimmt Carrarb bey. — Die Zuschrift wird verlesen
und ihre Uederfttznng in die deutsche Sprache beschlo-
ßcn.

Der über den Gehalt des Suppleantcn des Ober-
Herichtsbofs vom Senat verworfene Beschluß wird an
Vie Commißion zurükgewiesen. Die Versammlung bil-
del sich in geheime Sitzung.

Senat, 19. Juli.
Präsident: Laflcchcrc.

Fuchs wird zum Präsidenten, Lang zum deut-
scheu Eeerciair, und Crauer zum Saal - Inspector
erwählt.

Bay, im Namen einer Commission, berichtet
über den Beschluß, der den Supmftanten des Oberge-
tichtsho 's einen Gehalt ans 2»so Franken bestimmt;
sein Bericht ist folgender:

Das Achall der Suppleantcn am Obergerichts-
Hof ward anfänglich auf 326», nachwärrs auf 2720,
nun aber auf L. min0 bestimmt. Die Commission sin-
det cinmüthig, daß diese lcztcre Summe nicht im Ver-
kältniß mit der Reduction der Gehalten der Oberrich-
ter, noch im Verhältniß mir der Aft'bcft eines Supp-
Zeantcn verglichen zu deren eines ObcrnchtcrS stehe,
der gröstc Theil der Supvlcanlen auch weit jünger als
die Oberrichter und unverheurathet fty: endlich bei
t-cn vielen müßigen Stunden und ganzen Tagen, so

den Supvleanten übrig vlcioen, ftlche mit ihren bc-

qucmcn Stellen ftbr leicht noch andre lukrativ: Bcschäf-
ügungcn, wenigstens tic àilne ber Zeit, verbinden
können, die hingegen der Sberrich:er gänzlich seiner
mumterbrochenen Arbeit <nftpftn, milß. Aus diesen
Betrachtungen räth die Commission dem Senat die
Verwerfung dieses Beschlusses an: in der Erwartung,
der grosse Rath werde die Besoldung der Suppleantcn
am Obcrgerichtshof von L. 2»so ans L. i6v» oder
wenigstens L. is4o herabsetzen. Noch besser würde es
vielleicht seyn, wenn das Geftz, so die Snvvleanten
zur permanenten Residenz verpflichter, rapvorlrrt; folg-
lich dieselben dimittirt, und nur im bcdörftnden Fall
gegen ein gewisses Reift- und Taggeld, alle oder ein
Theil derselben berufen würden:

f-
Meyer v. Arb. spricht für Annahme des Be-

schlusscs; diese Suppleancen sind genöthigt, wenn auch-
mit wenigen Geschäften, sich doch immer im Haupt-
ort der Republik aufzuhalten, und ihren gewöhnlichen
Beruf können sie da nie mit Erfolg fortsetzen: auch
.sieht er nicht, wie ihre Gegenwart nur zu gewissen
Zeilen füglieh verlangt werden könnte.

Lang ist für die Verwerfung, doch will er den

Gehalt nicht so weit heruntergesezt wissen, als die
Commission vorschlägt; nur über cme gewisse zum Uu-
terhalt nöthige Summe hinaus, dörftn die Gehalte m
gleichem Vcrhälcnissc vermmdcn werbe».

Der Beschluß wird verworfen.
Die gleiche Commission berichtet über den Be-

schluß, der dem öffentlichen Ankläger beim Obergc-
richtshof 2sioo Franken als Gehalt ftstftzc, und räth
zur Annahme desselben.

Der Beschluß wird angenommen.
Die »emliche Commission legt über den Beschluss

der den Cvmmissarien des National-Schazamtcs einen
Gehalt von ?2sio Franken bestimmt, folgenden Bc-
richt vor:

Das Gehalt der National - Schazmeistcr ward
von Anfang aus L. 4»oo, nachwärts auf L. 332»
iezt aber aus L. 22-ch bestimmt. Bei der Wichtigkeit
dieses Amts, zu welchem insbesondere ein vertrauter,
sicherer beider Sprachen wie des Wcchftlrechts kun-
diger und in allen Arten von Rechnungen ftrtigcrMaiiu
erfodert wird, der sehr leicht in einem Handelshaus-
als Commis mit geringerer Muhe und Verantwortlich-
kett eine eben so hohe Besoldung erhalten könnte; glaubte
die Commission cinmüthig, dem Senat die Annahme
des vorliegenden Beschlusses vom iz. Juli anrathm
zu soücn.

Der Beschluß wird angenommen:
Der dritte Abänderungsvorschlag der Revisions-

Commission der Constitution, der auf die Zurüknahme
des 64. Act. der Constitution antragt, wird zum zwei-
tcnmal verlese» ; er ist folgender:

An den grossen Räch. '

In Fortsetzung der Berathung über die Abände-
rnngen der Versassüngsacte, und î-

In Erwägung, daß Umstände vorhanden stvn kön-

nex, unter denen, ohne die Gefahr des Vaterlandes
zu vermehren, die Geftzgebung keine Vakanzzeit nch-
men kaun;

In Erwägung, daß die durch den 64. Art. der
Constitution vorgeschriebene Vakanzzcit den Einfluß der
vollziehenden Gewalt auf eine gefährliche und den

Grundsätzen der Coustiluliou selbst zuwiderlaufende
Weift vermehrt;

(Der VejchluZ folgt.)



Der schWeizcrèsî
her au s Z

von Escher
Mitglieder« der geftzaebeuden k

Band III. Suppleinent X°.XX. Bc

G e s etzft e b n n g.

Senat/ tS. Juli.
Präsident: La fiechcre.

(Fortsetzung.)
Beschluß des -ten Abândertmge-vorscklaq6 der Rtvl-

sionscoiumissivn der Constltntion.

In Erwägung endlich, daß die Geftzgebimg in?!

mcr das Recht behält, sich nach Gurbcsinden, wann die
Lage und das Wohl der Republik es erlauben, für
eine längere oder kürzere Zeit zu vertagen;

hat der Senat beschlossen:

Es soll dein souverainen Volk als Abänderung der
Constitution vorgeschlagen werden, den 6). Art. der
Constitution zurükz'mehnien und aufzuheben.

Stocrmann stimmt ohne Bedenken zur Annah-
me, er weiß aber, daß der grosse Rath sich darüber
befremdet, daß man nicht mit dem : och Art. der Cvn-
stitution und seiner Nüknahme de» Anfang macht.

Usteri bittet, daß man izt bei der Sache blei-
be, zumal wegen dem to6. Art. die Commission schon

beauftragt ist.

Dcvevey glaubt, es sollte nur heisscn: können
sich nur auf kürzere Zeit vertagen — nicht : auf längere
oder kürzere.

Craucr stimmt zur Annahme.
Muret erklärt, daß bag kürzere oder längere —

sich keineswegs aus die Zeit ders Monat: bezieht, von
der mm überall keine Rede mehr ist.

Mittelholz er stimmj Murer bei.
Barras findet, die unbedingte Weglassnng des

Artickels sen nicht annchm ich; es würde daraus so -

gen, daß die Gesczgebung sich g m me vertagen kann;
er will setzen, das geftzg- bende Corps kann oder soll,
wann seine Geschäfte und die Lage der Republik es

crlaubcn, sich vertagen.
Meyer v. Arb. stimmt Ba ras bei.

Usteri: Was Barras besrgt, ist ganz ungegrün-

5ì » 5?? e» »i ^ o > î? A ^^ ^ ^ ^ ^ è äZ»

e g e ben

und Usteri,
lâche der helvenschen Kexudtik.

7« Winterm. !7Y9. !7-BrumftN'c Vlsl.
_ :

det; iras das 5'esc: nickt verbietet, ist erbi«bt: abo,
wenn die Conscitut an, der Gcse'gebung sich zu vertagen
niebt verbietet, so giebt sie ibr dadurch, solches zuthun,
hinlängliche Vollmacht: In der That vertagen wir
uns an den voimtagen, an andern einzelnen Tagen,
warum sollte» wir es dann nicht an mehrcrn können?
der vorgeschlagene Zusatz wäre ganz überflüssig z die
To"sii:misn svli nur wositira Nestiminvngen enthalten,
nicht negglive und facnltaciv'; ohne dies würde sie zu
einer l ngehcucrn Masse anschwellen.

Barras glaubt, altes was der Geftzgeber als
ftlckcr thun dörse, müsse ihn« durch die Constitntà
vorgeschrieben ftun.

Bay stimmt zu dem Antrag der Commission.
Angustini svricht im Sinne von Barras.
Cran er glaubt, wir bedörfe» keiner constitution

ncllen Begwältignng, um uns zu vertagen, wenn es
die Verrichtungen der Gcsezgcbung erlauben; er stimmt
zur Annahme.

Lnthi v. Sol. Was das constitutionelle Geftz dem
Geftzgeber nicht zu thun verbietet, darf er allerdings
thun; darin» hat Usteri Recht: indessen nimmt er doch
zur Weglassm g des sten Considérants nnd auf soin»
Weisung von Barras Alttrag an die Commission: weis
es nothwendig ftyn kö'inte, längere Vertagungen »! eer

constitntioncllc Einsch"änkungcn zu brimgcn; aber der
gegenwärtige Antrag ist hicvon ganz rmabhäagig; es

issizt nur darum zu thun, die gezwimane Vacanzzeit
aufzuheben; er stimmt Zur Annahme der Abfassung.

Meyer v. Ära« stimmt Barras bei; der Zusatz,
wird die Sache dem Volke deutlicher machen.

Mittelholz er spricht geacn Barras und Lüthi
v. Sol.; was der leztre vorschlägt, gehört nicht die

Constitution, sondern kann Gegenstand eines Gesetze»

seyn.

Muret will, daß das Dircctorinm bei seinem
allgemeinen Recht, die Gcsezaebnna zu etwas einni»
laden, das Reckt nicht haben soll, die Räche zur Ver-
taguug einzuladen.

La siechere glaubt, der Grundsatz: was das Ge»
ftz nicht verbietet, ist erlaubt — lasse sich nicht auf



zanze Corps anwenden; die Constitution muß die Art
bestimmenwie die Vertagung stattfinden kann; er
nimmt den gegenwärtigen Vorschlag der Cominijlion
an, erwartet aber den Vorschlag eines neuen in die
Constitution anzunehmenden Arriekels.

Lüthi v. Sol. Ueber die Formalitäten/ die bei
einer Vertagung der Räthe müssen beobachtet werden /
ist ein coustituüsncllcr Artickcl nöthig; er beharrt auf
der Verweisung hicvon an die Commission.

Die Abfassung der Commission wird angenommen.
Auf Crancrs Antrag soll die Revisionscommis-

fion untersuchen/ ob die Bestimmung der Formalité»
ten unrcr denen Vertagung der Räche statt finden dach
Gegenstand der Constitution oder blos eines organischen
Gesenes sey.

Der Beschluß wird verlesen/ der die Gehalte der
bei der Kanzlei des Dircctorimns angestellten Schrei-
der bestimmt.

Redin g verlangt Verweisung an die Commis-
fivN/ die mit den frühern Gcha ts'Schlüssen beauftragt
ward. Dieser Antrag wird angenommen; die Com-
mission soll am Montag berichte».

Der Beschluß wird verlese«/ der das Entfchädi-
gnngsbegchrcn des B. GuNiot bctrift; er wird der
mît"dem früher«/ wegen fehlerhafter Abtastung! ver-
worfcnen Beschluß,/ ocschäftigtcn Commission übergeben;
sie soll am Montag berichten.

Die Botschaft des Vonzichungs - Direktoriums wird
verlesen/ worinn es anzeigt, daß der Handeisvertrag
mit Frankreich von den gcftzgcbendcn Räthen in Frank-
reich verworfen worden, und also die Sendung des

B. Ienners zu Ende ist.
Eben so eine etc Botschaft, worinn das Dirccto-

rium über das Verfahren des Feindes in den crobcr-
ten Kantonen Nachricht mittheilt.

Laflechere verlangt, daß dicfe Nachrichten gc-
drukl und das Direktorium eingeladen werde, sie m

ganz Hclvctien austheilen zu lassen. »Mitte lholzer glaubt, das Dircctsrium werde
hinlänglich für die zwekmäßigc Bekanntmachung forgcn.

Bert hol et verlangt ehrenvolle Meldung dcr Gc-
mcindcn, die sich weigern, sich in das feindliche Trup-
Pcncorps anwerben zu lassen.

Devevey verlangt Einrückung der Nachrichten
ins Protokoll, weil jene Gemeinden nicht namentlich
angegeben find.

Man beschließt, die Saal - Iisspectoren sollen sich

über die Bekanntmachurig dieser Nachrichten mit dem
Directorium besprechen.

Die ehrenvolle Meldung, von Vertholet vorgefchla-

gen, wird beschlossen.

Dichte Verlesung von Ustcri's Antrag, zur Er-
«cunung einer Commisfion über eine neue Eintheilung
des helvetischen Gebiets, wird vorgenommen.

Der Antrag wird angenommen. — In die Com-
misson werden durchs Scrutinium erinmnr: R c d r n g,
Mittelh oIzer, K u bli, A u gnstl » i und Barras.

Der Senat schließt seine Sitzung und nimmt ei-
nen Beschluß an, der bestimmt, auf welche Weise das
Directorium zur Verfinsterung von Schuldtiteln der
Republik bevollmächtigt seyn soll.

Schneider erhält euren Urlaub von rsi Tagen.
Grosser Rath, 20. Juli.

Präsident: M a r c a cci.
Escher sagt: Abcrmahls sehe ich, daß wir keme

Gutachten an der Tagesordnung haben, und daß nn-
ftrc Commißionen, ungeachtet der gewöhnlichen Kürze
unserer Sitzungen, während unserm provrsorischZn Auf-
enthalt in Bern, ziemlich unthätig sind; daher sollten
wir wenigstens diejenigen Gutachten beHandel», welche
uns die thätiger gewesenen Commissionen in Lnzern
lieferten; unter diesen zeichnet sich Kuhns Gutachten
über die Cciinmalprozcßform ans. Schon viele Mo-
nate ist es in einer Sprache gedruckt; ich begehre,
daß die Kanzlcy dafür sorge, daß wir dasselbe nächste
Woche in beiden Sprachen gedrukt erhalten, run es

behandeln zu können.

I 0 m i ni folgt und fodert, daß auch dft zweyte
Abtlcilung der Civilprozeßrorm, welche uns Secrctan
lieferte, ehestens gedruckt »ad behandelt werde.

Nuce stimmt ganz Escheru bcy, denn wahrlich,
es ist wie, wenn wir in Capua wären, oder aber wie,
wenn uns, gleich dem Ulisses, die Syrcncu zusczcen,
uud so wäre es gut, wenn wir unsern Aufenthalt wie-
der-etwas abändern würde». Ich bin innert rsi Ta-
gen in si Commijfioncn ernennt worden; allein nie ha-
ben sich dieselben versammelt und so mußte auch ich
unthätig seyn. Man mache, daß unsere Nationalbuch-
druckcrey endlich gehe, oder wenn sie keines bessern

Gangs sähig ist, wende man sich an eine andere.

Esthers Antrag wird angenommen.
Gras bezeugt, daß die MNitar-.Commißion schon

lange ein Gutachten bereit hat, welches aber noch nie-
mahls übcrsezt werden konnte; er Host aber, dasselbe
bis Montag vorlcgcn zu können.

Matti und Carmintran legen, im Namen
einer Commission, folgendes Gutachten vor, über
welches auf Kuhns Antrag Dringlichkeit erklärt, und
welches West in Berathung gezogen wird.

An den Senat.
Auf die Bothschaft des Vollziehungsdi-

rektoriums vom 16. dies.
In Erwägung, daß es dringend ist, den Miß-

brauchen zu sieuren, weiche die Vcrwaltungskammcrn
und Obcreinnchmer begehen, die sich den Gesetzen zu-
wider,^erlauben würden, ohne ausdrückliche Vollmacht
von Seite der Regierung, für die Bedürfnisse ihrer



Kanone oder zu widerwärtigem Gebrauch, über die

öffentlichen Gelder z» verfügen,

hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
t. Die Vmvaltungskammcrn und, Obcrcinnch-

mcr, welche den Artickcln und des Gesetzes

vom Lten Hornung dieses Jahrs zuwider handeln,
und über die in der Nationalkassc. liegenden Gelder,
verfügen würden, ohne von der Regierung in der ge-
seziich bestimmten Form dazu bevollmächtigt zu wer-
den, sind für eben diese Summen persönlich, einer
um und für den andern — gegen dieselbe verant-
wortlich erklärt, und gehalten, den Betrag davon in
Zeit acht Tagen derselben wieder zurückzustellen.

2. Im Wiederholungsfalle, im gleichen Jahr,
sollen die Verwaltungskammern und Öbereinnchmcr,
nebst der in obigem Arliekcl bestimmten Verantwort-
lichkeit und Wiedcrerfttzung, ebenfalls einer um, und
für den andern, und in acht Tagen Zeit, zu Handen
der Repnelik, eine derjenigen Summe gleichkommen-
de Gelbbusse bezahlen, über welche sie eigenmächtig
und ohne die erforderliche Vollmacht, disponirt haben
würden.

z. Endlich sollen bey der dritten Begehung im
gleichen Jahr, die Vcrwaltunqskammem und Oberein-
nchmer, nebst der in obigen Artickeln festgesetzten Wie-
dererstattung und Busse, in Form des «2. und ia;.
Ariickeis der Constitution, von ihren Aemtern entsetzt
werden.

z. z. Anderwerth wünscht, daß -hier den

Verwaltuugskammern für diese Zunck-ahlungcn kein

Zeitpunkt bestimmt, und also die s Tag Aufschub aus-
gestrichen werden. Kulli folgt und bemerkt, daß
das ^Direktorium nicht auf die Obercinnchmer oder die
Vcrwaltungskammern ziehen kann / sondern daß dieses

durch die Schatzamts-Commissärs geschieht; er fobcrt
also hierüber Verbesserung dieses §. Z i m m ermann
unkcrstück den § ohne Abänderung, weil die Regierung
schon oft gelähmt wurde, dadurch, daß fie Vernal-
tungskammcrn icker ihre Gelder verzugwu, und also
diese kurze Ersiattungszc t sehr zweckmäß'g ist ; da das
Gesetz die Form bestimmt, unter der die Regierung
über die Gelder verfügt, so ist auch hierüber der
zwcckmäsig; doch könnte um Kullis Sorgfalt hierü-
der zu beruhigen, noch beygefügt werden, daß diese

Be i hungcn nach Form des Gesetzes geschehen sollen.
Nnce stm-nnt Zimmerman» bey,'doch ist zu bemerken,
das; der "all eintreten kann, daß durch Rcackrungs-
commissars, oder Generalen, zum unentbehrlichen tkn-
tcrhalt der Truppen, Geld nothwendig gewdert wer-
den muß; und dann also könnte dicker § zu bedenklich
werden. Er sodcrt hierüber eine Ausnahme; begehrt
aber, daß in diesem Falk die Vcrwailuugskammcrn aus

der Stelle Bericht erstatten sollen. Z i in m ermann
beharrt ans dem §, weil, wenn ausserordcntliche Fälle
ausgenommen werden, nichts bestimmt ist; dann die
Vcrwaltungskammern würden immer vorschützen, diese

ausserordentüche Fälle seyen vorhanden gewesen; auch
sollen die Commissars nicht das Recht habm ans die
Kantonskasse zu ziehen, sondern das Direktorium soll
unmittelbar fur alle Bedürfnisse der Armeen sorgen.

Kuh» stimmt ganz Zimmcrmann bcv, wenn
die ausserordcntlichen Fälle nicht genau bestimmt wer-
den können. Ucbrigcnö weiß er aus Erfahrung wie schlecht
die Versorgung der Armeen organisirt war, und daß
er oft Anleihen machen mußte, um die Truppen nur
einigermassen zu unterhalten und zufrieden zu stellen;
er trägt darauf an, über diesen Theil der Organisa-
tion eine Commißon niederzusetzen. Ackermann
stimmt Zimmermann und Kulli ganz bey.

Der § wird mit Zimmcrmanns angetragnem Bey-
satz angenommen.

§. 2. Kühn stimmt zwar, im Ganzen genom-
men, dem H bey; doch wünscht er daß näher bc-
stimmt werde, wann der Fall einer Wiederholung
dergleichen Fehler Statt hat; da gewöhnlich ange-
nommcn wird, daß dieser Fall vorhanden ist, wenn
der Fehler innert Jahresfrist wieder begangen wird,
so begehrt er Beyfüqung dieser Bestimmung. Dieses
ist um so viel nothwendiger, da die moralische Person
der Verwalttmgskammer, obgleich immer bleibend, doch
jährlich m ihren physischen Personen abändert. Der
H wird mit diesem Bcvsckz angenommen.

§. a. Wird mit der nämlichen Bestimmung, wcl-
ehe dem 2. §. bcngesügt ist, angenommen.

Das Direktorium übersendet folgende Both-
schaft:

Das VollMungsdirettonum der einen und
untlftilbarcu helvetischen Republik, an die
gesetzgebenden Räthe.

Bürger Repräsentanten!
Außer den entschiedenen guten und schlechten

Bürgern giebt es noch eine Classe, die, ob sie gleich
zu den leztcrn gezählt werden kann, nichts destoweniqer
dem Gesez und der Wachsamkeit der Justiz entgeht.
Da sie unaufhörlich sowohl die besondere als die ös-
-'entliehe S cherheil bedroht, so muß sie nicht nur die
Polizei beständig im Auge hasten, sondern es bedarf
noch überdicß einiger Maßnahmen um dc» Ausdruch
ihrer Leidenschaften zn hindern, und ihre schlimmen
Ansch ägc zu vereiteln.

Bürger Rcprcsenta''ten! das Vollstchungs-DüS-
torirm wünscht Ihre Aufmerksamkeit auch ans diesen

Theil der Geftigedung zu lenken, indem es Sie auf



das Mittel führt, das ihm zur Erreichung eines sol-

chcn Zwekes das angemessenste schciuu Dieses Mittel
glaub: es m den: System der Verbürgung zu sehen,
zu welcher die Tribunalien diejenigen verpflichten tönn-
ten, die durch ungeschiktcs Betragen, Drohwvrtc,
Unfugen, Rachsucht, für die personliche- Sicherheit
gefährlich seyn würden. Eine solche Verburgung
könnte allenfalls auch noch als Bedingung den aus-
gefällten Sc-uenzen angehängt werden; sie wäre gleich-
saus ein Schild für den ängstlichen Angeber, eer so

häufig durch sein Schweigen den Fehivaeen die Straf-
losigkcit zusichert; sie würde die Abgestraften vor dem

Ruckfall in solche Fehler verwahren, in die sie ihr
Charakter, ihr Hgng und ihre Angewöhnungen, nur;
allznleicht Hinreisen. Indem aber das Direktorium z

um überhaupt und im Allgemeineuen ein Gest; vor-'
schlägt, das nutet weiser Entfaltung in so manches
Rüchsicht unendlich wohlthätig seyn kann, so wünschte!
es- die Aufmerksamkeit der gesezgebenden Räthe auf
die Gewährleistung jener durchgängigen Sicherheit zu

heften, die durch eben dieses Mittel erreich: werden
kann.

Sondcrhcitlich in den Zeiten einer Revolution
giebt es der unzufrieden"! und gallsüchtigcn Menschen
nur allzuric.'c, die über alles, was man thut, den

giftigsten Tadel verbreiten. Mit rücti'chex Treu ongkeit
üittergrabcn sie die Fundamente der öffentlichen Anthon-
tät; sie lassen beunruhigende Gerüchte herumgehen;
sie nähren das Mißvergnügen, welches ohnehin, die
Vorfälle der Zeit und unvermeidliche Umstände er-
weken; sie erbittern die Meynung des Publikums ge-
gen die Dinge selbst, so wie gegen die Personen; sie

suchen Unruhen zu stiften, und das Volk aofzichezen.
Bei jedem widrigen Ercignige bricht ihr Frohlokeu
aus, lind noch frecher wird ihre Stirne. Sie sind

Feinde der Ordnung und ihres Vaterlandes; allein
'.mtcr.fthlangcn'.näßigen Wendungen und Krümmungen
gelingt es ihnen, dein Gcscz auszuweichen, und schlau

genug haben fie gelernt, sich mit ihrer Person und
mit ihren Schritten nie Preis zu.geben. Aus solchen
Gründe» schilt man sie mit Recht als verdächtig.

Sehr gefährlich, Bürger Rcpresentantcn, ist

ohne Zweifel diese Mcnschenklasse für den Staat; sie

hindert die Regierung, der die Aufsieht über die Er-
Haltung der Republik anvertraut ist. Großentheils
bekannt sind die Menschen dieser Classe, allein ob-l
gleich sie die Polizei im Auge hält, so ist sie docyz
nicht mächtig genug, weder zur Aufhaltung des Uebels'
noch zur Verhütung seiner Folgen.

Bürger Rcpresentantcn! wofern Jemanden eine

soi.he Menge von Handkmzcn, Worten, Reden, und

Aeusserungen zur Last fallen daß er sich dadurch mit
Grunde verdächtig macht, mit einem Worte, wofern
gegen ihn moralische B-nveift genug vorhanden sind,

ohne daß man zugleich auch genug rechtliche Beweift
zur Formierung einer Anklage vordringen kaun, so er-
theilen Sie >n wachem Falle den Tribunalen die
Veft gnisi, demicnl,en, der sich auf solchen Grad vcr-
dächtig gemacht, die Verpflichtung aufzutegc», daß er
dem Regierungs - Statthalrer gegen Empfangsschein
eine Summe Geldes oder eine Hypothek zustellen soll.
Ein solches Unterpfand soll alsdann für eine bestimmte
Zeit aufbewahrt bleiben, und zum Besten der Nation
konfiskicrc werden, sobald der Beschuldigte durch seine
Handlungen das gegebene Wort bricht.

Zur Verstärkung von derVerbürgung seines Bctra-
gells,ertheilen Sie demTribunal noch ferner dasRecht,ihn,
woftrncs die össentlichc Sicherheit erfordern mag, noch
überdies auf genauere Weift zur Stellung von zweyen
oder mehr Bürgen zu verpflichten, die ebenfalls ge-
hallen seyn sollen, in die Hand des Rcg'crungs-Statl-
Halters eine gewiße Summe niederzulegen, als Gc-°
währleistung für sei» Betragen, damit aus solche Art
seine Freunde selbst verpflichtet werden, über ihn zu
wachen.

Im Falle, dasi er steh einer solchen Bedingung
nicht unterziehen will, oder keine Freunde findet, die
Or ihn die geförderte Bürgschaft leisten, '.nag man
ihn aus bestimmw Zeit seiner Freyheit berauben.

Da i deß die-Fälle und die Umstände verschieden,
da. die Menschen nach ihrem Charakter und Ver-
mögen, und nach ihrem Einfluß aufs Volk mehr
oder weniger gefährlich seyn können; da es unmöglich
ist, die Fälle und Gegenstände alle ganz genau zu
bestimmen, so wird man den Tribunalien einen ge-
wißcn Spie raum gestatten müßen. Damit d's Ge-
scz in der Anwendung alle nur mögliche Regelmäßig-
kcit beobachte, werden nun Sie, Bürger Ncprcftn-
canten, die Art und Weise bestimmen, nach der die
Tribunalien zu verfahren haben; eine Arr und Weise,
die nur blos summarisch seyn kann. Ueberdicß noch
werben Sie das Marimum der Summe festsczcn, die

man zur Bürgschaft von einem Bürger in Verhäi ni'ß
mir seinen GiüSsuinständcn abfordern darf; so wie
auch das MTüuuni des Termins zur Aufbewahrung
der hinterlegten Summe, oder des Termins für die
Einschließung eines -Bürgers in dem Falle, daß die
ersten: Mittel nicht zulänglich wären.

Durch Ergreifung einer solchen Maßnahme be-

.jk-rdern' Sie, Bürgn.' Rcpresentantcn, die öffentliche
mW, die Privatsichcrhcit, und Sie erheben durch Vcr-
hütung einreissender Vergehupgen eine gewaltige Brust-
wehr.

Von großer Wichlmkeit ist dieser Gegenstand;
besonders unter den Umstände», unter denen wir niis
gegenwärtig befinden. Das Direktorium ladet Sie
ei», Bürger Rcpreftntanten, ihn in schleunige Be--



rarhnnz zu ziehen, und ihn so allseitig zu entwikcln,
wie es dieß pen Iyrer HeiShstt nut Grunde erwartet.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des Vollziehenden Direktoriums,

L a h a r p e.

Im Namen des Direct., der Gcneral-Sekrctair.
M o lî s s o n.

Bille te r: Die Lage unsers Vaterlands ist von
der Art, daß wir alle nur möglichen Mitte! anwenden
sollen, um dasselbe zu schützen; die Erfahrung beweist
uns, daß meistens vornehme Herren und selbst Frauen
sich böse Gerüchte zu verbreiten erlauben, um auf diese

Art Unwillen und Mißmut!) zu errege.! ; steckt man dir-
se dann cm, so finden sich immer Vettern und Vasen,
die über diese Vorsichtsmaßregeln gewaltig schreien ; das
vorgeschlagene Hulssmckccl kann daher vielleicht zweck-

mäßiger seyn; ich begehre also Verweisung dieser Both-
scha t an eine Commißssn, welche bis Mitwoch ein
Gutachten eingebe. A kerin a nn stimmt dem Schluß
BilleterS bey, aber nicht seinen Bemerkungen; denn die
bösen Gerüchte werden hauptsächlich voll herumreisen-
dem schlechten Gestndcl verbräm, in welchem freylich
hier und da auch ein vornehmer Herr stch befinden kann.
Die Vothschaft wird einer Commission zugewiesen und
in dieselbe geordnet: Germann, Aimmcrmann,
Stokar, Grivcl und Regli.

Viele Unterschriften von Du illy im Distrikt
Neu 6, ssdcrn, daß die höllischen Fcodalrcchte, ohne
wei'eru Loskauf, aufgehoben werden; hört man nichts
mehr von diesen sprechen, so wird jeder Bürger gerne
die Auflagen jeder Act bezahlen.

Akermann: Es giebt viele solche Patrioten,
welche nur dann zu'rieden wärm, wenn man sie aus
dem Nationalschatz dafür bezahlen würde; ich fodere
Tagesordnung. Z im m ermann lagt: Diese Bot -
schaft ist in so leidenschaftlichen Ausdrücken geschrieben,
daß ich die Tagesordnung mit Unwillen, über dieselbe
fodere.

C a r r a rd : Würde die Versammlung das Gehäft
siqe der ehemaligen Fcodalrechte m ihrer ganzen Aus-
dehmmg kennen, so würde niemand über eine solche

Auschrist mit Unwillen zur Tagesordnung gehen wollen;
übcrdem enthält sie noch patriotische Zusicher-.'ngen,
die wir nicht ans diese Art zurückschrecken sollen; ich

fodere einfache Tagesordnung. Man geht zur cinsa-
chen Tagesordnung.

A k e r m a nn sagt : ich war zu Hause und wollte
den Steuereinnehmern einigermassen an die Hand ge-

hen, um ihnen die Gütcrschatzungen zu erleichtern; al-
lem ich traf in den Districkttn von Brugg und von
Lenzburg solches Elend au, daß ich es nicht wagen durft
te, dafür zn sorgen, daß hier noch Abgaben cingezo-

gen werden; denn wenn nicht bey weniger Zeit Unter-

stützung in diese Gegenden kommt, so steigt in dcnftl-
den das Elend auss Acusserste. Alles Futter ist weg;
das Vich wird in die Wälder gejagt, nm nicht vor
Hunger umzukommen; die Gartengewächse sind völlig
aüfgezehrt; die Wiesen und Felder werden von den bi-
vaquireuden Truppen und der Cavallecic gänzlich zu
Grunde gerichtet, und überhaupt sind diese Gegenden
den scheusstchsten ung.aublichsten Mißhandlungen aus-
gcftzt, und l ie fränkische Armee, statt das helvetische
Volk zu u.ilersiüscr,, bringt tieft Gegenden in Jam-
mer und Elend. Ich sagte dieses selbst mehreren ftän-
kischcn Befehlshabern, und ich weiß, daß General
Suchet cmst bey einer solchen Klage sagte, daß u»se-
rc Regierung zu schwach >cy und sich nicht hinlänglich
den Fodcrungen die an sie geschehen, widersetze.
Dauert dieß noch länger so fort, so ist in vielen Ge-
gmdcn an keine neue Ansd.at der Felder zu gedenken,
und wenn kein Futter geliefert wird, so nurd die Frucht,
weiche noch steht, als Furter von den Pferden verzehrt
werden. Besonders aber in -Rücksicht der Requisitions-
siwren geschehen die abscheulichsten Mißbräuche; meist
werden deren viermahl so viel begehrt, als nöthig
sind, und die Requisitioussuhrlcutc erhalten keine Ra-
stauen, und wenn sie nicht durch betteln sich ost un-
lerhaiten könnten, so müßten sie selbst zu Grunde gehen,
wie dieses oft mit ihren Pferden der Fall ist. In
Schinznach wurden viele Kirschbäume umgehauen, da-
mit die S-oidalen die Kirschen desto bequemer essen
könnten. Will man hierüber Thatsachen sammien, so

ist dieses besonders wegen dem häufigen Hin - und Her-
ziehen der Truppen unmöglich, weil man nie bestimmt
weiß, durch welche Truppen dieseVcrwüstungcn angerichtet
wurden. Ich begehre daher bestimmte Niedern tzung
ftncr Commission, welche eine Einladung an das Di-
rckromun entwerft, durch die es aufgelodert werde, den

hilfsbedürftigen Gegenden, in Rücksicht dieses schreckst-

chen Drucks, Erleichterung und einige Unterstützung zu
vcrschasftn.

Pellegrini ist sehr empfindlich über das Un-
glück dieser Gegenden, welches uns so lebhast vorgc-
legt wurde; allein laßt uns nicht vergessen, daß die

Freyheit theuer erkauft werden maß, und nie zn theuer
erkauft werden kann. Hierüber können wir aber kewe

Hülfe schassen, weck die vollziehende Gewalt, an die

solche Klagen hingebören, nicht in unsern Händen ist;
überdem ist dieser Rapport nicht offlcicll, > nd also

auch darum schon können wir über denselben nicht
entreten, und also Akermanns Antrag nicht anneh-
inen.

E scher: Wir lieben alle die Freyheit, und wck-

sen, daß für dieselbe geduldet werden muß; aber we'-
chen Vortheil gewinnt die Freyheit, wenn wir ruhig
zusehen, wie unser Volk, nicht durch die nothwendi-
geu Uebel des Kriegs, sondern durch »erbündete Armee»/



die dasselbe schützen 'sollten, wegen den, bey denselben
eingerissenen Unordnungen und Mißbrauchen, ins
Elend gestürmt wird, und was gewinnt die Freyheit,
wenn wir Helvetic» nicht gegen die scheuslichsten Aus-
schwciftmgen und unerschwinglichsten Erpressungen schü-

zen, die man von den barbarischen, oder den ungesit-
testen Völkern, nicht aber von verbündeten und sittli-
eben Ntenschcn erwartet? Wir klagen nicht wider die

Verwüstung der Gegenden, die das Kricgstheatcr selbst

find, aber wider Bedrückungen in denjenigen Gegen-
den, die die verbündeten Armeen besczt halten; und
sollte es unmöglich seyn, hier Hülfe zu schaffen, da

doch in Frankreich selbst von diesen Bedrückungen nichts
vorgeht, wenn schon dort fränkische Truppen auch la-
gern. Dort wird die Regierung geachtet; die uuserigc
mache sich auch achten durch ihren unerschrockenen

Muth, und wenn Vorstellungen bey den fränkischen
Generalen und Commissärs nichts fruchten, so wende
fich die Regierung unmittelbar an die fränkische Re-
gievung selbst; wäre dieses kräftig genug geschehen,
hätte wohl ein fränkischer VolkSrcvräsentant im Rath
der A ten sagen dürfen : Helveticn sehnt sich wieder nach
demjenigen Mann zurück, der unser Vaterland arm
machte — und keine Seele klagt ihn dort an? Nein,
Bürger Repräsentanten, wir sind es unsern unglückli-
chen Mitbürgern schuldig, kein Mittel unversucht zu
lassen, Hülfe und Erleichterung zu verschaffen. Ich
stimme also ganz Akermanns Antrag bcv.

Kühn: Auch ich, Bürger Repräsentanten, bin
ein Zeuge des Elends, und des vielfältigen Uebel ge-
Wesen, die unsere unglücklichen Mitbürger in jenen Gc-
gcnden drücken, wo die Armeen liegen. Ich sehe Ue-
bcl von zwcyerlen Art: Uebel, die eine nothwendige
Folge des Kriegs sind, und Uebel, die aus dem Man-
gel der Disziplin, und aus cincr fehlerhaften Admini-
stration bey den Truppen entspringen. Jene sind un-
vcrmeidlich; uns b cidt in Rücksicht derselbe» nichts
anders übrig, als die Unterstützung derjenigen, die
dar unter leiden. In Rücksicht der leztcrn hingegen,
habe ich, gemeinschaftlich mir meinem Collegcn von
der Flühe meine Pffcht gegen mein Vaterland und
meine Mitbürger erfüllt. Wir haben dem Direkte-
rium Bericht davon gegeben, und dem fränkischen
Ober-General Vorstellungen darüber gemacht. Er
hat Befehle ertheilt, welche denselben abhelfen sollen;
allein, nach dem Bericht des Bürger Akermanns scheint
es, diese Befehle werden nicht überall befolgt. Viel-
leicht sind wir selbst daran schuld; denn schon lange
hab ich »uc!> überzeugt, daß unter unstrin Volke zu
riete Ocstreicher zu viele Franken und zu wenig
wahre ftelvcticr sind. Indessen ist es unsere Psticht,
Bürger Repräsentanten, die Klagen unsers Volks an-
zuhören, und ihnen durch alle in unsern Händen lie-
«ende Mittel abzuhelfen, wenn sie gegründet sind. Ich

schliesst also, wie Bürger Akermann, zu einer Coming
sion, die über diese Mittel berathe, und uns eine der
Sache angemessene Bothschaft an das Vollzichungsdj-
rektoriuin vorschlage.

Gmür: Auch ich theile den Schmerz über die-
sen Zustand einiger Gegenden Helveticns und sehe den
Bericht Ackermanns, als nur zu officiel und zu gründ-
lieh au, und daher stimm ich bey, daß das Äirckto-
rium oft und wiederholt aufgefodcrt werde, alles anzu-
wenden und das Volk vor diesen schrecklichen Bcdrn-
rungcn und Unordnungen sicher zu stelle», und dasscl-
be von dein gänzlichen Elende, das ihm drohet, zu
retten.

Ta bin folgt, denn der gleiche schreckliche Zu-
stand findet sich auch in Wallis, und zwar nicht
bloß in den insurgirten Gegenden, sonder» auch in -

denen, welche immer den Grundsätzen der Freyheit
treu blieben.

La Eostc ist auch betrübt über diese Berichte,
die aber auch ans andere Gegenden anzuwenden sind.
Sobald also von Unterstützung die Rcde ist, so muß
sich dieselbe über alle die Gegenden ausdehnen, welch«
sich in dem nämlichen kläglichen Zustand befinden, wie
der Kanton Aergäu; übrigens stimmt er Akermann
bey.

Pelleg riniist auch Kuhns Meinung und glaubt,
es seyen zu viel Oestreichs und Russen in Heivcticn,
aber dagegen sieht er zu wenig Franken die die Frey-
hcit auch mit jeder Aufopferung nicht preis geben wol-
len. Gerne will er alles zur Erleichterung des Volks
beytragen, und daher vereinigt er sich mit Akermann,
der aber diese Berichte vor allem aus dem Direktorium
hälte mittheilen solle».

Carra rd: Der hat kein helvetisches Herz, der
nicht gerührt ist über diesen Zustand vieler Gegenden
unsers Vaterlandes und daher wollen wir gerne jedes
Mittel ergreifen um Hülfe z» leisten; aber laßt nns
auch n'chc zu weit gehen und bedenken, daß die srän-
tischen Armeen da sind, um unser Vaterland und nn-
sere Freyheit zu schützen und für uns zu bluten. Laßt
nns also trachten, den Mißbrauchen zu stcurcn, die hier
und da cingcrisscn sind, und zu diesem End hin, das
Dirckton'. m aussodcrn; um dieses aber mit gehöriger
Sorgfalt z» thun, stimme ich für Verweisung dieses

Antrags an eine Commißion.
Spengler: Die Haare steigen einem gen Berg

über diese Berichte; dies sind die bittern Folgen der
Revolution, die süsscn werden hosscnilich nach und nach
kommen; aber diese vorgeschlagene Maaßregeln genügen
nicht: wir müssen »och weircr nachsuchen, wo der
Grnnd allcs unsers Uebels liegt; und daher sodcro ich
hierüber eine Commißion, welche untersuche, ob der
Grund dieses Uebels in unserer Constitution liege oder
in dem Betragen des Dirctivriums; «st ersteres der



Fall, so laßt uns die Constitution abändern und unserm
Bedürfniß anpassen; wäre aber lcztcrcs der Fall, so

wollen wir das Direktorium öffentlich anklagen; neben
diesen^ aber stimmt er Akcrma-m den.

S u t c r : Auch ich bin tief gerührt, von der Er-
zählung des V. Akermanns, und man müßte ein stci-
»ern Herz haben um es nicht zu seyn ; allein ich hätte
gewünscht, daß dieser seinen Bericht dem Direktorium gc-
macht haben möchte, so wie alle unsere Cvmmissärs die-
scs thu» sollten, weil sie von ihm gcschikt sind, und
nicht von uns. Auch ich verabscheue Bedrückungen
aller Art, sie mögen rühren woher sie wollen, und ich habe
vor einem Jahr schon gegen Rapinat gesprochen, öffcnt-
lieh in der Versammlung, wie es sich für einen freuen
Mann geziemt; gegen den Rapinat, von dem Reubcl
im Französischen Rath sagen durfte: regretté àns
M^elveue sucun ne l'y accule. Wo wäre der
Schweizer, der sich nach ihm sehnte wo einer, der
ihm nicht sucht? Es ist nur eine Stimme dck'Nation
gegen ihn. Allein ich bin zugleich auch einer von de-

neu, der nicht auf blosse «sagen traut; ich verlange
Thatsachen ^bestimmte Thatsachen, ich verlange, daß
man die Thäter nenne, und am gehörigen Ort anzeige,
so allein kann auf den Weg Rechtens geholfen, und un-
ftr armes Land vor Bedrückungen gefchuzt werden,
und ich bin versichert, daß der wackere Massena jeden
werde strafen lassen, der den Framösischcn Namen ent-
ehrt. Aber auf der andern Seite werde ich nie zugeben,
daß man im Allgemeinen, und so erbärmlich unbestimmt
gegen eine Nation spreche, die doch im Ganzen, die
gcsitteste von Europa ist; daß man eine Armee barba-
visch nenne, weil einzelne schlechte Menschen darunter
sind, die jeder Franke verabscheuen wird, wen» er sie

kennt; und doch, sagte mir mein College Michel, daß
die sooo Franken, welche im Oberland sind, sehr gut
diseiplinirt seyen. Die Soldaten sind nicht schuld an
dem Ungemach, das jeder Krieg nach sich zieht, und
die verschiedenen Positionen die ein General treffen
muß, werden immer dem Theil des Landes beschwer-
lieh fallen, den sie erreichen. Freylich wäre es besser

gewesen, wenn wir das Kriegscheater von uns hätten
entfernen können, nnd ich getraute nur nicht nur psy-
chologisch, in so weit es den Charakter unserer Nation
bctrist, nicht nur politisch sondern selbst militärisch
der ganzen fränkischen Nation zu beweisen, daß unser
Traktat insoweit er offensiv ist, der fränkischen Nc-
publik noch mehr als uns selbst, geschadet hat; denn
wären wir neutral geblieben, so hätten die Franken auf
einer Seite weiter nichts als ihren Rhein, und die
vielen Grenzsestnngen zu schützen gehabt, hätten ihre
ganze Macht in Cisalpinicn conecntrircn können, und
wären jezt schon vor den Thoren von Wien. Das ist
aber geschehe», und uns bleibt nichts übrig als volles
Vertrauen auf die Armee in Helvetia; zu fetzen und

sie zu unterstüllen, u. s. w. denn sie schüzt noch allein
unsere Freyheit, und unter ihrem Schutz allein kön-

neu wir unser Volk durch eine neue Constitution be-

glücken. Daher muß man nicht unbestimmt beschun-

pftn, man muß Thatsachen erweisen, und dann wird
gewiß gestraft werden. Wahrlich unser Vo.k bedarf
des grösten Zutrauens gegen die Franken! Oder wä-
re es etwa glücklicher, wenn die Oestre icher in diesen

Gegenden hausten? würde das Land weniger von ih-
nen verheert? meint Ihr, sie würden nichts fordern 7

Oder wollt ihr lieber Adel haben? Vcrneradcl, Züri-
chcradcl, Basleradel? w. Ja Oestreichcradel würdet
ihr bekommen, der würde euch mit semen Klauen packen.

Pfui dieses Namens er war ein Greuel unsern Vätern,
die ihn überall zerstöhrten, wo er sich zeigte, und s»

vielen ausgearteten Söhnen tönt er so weich! O ewi-
ge Schande Schweizer, es ist die höchste Zeit etwas
zu thun wenn ihr nicht aus der Reihe der Nationen
wollt verlöscht seyn. Ich behaupte, es rst nicht nur
um Schweizer - und Franken-Freyheit zu — es ist um
die Existenz zu thun. — Was will Kühn damit sagen:
es seyen zu viel Oestreicher und Franken, aber keine

Helvetier in der Schweiz! Es sind zu viel Oesircicher,
aber nicht genug Franzosen nnd nicht ächte Helvetier
in der Schweiz. — Das ist lie Wahrheit — sonst

gieng es anders. Noch einmahl wiederhole ich, daj
man uns Thatsachen angebe, daß man nicht unbe-

stimmt und unanständig klagen soll — daß man sie

dem Direktorium angeben soll — und erst dann, wann
unser Direktorium seine Schuldigkeit nicht thut,
sind wir da, um zu helfen. So will es die Consiitu-
tion, Vernunft und Politik und ich schließe — daß Aker-

mann seine Bemerkungen dem Direktorium machen
soll.

Escher: Gerade darum, weil die Franken un-
sere Verbündete sind, und weil ihre Armeen unsere und

ihre Freyheit schützen sollen, erheben wir uns über
die vorgefallenen Mißhandlungen; von den Russen wür-
den wir hingegen nichts anders erwarten. Uebrigent
hörte ich kein Mitglied die fränkische Nation oder ihre
Armeen Barbaren schelten, aber das sagte ich, und
werde es ungcscheut wiederholen: daß Ausschweifungen
von einige» Theilen derselben begangen werden, wcl-
che von Barbaren, nicht von Bürgern der cultivirtcsien
Nation Enropens, und besonders nicht gegen die Ver-
bündeten derselben, zu erwarte» wären.

^
Man federt

Thatsachen; — deren sind viele — ich füllre nur eine

an, und sie wird hinlänglich seyn, Euch alle mit
Schauer und Abscheu zu erfüllen: Leztcr Tcge twfein
fränkischer Soldat bey Luzern auf offener. S-raffe ein

junges Mädchen von 9 Iahren an. Er fà s,ber dat
Kind her um es auf die scheuslichsie Art zu mißbrau-
ch-n. — Em Greis von 70 Iahren kömmt zu dieser
Greueltbat und will das unschuldige Opfer dem um



geheuer entreissen; aber der Soldat zieht seinen Säbel
und verwundet den schützenden Greis misivcrschiedcncn
Säbelhieben. Bürger solcher Thatsachen könnten noch
viele angeführt werden; diese genüge, nm mein Urtheil
zu rechtfertigen. Ich bestätige gänzlich meine erste

Meinung.
Michel: Ick; stimme Akcrmann bey. Im Ober-

land sind auch viele Truppen und es fieng auch an,
Unordnungen zu geben, aber inan machte kräftige Vor-
stcllungen, und so hat es sich gebessert; sie hauen nicht
die Kirschbäume um, sie strchlen sie nur ein wenig.
Ucbrigens aber, wenn die Franken- noch lang im Ober-
land bleiben, so werden viele Familien wegen Mangel
«n Lebensmitteln auswandern müssen.

Akcrmanns Antrag wird angenommen, und in
die Coinmißion g 'mdn r: K " tz n, Bourgeois,
Michel, Pellegrini und Blattmann.

Das Direktorium fodcrt in einer Bothschaft
schleunige Berathung über die Kriegsgerichte. Graf
versichert, daß die Coinmißion ihr Gutachten ehestens
werde übersetzen lassen. S ch l u m p f fodert dasselbe
bestimmt auf Montag. Dieser Antrag wird angenom-
men.

Der Senat übersendet in einer Bothschaft den
Vorschlag, denjenigen z der Constitution aufzuheben,
der den gesetzgebenden Räthen alle Jahre 3 Monate
Vacanzzcit zu nehmen vorschreibt. —

Kühn fodcrt Verweisung an die Coinmißion.
Custor folgt, und sieht diesen Gegenstand für sehr
wichtig an. Anderwcrth fodcrt Ernennung einer
besondern Commission über diesen wichtigen Theil der
Constitution, dessin Abänderung er nicht leicht beistim-
men wird. Kühn: die verschiedenen ^ der Consti-
tutien sind eine Reihe -n Grund,atzen, die unS einem
obersten allgemeinen Grundsatz hergeleitet werden und
mit einander in Verbindung seun müssen; daher tön-
neu diese Abänderungen nicht leiciw- durch besondere,
Commissionen r chandett werden; ich beharre also auf
meinem Antrag.

Gmür: Ein Grund der Langiamkcit unserer
Arbeiten ist, daß mehrere tmscrer Mitglieder zu über-
laden sind, und also n eb: überall arbeiten können; da
er den Gegenstand für ganz abgesondert von den früh.-
reu Abändcnmgs-Vorschlägen ansieht, so stimmt er
Andecwerlh bey.

Echo ehr Ich liebe die Gleichheit, und fodcrc
daher auch eine neue Eomniißiv» werde aber über die
Ernennung derCom nißionrn bald àn Antrag machen.

Carra rd stimmt Knhn bey, dessen Antrag an-
genommen wird.

S ch o ch wacht einen Antrag, welcher für 6 Tag
«uf den Kanzleytisch gelegt wird, »nd in welchem er
begehrt, daß die Ccinmlßirncn dem Alphabcth nach
ernannt werden.

Br. Pidond, öffentlicher Ankläger im Leman,
wünscht, daß dem Criminal-Coder noch einige Anhän-
ge beygefügt werdest, indent z.B. über die Vordere:-
tungen zu den Verbrechen deren Ausübung aber ge-
hemmt oder unterbrochen wirlz, keine hinlänglichen Ge-
setze in den, Cruittnalgcsczbuch vorhanden sind.

Zimmcrmann hörte mit Freude diese Bitt-
schuft, nur wann einst die Bürger Heivctiens, welche
mit wirklicher Sachkenntniß über die einzelnen Gegen-
stände der Gcsezgebuug sprechen können, uns ihre
Ideen mittheilen, können wir hoffen, unser Vaterland
wirklich ganz glücklich zu machen; da diese Bittschrift
von den gewöhnlichen Bittschriften sich so sehr ans-
zeichnet, so fodere ich ehren olle Meldung derselben.
Die Eommißiou, welche den Criminal-Codcx vorschlug
fühlte, daß noch verschiedene Lücken auszufüllen, da
diese Bittschrift hierüber einen so zweckmäßigen Antrag
macht, so fodere ich Verweisung derselben an jene
Commission. Dieser Antrag wird angenommen.

Schoch federt, daß die Commission, welche über
ein Strafgesetz gegen das Nichtkokardetragen niederge-
sczt ist, ein baldiges Gutachten entwerfe, weil lezthin
zwischen Soldaten und Bauern hierüber ein Streit
entstand und sich jeder wahre helvetische Bürger kennt-
lich inachen muß. Dieser Antrag wird angenommen.

Die Versammlung bildet sich in geheimes Commute.

SM n a ch 20. Juli.

Präsident: Fuchs.

Pfyffer, im Namen einer Commifsion, legt
über den Beschluß, der die Formalitäten der Pctitio-
neu an die gcsczgchenden Räthe bemft, folgenden Be-
richt vor:

Der Beschluss des grossen Raths ist weder in
ftiuein Inhalt noch m der Redaction wesentlich
verändert; in Betreff leztercr bleibt noch immer im z.
ft die unrichtige Erklärung des Wortes collectif, wo
eine collective Petition diejenige genennt wird, die
von mehr als einem Individuum unterzeichnet ist. 2)
Ist in dem Beschluß 'immer nur von Petitionen dir
Rede, da doch zwischen Pcini neu und Adressen ein
wesentlicher Unterscheid ist, indem die einen nur ein
Begehren, die andern aber alles, was nicht ei» Be-
gchren ist, unter sich begreifst n. 3) Findet noch immer
die gleiche Dunkelheit in Ansehung des -6. ft statt.
Was aber den Inhalt und die Bestimmungen des Bc-
schlusses selbst betrist, so findet die Commission, wie
lczthi», daß er die Freiheit des Bürgers zu sehr er-
schwere.

(Die Fortsetzung folgt.
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(Beschluß des Berichts über die Formalitäten der
Petitionen an die gcfezgcbcndcn Räthe.)

In freien Staate!,, in Staaten worinn die
Rechte des Bürgers geehrt werden, ist es ein rmvcr-
licrbares Recht des Bürgers, seine politischen Wünsche,
Gesinnungen, Rüge gegen Untreue c^cr Schlaffheit hö-
hercr oder nied-rer Beamten, Tadel alles dessen, was
ihm unrecht oder i mwekmäßig scheint, Vorschläge
zum Bessern in Petitionen oder Adressen den obersten
Gewalten bekannt ni machen. Tbc vollste Ausübung
eines solchen Rcchtàist auch zur Erhaltung der Frei-
heit nothwendig; denn nur dadurch lernen die beiden
obersten G-waif-n die Wünsche, die Bedürfnisse des

Volkes, jeden ^ruek, den es leidet, jeden Mißbrauch,
den es gehoben wissen möchte, kennen: nur dadurch,
nur durch die Einstellten der besten und redlichsten
Bürger aeleitet, werden die obersten Gewalten in Stand
gesctt, in iedem Fall das Beste zu beschlossen und zu ver-
fügen; sie werben zugleich in ibrcn Schranken gehalten,
die sie aus Ti-rcbt vor der öffentlichen Meinung nicht
übe^chre0en buchen: nur durch eine solche freie Aens-

serunq 'ernt «edcr Bürger seine Freiheit kennen und sie

acbông schätzen; nur dadurch endstch wird eine össcnt-

lieh? Meinung gebildet, die die Einsichten unter dem

Volk verbreitet, Und den Gemeinsnn, den besten Er-
Halter >md Beförderer der öchmft'chen Freiheit wckt.

Aber, bei Ausübung dieses Rechts darf der Bürger die

öffentliche und Prjaat-Sicherheit nicht stören; denGe-
setzen und gesiezmäßiaen Verordnungen muß er gehör-

à, st» lange sie bestehen; er darf nicht, zum Unae-

horstrm vrovoeften : darf durch Erregung von fa eben Be-

wequngen die höchsten Gewalten weder schrecken noch

mßucnzicrcn; denn diese, als die wahren Stellvcr-,

treter des Volks, müssen in ihren Beschlüssen vollkom-
wen frei sei»; nur auf die durch Begriffe des Rechts
und Einsichten geleitete, nicht aus die falsche, durch
Partbcigeist geblendete und irregeführte Volksmeimmg,
dürfen sie Rükstcht nehmen. Der Maasstab des Gra-
des der Freiheit in jedem Staat wird auch in dieser
freien Wirkung der öffentlichen Meinung auf die ober-
stcn Gewalten, und der freien Gegenwirkung der ober-
sten Gewalten ans Leitung und Berichtigung der öffent-
liehen Meinung zu finden seyn. Jede unzwekmäßige
.Scmmnnq, jede Störung, jede Erschwerung dieses

Rechtster Büracr, drohet also Gefahr der Freiheit
und erstickt den Gcmeinsinn.

Der Beschluß des grossen Raths — z. — verbietet
jede Zuschrift über Gegenstände der Politik oder der
Gefezgcbrmg, die von mehr als einem Bürger unter«
zeichnet ist, fo daß, wenn hundert Bürger an einem
Ort das ncmlche über einen Gegenstand denken, sie

dies in hundert Zuschriften den obersten Gewalten be-

kannt machen müssen: dadurch wird das Recht eines
jeden Bürgers zwar nicht gehemmt, aber doch zu angst-
l.ch erschwert, und das gcsezgebende Corps wird mit
(Überladung von Papieren bedroht.

Um gefährlichen Mißbräuchen vorzubeugen und dem
Barcheigeist Schranken zu setzen, wäre es nach der

Meinung der Commission genug, daß den Bürgern das
Sammeln von Unterzeichnungen außer ihrer Gemein-

de, oder in grossen Gemeinden außer ihrer Section,
untersagt, und den Beamten Wgleich verboten würde,
das Visa auf Zuschriften, die von andern Bürgern/
sss von Bürgern aus der nemiichen Gemeinde oder

der nemlichen Section, unterzeichnet sind, zu setzen.

D-e Commission trägt ihnen die Verwerfung des

Beschlusses an, run so eher, da in den gegenwärtigen
Umständen der Republik wir uns mit den Gesinnungen
des Volks umgeben, Hine Meinungen und Wünsche

erforschen, und alles, was feine Aeusserungen auf un-



nöthige Weise hemmt oder erschwert und den Patrio-
tismus im Keim erstickt, sorgfältig vermeiden sollen.

Liithiv. Sol. fügt den, Besicht der'Commis-
sion den Wunsch bei, daß wenn Petitionen von mey-
rcrn Bürgern unterzeichnet, sollen gestaltet seyn, so mochte
der Verfasser dcrselben verpflichtet werten, seinen Na-
men beizusetzen; ist der Aufsatz gut, so lernt man ei-

nen fähigen/ Mann vielleicht dadurch kennen ; findet
daS Gegentheil statt, so lst es gut zu wissen, an wen
man steh zu halten hat; zumal sehr oft die Unterzeich-
ner nicht sehr genau wissen, was sie unterzeichnen;
übrigens hat die Rcvisionscommission bereits den An-
trag eines Gcschworncngcrichis zur Handhabung der
Constitution und darin den Vorschlag gemacht, daß auf
das Verlangen von ivo Bürgern, Eingriffe und Ver-
letznngm der Consntulion untersucht werden lösten; diese

Commission hat also auch schon das Recht der Bürger
anerkannt, über öffentliche Angelegenheiten zusammen
zu treten, und ihre Gesinnungen gcmemschaft.ich zu
äussern.

Muret findet, daß am allerwenigsten in gegenwär-
tigem Moment man das Recht der Bürger, den Ge-
sczgebcrn ihre Gesinnungen und Wünsche mitzutheilen,
schmälern dürfe: er stimmt Lüthi bei, daß eine Nespon-
sadilität dabei statt finden soll; aber nicht immer ist
dies durch eigene Unterzeichnungen möglich; es muß
auch ein Modus festgcsezt werden, wie jene Bürger,
die nicht schreiben können, ihre Zustimmung zu solchen

Zuschriften bezeugen sollen: er will, daß dies durch
die Agenten geschehen könne.

Der Beschluß wird verworfen.

Lüthi v. Sol. im Namen der Revisionscommis-
sion der Constitution, legt über den ras. Art. der Con-
stitution einen Bericht vor.

Craner legt im Namen der Minorität eben die-
scr Com mWon ein besonderes Gutachten über den glci-
chen Gegenstand vor.

Die Uebcrsetzung beider Gutachten ins Französisch:
wird beschlossen. (Wir werden sie bei der Discussion
tieteni.

Lüthi v. Sol. ist crstlmnt, daß die Minorität
einen Dccretsvvrschlag zur Abänderung des 106. Art.
vorlegt, wovon in dep Commission überall die Rede
nicht war : man war vielmehr einig darüber, daß wir vor
-» Jahre» keine Abänderung deS lochArt. dem Volke vorlc-
«ons Wohl aber dasselbe fragen dürfen : ob es ohne Rüksicht
auf diesen Art. die Gesetzgebung bevollmächtigen wolle, in-
nert Jahresfrist eine Abänderung der Constitution vor-
zuschlagen. Die Abfassung der Resolution werden sie

dann der Commission, rueht einem hierzu unbeaufkrag-
ten Mitglied, zuweisen: der Unterschied der Meinung
in der Commission beschränkte sich darauf, daß Pic
Majorität die Abfassung der ausserordentliehen Anfrage

>2

für 6 Wochen vertagen, die Minorität eine solche Ab-
fassung sogleich izt beschließen lassen wollte.

Trauer behauptet, jedes Mitglied habe das Recht,
einen Beschiusscsvvrschlag vorzulegen; um die ausseror-
dentiiche Bevollmächtigung zu erhalten, müssen wir
dem Volke doch von dem s:ciheitsmörderischen rc>6.
Art. sprechen, und er glaubt, die Meinung und die
Wünsche des Volks êern sich vielmehr jenen der Mi-
nvrilät, als jenen^der Majorität der Commission.

Lüthi v. Sol. Ais Minorität der Commission
sollte Crauer unstreitig nichts vortragen, wovon in der
Commission überall keine Rede war.

Trauer be darrt auf seinen vorhergehenden Aeus-
senmgen; er will m keiner Commission mehr arbeiten,
wenn t:e Majorität der Minorität Gcscye übe? das,
was sie sagen soll, vorschreiben darf.

Muret wunbert sich nicht wenig über Craners
Benehmen in dieser Sache. Wir wollen alle, Verbes-
senmgen der Versassung, aber wir wollen die Freiheit
dadurch nicht gefährden, und keinen Ring der Consti-
tucion auflösen, bis wir wissen, wie er crftzt werden
soü; wir wollen erst wissen, welche Verbesserungen
sollen angenommen werden. Er verlangt als Ordnungs-
motion, daß man nun heute nicht eintrete, sondern erst

wann die Berichte werden übersczt seyn, in » Tagen.
Dieser Antrag wird angenommen.
Nahn, im Namen einer Commission, legt einen

Bericht vor über den Beschluß, der die fremden Vchei-
deinünzcn in Helvetic» ausser Curs ftzt, und räth zur
Annahme desselben.

Schwall er: der grosse Handel wird nicht durch
diese Résolution leiden, aber der kleine, tägliche; es ist
eine ungeheure Menge fremder Scheidemünze izt im Land,
der Arbeiter, der Arme verlieren zuviel, wenn ihnen
nicht hinlängliche Zeit gegeben wird, sich allmählig
dieser Münzen zu entledigen, und das thut der Be-
schluß nicht: er verwirft denselben.

Die weitere Discussion wird vertaget.
Der Beschluß über die Bekanntmachung der Ge-

setze wird verlesen.

^ chw ailer verlangt eine Commission; manches
mißfällt ihm zum voraus m dem Beschluß, besonders
die Gcldstraffen.

Die Commission wird beschlossen; sie soll in »Ta-
gen berichten und besteht aus ten BB. Schwalier,
Falk und Cagliyni.

Münger/ im Namen einer Commission, legt
einen Bericht über den die Erwählung der Agenten aus
den Municipalitäten betreffenden Beschluß vor, und
räth zur Verwerfung desselben.

Lüthi v. Langn, glaubt, die Resolution erfülle
ihren Zwek gar übel, und durch Erschaffung ihrer neuen
Agenten würden die alten nicht abgcschaft, sondern nur
die gröste Verwirrung in die Agentschaften gebracht.



Der Bericht wird für Z Tage auf den Kanzlei-
tisch gelegt.

- Nachsdlgender Beschlnssesvorschlag der Revisions-
Commission der Constitution, wird zum zwenenmal
»erlesen.

Der Senat an den grossen Rath.
In Fortsetzung der Berathung über die Verbes-

strung der Constituliousactc:

In Erwägung, daß es unter die nothwendigen Ei-
genschasten eines zu erwählenden Mitglieds des Voll-
zichlmgs-Dlrcttoriinns gehöre, daß es die dazu noth-
wendigen Fähigkeiten besitze, und besonders in der

Sehne der Erfahrung gebildet sey;

In Erwägung, daß die Vcrwaitungskammcrn und

Kantonsgerichtc eben so gut als die Räthe, das Oder-
geeicht, die Ministerien und das Statthalteramt ihren
Mitgliedern den Anlaß verschaffen, sich diese aus Er-
fahrüng gegründete Kenntnisse zu erwerben;

In Erwägung aber auch, daß ein Mitglied des

gcsezgcbenbcn Raths, welches durch die Stimme und
durch das Zutrauen des Volks an diese Stelle beruft»
worden, diesem Zutrauen gänzlich cntsvrcebcn und seine

Stelle nicht niederlegen soll, um eine andere nicht von
der freien Wahl des Volks abhängende Stelle anzu-
nehmen, sondern an derselben verbleiben soll, bis. seine

Amtszeit zu Ende ist;

hat der Senat beschlossen:
Es soll dem souverainen Volk angetragen wtrdcn,

den j. 72. der Constitution znrükznnchmen, und stau
desselben folgenden zu sanclionircn:

Um in das VollzichimgS-Direclormm gewählt zu
werden, muß man das Aller von 4s Jahren erreicht
haben, verhcurathct oder Wiltwcr seyn; -nan muß ser-

ner entweder Mitglied eines der gcftzgcbenden Räthe
oder des Odergerichls. einer Verwàltungskammcr oder
eines Kantonözerichls, Minister oder Ncgicrungsstart-
Halter gewesen seyn oder wirklich seyn.

Die Mitglieder der gcftzgedcndm .Räthe können
jedoch, bis ihre Amtszeit zu Ende ist, nicht gewählt
werden.

Hoch möchte den Znsa-artiekc!: »die Mitglieder
der geftzgebenden Räthe können jedoch, bis ihre Amts-
zeit zu Ende ist, nicht gewählt werden» weglassen.;
es ist immer gefährlich und bedenklich, Männer, die

man nicht näher kennen gelernt hat, zu den ersten

Stellen in der Republik zu erheben.

Barras findet Widerspruch zwischen dem Bc-
schlich und seinem »ten Erwägunisgrund; so wie der

vom Volk gewählte Verwebter, sott auch der Gcsczgc-
der zum Director gewählt werden können: er verlangt
Zmükwciftmz an die CemmMon.

Mener v. ?lrau wünscht eine viel ausgedehntere
Wahîstthigkcit, die sich nicht auf RegierungSglieder
einschränke ; denn das ist aristokratischer Sauerteig ; jeder
tüchtige Bürger soll gewählt werden können.

Lülhi v. Sol. Diese Abänberiingsvorschläge sind
in der Aussicht gemacht, daß sie erst in 5 Iahren kön-
ncn angenommen werden; alsdann werden viele aus-
getretene Mitglieder der Geftzgcdnng vorhanden., seyn;
die Commission glaubt, die Tüchtigkeit da suchen
zu müssen, wo sie sich schon, vom Zutraut» des Volks
zu öffentlichen Stellen gerufen, durch die That crwic-
sen hat. Gegen Barras bemerkt er, daß die Gesczgc-
bcr das Wahieorps für das Direclormm sind, und daß
hauptsächlich darum, sie nicht wählbar seyn sollen;-

Murcl verlang'., daß man den Gnmdsaz des

Vorschlags von der Redaction unterscheide, und erst

über jenen entscheide; er bemerkt übrigens, daß Sup-
pleanccn ine Qbcrgerichtshof, bcn Venvaltungskammcm
n. s. w. vorhanden sind, nicht aber in der Gesczgcdung ;
auch darum kann man also unbedenklicher aus jenen
Steilen Directoren wählen lassen.

Auf U fleet's Antrag wird die Abfassung an die

Commission zurükgewicsen, und die weitere Discussion
ins Montag vertaget.

Murets Antrag, den Beschluß selbst von seiner
Redaction bei der künftigen Berathung zu unterscheiden,
wird angenommen.

Großer N a t h, 22. Juli.
Präsident: Marcacci.

Das Dist ri kts g e ri ch t Obersiestigen im
Kanton B crn erneuert seine Wünsche sûr Verte-
gnng des àuptorts des Distrikts von Amseldingen nach
Vlumcnstem.

C n stör ftdert Verweisung an die Einthcilnngs-
csmmißion des Kantons Bern.

C a r >. a rd fodcrk Vertagung weil jene Commis-
sion nicht mehr vorhanden ist. Der lezle Antrag wird
angenommen.

Bourgeois, im Namen einer Commission-,
lege folgendes Gutachten vor, über welches Dringlich-
kcit erklärt, und welches ohne Einwendung angcnom-
men wird.

An den Senat.
Ans die. Bittschrift derTememdskammervon Nens,

welche sich über die Verfügung des Ministers des In-
nern, vom stell dieses bcktagt, daß die Verwaltungen
nebst den örtlichen Ausgaben auch noch den Mnnizipa-
litäten, die zu den Lieferungen für die ftänksschen
Truppen uothigen Summen vorstrecken solle», unter
der Verbindlichkeit, so wie solche wieder einaehri,, sie

wieder zu ersetzen, mit ftan Beyfügen, an die Gememds
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kammer von Neuß, sich genau an diese Verfügung zu
hallen.

In Erwägung: daß es in dem vorliegenden Falle
von der Locatttae herrührenden Ausgaben deirift.

In Erwägung: daß die Gesetze vom i3. und 1.5.

Hornung l7r<s, den Fall vorge'cyen haben, wo die Ein-
tünfce der Verwattungsgütcr fur die Loealilälsausga-
den nichl hinreichen könnten, indcin sie eine am alle
Einwohner der Gemeinde ohne Unterschied, nach Maß-
gab des Vermögend eines zeden
tage verordnen,

hat der grosse Rath beschlossen:

Diese Bîttsch ist an das Direktorium zu vcrfcn-
den, l«lt der Einladung, das Gcscz vollziehen zu las-
sen.

Graf, im Namen der Militärcommißion, legt
folgendes Gutachten vor, über welches Dringlichki
erklärt, und welches ^ Weise in Berathung gcnom-
»»c» wird.

An den Senat.
In Erwäanng, daß wenn auf der einen Seite zur

Handhabung der guten Ordnung und KTegszucht unter
den helvetischen Truppen es

Wichtig ist die Art und Weise zu bestimmen,
wie der Soldm für die Vergehen, deren er sich schul-
dig mache» kömue, bestraft werden soll; es hingegen
eben so nöthig ist, hierüber bestimmte Formen fest zu
setzen, um den Einßuß der Wtllkühr bcn den Urthci-
ten zu hindern, und dein Knegsmann die Freyheit zu
sichern, die er unter dein Schutz der Gesetze gemessen
soll.

Hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
I.

Einrichtung von Kriegszuchträthcn.
r) Bey jedem Bataillon der helvetischen Trup-

pen bcsiiidct sich ein Kr.tegszuchtrath.
2)

dem Dünstalter, in ihrem respective» Rang erwählt.
Sie werken ane 3 Monate erneuert und durch diesem»
gen ersczi, die ihnen m der Rangordnung nachfo gen.

6) Die abwesenden Mitglieder werde» für den
Augenblick dprch and.re Räthe, die nach dem nämli-
chcn Grad gezogen ersezi.

6 Dec Kriegs,ueyttath versammelt sich bey dem
Präsidenten, aus dessen Befehl.

7) Der Präsident zeigt dem Rathe die Verge»
zu verlhcilcnde Aus-îhcn an, nachdem er sowohl die dein Beschüttn,,ttn

zur hast gelegten, als demselben zur Entschuldigung
dienenden Thatsachen mucrmchl hat.

s Der Kriegszuchwaty hört den Beschuldigten
in seiner Vertheidigung an.

p) Vier Stimmen machen die Mchrhe.it zur Fäl-
iung öro ttrthcns aus; tasse,be soll in das Ptotscoil
der Bcrathschlagungen cingerükt werden.

r» Der KriegSzuchlrath spricht über alle Verge-
hen ab, tie folgende Strassen nach sich ziehen:

». Gesaug'mschast, die länger als i>Tage, aber
nicht mehr als einen Monat dauert,

b. Entsetzung eines Untcroffziers oder Korvo-
rals.

Härtere Sprüche können nur durch den Kriegsrath
verhängt werden.

m) In, Fall der commandirende Offizier im
Zweifel ist, ob cm Vergehen vom Kriegszucht ath oder
von dein Keicqsrath bestraft werden soll, so läßt er den
Kriegszuebtraih versammlcn, der über bicse Competenz
Frage abspricht. Dieser Ausspruch ist entscheidend,
den Fall ausgenommen, wo der Kriegs - oder Revi-
stonsrath das Urlheil über ein Vergehen, dem Kriegs«
zuchtralh wieder zurückweisen würden, weiches dcrset«
be von seiner Competenz glaubte.

nämlich
Dieser Rath besteht aus sieben Mitgliedern.

als PräDein Commandanten des Corps
scheuten

2 Hauptlcute.
t Lieutenant,
a Unrcrliculcnant.
r Sergeant,
r Corporal.

s Der Schreiber, welcher kein Stimmrecht haft
wird von dem Commandanten aus den Fouricrsergcan-
ten gewählt.

4) Die sechs Räthe werden abwechslcnd, nach

II.
KriegSrath.

ts) Es soll bey jedem Bataillon der helvetischen
Truppen und für jeden besondern Fall ein Kriegsrath
errichtet werden, der über alle militärische Vergehen
abspricht.

e3 Dieser Rath soll aus st Hauptleuten, st Ober«
lieutenants, st Untcrlieutcmmts, st Sergeanten und 4
Corporals, in allem aus 20 Richtern bestehe».

est) Diese Mitglieder werden wechselsweise nach
ihrem Dicnstalter in dem Rang, den sie bekleiden, ge-
wählt.

i5) Diese Rangordnung wird für die Hauptlcute
mid Obcrlieutenants bey den jüngsten im Rang ansan-
ge», nnd so bis zu dem ältesten steigen. Fur die diey
andern Grade hingegen, soll sie bey dem Aelttsten
im Rang ansangen und zu dem Jüngsten hinabstci-
gen.



le

tS) Der älteste HâìiptmâîM des Bataillons soll
Präsident des KriegSralhs seyn.

17 Der Berichterstatter wird vsn dem Kriegs-
zuchtrath gewählt.

as) Der Schreiber wird von dem Bcrichterstat-
ter gewählt.

19 Bey dem Kricgsrath wird immer ein Hauvt-
mann als Commissar der vollziehenden Gewalt zage-
gen ftyn. — Ihm liegt die Sorge für tue Bcobach-
lung der Formen und die Anwendung und Vollziehung
des Gesetzes ob.

2» Der Hauptmann, welcher das Amt eines
Comnussärs der vonziehenden Gewalt verrichtet, wird
von dem Präsidenten des Knegsrattzs erwählt.

.sr) Verwandte oder verschwägerte, verschwägerte
Kinder bis zum Grade von Geschwister-Kinder mit inbe-
grigcn, können nicht Mitglieder des Kricgsraths ftyn.

22) Keiner, der dem Beklagt n in obgcmeidtcm
Grade verwandt ist, kann als Richter im Krlegsrathe
sitzen.

2Z) Vor den Kriegsrath kann niemand gezogen
werden, als Militärpcrsonen, Individuen die zur Ar-
mce oder ihrem Gefolge gehören FaischwcrVcr, Spie-
ncn und die Etnwoyncr eines feindlichen durch die
Truppen der Rcvublik besetzten Landes, für diejenigen
Vergehen, die vor die Kriegs« älhe gehören.

s e z Zu der Classe derjenigen, die zur Armee oder
ihrem Gefolge gehören, und dem zufolge von dem
Krlegsrathe gerichtet werden, gehöre» emsig

itens, die Fährleute, Karrer, Manleftttreiber und
Wagenführer, die zum Transport der Artillerie, der
Bagage, Lebensmirtein und Fouragc der Armee, in
Lagern, Märschen, Cantomrungcn, oder zur Verproviantt-
rung der im Belagerungszustand befindlichen Plätzm
gebraucht werden. '

2iens, die Arbeitsleute, welche der Armee fol-
gen.

3tens, die Aufseher der Magazine der Artillerie,
diejenigen über die Ledensmittcl und Fouragen zum
Austheilen im Lager, Cantomrungcn oder in den im
Belagerungsstand befindlichen Plätzen.

àtens, alle Aussetzer der zum'Dienst der Truppen
mcdergcftzicn Verwaltungen.

^lens, die lsccretärs, Schreiber und Copiste» bey

den Verwaltungen und verschiedenen Stäben der Armee.
6tens, die Agenten der Schazkammer bey der

Armee.
7tcns, die Kriegs - Commissarien.
8tens, diejenigen Individuen, welchen die Ein-

richtung und die Einziehung der zum Dienst und der

Verproviantirung der Armee a!isge>chriedenen Rcquist-
tionen, ausgetragen wukdeu.

ptens, die Aerzte, Wundärzte, Apotheker und
Krankenwärter bey den Militärhospitäicn und Fcldla-

-arethen, so wie auch die Gehülfen oder Zöglinge der
Wundärzte bey denselben-

intens, die Markcntentcr, Lieferanten der Muni«
tion und Bäcker der Armee.

mens, alle Bedienten der Offiziere und andere
zur Armee gehörigen Personen.

23) Ein icd-r, der vor den Kriegsrath gehört und
eines Militarvcrgehens angckiagt wird, soll sogleich in
Arrest genommen, und einer genügsamen für dcnftl-
den verantwortlichen Wache übergeben werden.

2o) Der an dem Ort commandircnde Staabsoft
fizicr wird, sobald er durch Klage», öffentlichen Ruf,
oder auf andere Weift sichere Kenntniß von einem durch
einen Militär oder andern vor den Kriegsrath gehörigen
Person begangenen Vergehen erhaltet, sogleich dem Haupt-
mann, der das Amt eines Berichterstatters versieht,
auftragen, die Klagen anzuhören, im Fall welche
gemacht werden, ans der Stelle die Information vor-
zunehmen, die Zeugen zu vernehmen, den Beklagte»
zu verhören, und ihm Bericht zu erstatten. Die In-
formation soll auch, im Fall keine Klage angebracht
würde, dennoch vorgenommen werden.

27) Nach anienommcncr Klage wird der Be«
richterstaltcr die Aussagen der Zeugen aufnehmen, und,
wenn materielle Beweise des Vergehens vorhanden sind,
dieselben crwahrcn. Die Zeugen sollen ihre Aussage
unterschreiben, im Fall sie es nicht können soll davon
Meldung geschehen. Wenn sich die Zeugen weigern
ihre Aussage zu thun oder dieselbe zu unterschreiben,
soll zu dem Verhör des Beklagten fortgeschritten wer-
den.

28) Der Berichterstatter wird sowohl zur Infor-
mation als zur ganzen Führung der Reden, bis zum
Endurtheil, sich der Hülfe des Sebrcidcrs bedienen.

29) Nachdem der Berichterstatter das Ven reche»
selbst und die begleitenden Umstände untersucht, und
die Aussagen der Zeugen aufgenommen hat; so des gt
erden Beklagten über seinen Namen— Vornamen,
Alter, Geburtsort, Handwerk, Aufenthalt, und üb r
die Umstände des Vergehens. Wenn materielle Bc-
weift desselben vorhanden sind, so sollen sie dem Be--
klagten vorgewicft» werden, damit er erkläre, ob er sie
anerkennet.

30 > vind mehrere wegen einem und demselben
Vergehen angeklagt, sollen sie, jeder besonders verhört
ivcrden.

3l) Nach beendigtem Verhör, soll es dcm Be-
klagten vorgelesen wcrdcn, damit er erkläre, ob seine
Antworten richtig niedergeschrieben wurden, ob sie

Wahrheit enthalten, und ob er darauf beharr; in
welchem Fall er das Verhör unterzeichnen soll. Kann
er dies nicht, oder weigert er sich, es zu thun, so soll
im Verhör davon M ldnng geschehen und durch die
Unterzeichnung des Berichterstatters und des Schreibers

in
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geschlossen werden. Dem Beklagten soll eben so der
VcrbaiprozcZ vorgelesen werde».

32 Das Verhör und die Antwort mehrerer über
daS nämüchc Vergehen Angeklagter, werden sogleich
auf dem nämlichen Verbaiprozcß niedergeschrieben und
einzig durch die Unterzeichnung der Beklagten, des

Berichterstatters und des Schreibers, von einander ge-
trennt.

23) Nach geschlossenem Verhör, ladet der Ve-
richtcrsiatter den Beklagten ein, sich einen fecund
«um Vertheidiger zu wählen.

36 Der Beklagte kann seinen Vertheidiger aus
allen Classen der an dem Orte gcgn'.wärstgcn Bürger
wählen. Wenn er erklärt, er selbst rönne keinen wäh-
ten, so geschieht dies durch den Rath an seiner Statt.

Z3) Der Vertheidiger kann in keine!» Fall die
Zusammmbenffung des Kricgsralhs, über die un vor-
hergehenden Art. bestimmte Zeit, verzögern.

36 g Dem Vertheidiger wird der Vcrdalpr-zeß der
Information/derjenige über das mit dein Beklagt,m rorgc-
»ommene Verhör, und überhaupt alle Schriften, so

wohl für als wider den Beklagten mitgetheilt.
3s) Der Berichterstatter giebt dann soale ch dem

commandircnden Offizier Nachricht von dem Zustand
der Procedur, dieser ruft unverzüglich den Kriegsrath
zusammen welcher entscheidet, ob ein Kriegsrath
Stall haben soll oder nicht.

38 Der auf den AuSsprnch des Kriegszuchtraths
emmahl versammeln: Kriegslast) kann nicht auSeman-
der gehen, ehe über den Beklagten, um dessen Sa-
che willen er sitzte endlich abgeurlhciil worden ist.

III.
N e v i s i o n s r a t h.

Z?) Bey jedem Bataillon der helvetischen Trup-
pen und für jeden Cuminal-Fall, wird ein Revisions-
rath niedergesetzt.

6o) Dieser Rath besteht aus 2 Haupllcutcn 2

Qbcrlieuter.ants, a U-tlerlieìàan's, 2 Sergeanten
und 2 Corporals; in allem to Richter.

.«> Diese Richter werden Wechsels weiss-nach ih-

rcm Dicnstailer aewä >lt.

62 Diese Rangordnung wftd die kvtgegengcsezlc
derjenigen seyn, die bey dem Kriegsratb.c Crait hat.
Man wud näwlich für d>c H.mvticnte und Obcrlicute-
»anls bey den àir sien im Grade, für die Richter ans
den andern Graten aber, bey dem jüngsten ansangen.

63 Der BataiUonsevmmantanr ist Präsident des

Rcvisionsra'hs.
66) Ein rou dem Präsidenten gewählter Haupt-

inann wird das Amt d.s Berichlcrstatters übcrneymcn.

6s) Der Schreiber wird durch den Berichtcrstat-
ter gewählt.

66) Der Quartierineister wird das Amt des Conn-
missârs der vollziehenden Gewalt verwalten.

67) Wenn zu Bildung eines Rev-sions-oder auch
Kriegsrachs uichl'tint genug,a me Anzahl von Offiziers
vorhanden ist, so werden dazu Offiziers voue nàmstchen
Grad und den nächsigelegenen i» wirklichem Dienst
stehenden Schweizerischen Bataillons genommen. Ist
m der Entfernung einer Tagrcue kem Truppeukorps
auf den Beinen, so werden zu Ergänzung der Reoi-
sisns.- oder Kricgsräthe Offiziös ans, nicht im wirk-
lichen Dienst stehenden Nationai-Tnippen der nächst-
gelegensten Orte genommen.

6s) Der Präsident eines jeden Raths wird diese

z'.ir Ergänzung des Raths bestimmten Richter wählen.
6? Der Beklagte kann sich auch vor dem Reoi-

sionsralh einen Vertheidiger und zwar von allen Klassen
der an dem Ort befindlichen Bürgern wählen. Im
gall er erklärt, dies nicht selbst thun zu können, s»

wählt ihn der Kriegslast) an seiner Statt. Dieser Ver-
thcidiger kann auch der ncmlichc-seyn, der vor dem
Kriegsraih für den Beklagten gesprochen hat.

so) Jedes durch einen Kriegslast) ausgefällte Ur-
theil muß, ehe es vollzogen werben kann, nach den
hernach bestimmten Formen vor den Revisionsrath des

ncmiichcn Bataillons gebracht werden.

3!) Der Revisionsrath hat das Recht, das von dem

Kriegslast, gefällte Urtheil zu bestätigen oder zu schivächm,
die Straft zu mildern, und selbst den Prozeß den nem-
lichen Richlmi z'-üükzuwciscn, damit über den Fall ge-
uaiicre Informationen aufgenommen werden.

IV.
Form der Nernrthcilnng.

32) Der Kriegslast) versammelt sich ans einem
öffentlichen Platze, m der Mitte der in ein Viereck ge-
sicilien Mannschaft.

33) Der Präsident si-l v-r einem Tische, zu seist

ner Rechten der Cvmmiffair der vollziehenden Gewalt,
zur Linken der Berichterstatter; der Schreiber und der
Vertheidiger des Beklagten nehmen ihre Stellen am
Ende des Tisches ein ff rings um den Tisch sitzen in
einem Haibzirkel die Richter.

3t. Wenn der Rath versammelt ist, so läßt der
Präsident ein Eremvlar des Gesetzes vor sich auf den
Tisch legen. Im Verbal-Prozeß muß diese uminigäng,
liche Förmlichkeit bemerkt werden.

33) Sobald dies geschehen ist, so ertheilt der Prä«
sident den Bcfelil zur Herbeiführung des Beklagten,,
weicher, von feinem Vertheidiger begleitet, ftc, und
ungebunden vor seinen Richtern erscheint.

36) Der Präsident trägt sodann dem Bcrichtersiat-
ter auf, den Verbal-Prozeß der Information und alle
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für und wider den Beklagten zeugenden Schriften vor-
zulescn.

57) Der Präsident wird den Beklagten über alle
in der Präliminar-Jnformatton enthaltenen Thatsachen
befragen. Die Mitglieder des Raths können dem Be-
klagten Fragen vorlegen.

5?) Die Antworten des Beklagten werden nie-

dcrgeschricbcn.' 59) gZach beendigtem Verhör verliest der Com-
»mssIr der voüzichentcn Gewalt, der hier als össentli
cher Ankläger auftrilt, das Gesez, und zieht seine Schlüsse
daraus.

60) Wenn der Kläger vor dem Rath erscheint, so

soll er vorgelassen und angehört werden. Er kann seine

Bemerkungen machen, auf welche der Beklagte ant-
worcet.

61) Nachdem der öffentliche Ankläger gesprochen

hat, wird dem Beklagten seldst, wen» er es wünscht,
oder seinem Vertheidiger gestattet, seine Rechtfertigung
vorzutragen; worauf sich denn der Vertheidiger wcgbc-
giebt, und des Beklagte durch seine Wache 1» das Ge-
fängniß zurükgeführt wird.

62) Sodann wird sich der Krieasrath an einen ab-

gesonderten Ort begeben, um zu berathschlagen, und
das Urtheil auszufällen.

6,z) Der Präsident wird die Frage setzen, wie
folgt: „Ist N. N., welcher angeklagt wird, ein so!-

„ chcs Vergehen gegangen zu haben, schuldig ?„ Er
wird hierauf die Stimmen lamme!», und bei dem Rich-
te? vom niedrigsten Grad anfangen: er seldst giebt seine

Stimme zulczt.
6g) Der Commissair der vollziehenden Gewalt,

der Berichterstatter und der Schreiber haben in keinem
der beiden Räthe das Stimmrccht.

65) Wenn 9 Mitglieder des Raths den Beklagten
als nicht schuldig erklären, so soll er unverzüglich
in Freiheit geftss werden und an seine Geschäfte zurük-
kehren können.

66) Wenn der Rath mit einer Mehrheit von 12

Stimmen den Beklagten als schuldig erklärt, so be-

gchrt der Ossizier, der das Am: des Commissairs der
vollziehenden Gewalt versieht, die Anwendung der durch
das Gesez auf dieses Vergehen festgesessen Strafe. Der
Präsident liest den Ter! des Gesetzes vor, und befragt
die Richter über die Anwendung der Straft, welche
durch die Mehrheit von 12 Stimmen entschieden wird.

67) Im Fall sich nicht 12 Stimmen für die An
Wendung der Straft vereinigen würden,-^ so wird die

dem Beklagten günstigste Meinung angenommen.
6?) Das auf diese Ar: ausgefällte Urtheil wird

durch den Schreiber niedergeschrieben, und sowohl im
Protokoll als in der Ausfertigung durch den Präsiden-
ten und den Schreiber unterzeichnet; das Urtheil muß
die Beweggründe des Ausspruchs enthalten. Wenn der

Urtheilsspruch niedergeschrieben ist, so begiebt sich der
Kncgsrath aufs neue in das Truppcnvicrcck, wo der
Schreiber das Urtheil öffentlich und mit lauter Stimme
vorliest.

69) Sogleich wird nun das Urtheil und die Pros
zedur dein Berichterstatter übergeben, der es unverzüg-
sich dem Revisionsrath überbringt, welcher schon vcr-
sammelt seyn soll. Eine Wache von 15 Grenadiers
begleitet hierbei den Berichterstatter.

70) Die Sitzungen des Revisionsraths könne» in
einem bedàn Gebäude gehalten werden, müssen aber

.öffentlich seyn; doch soll die Zahl der Zuhörer jene der
Richter nicht mehr als gmal übersteigen können. Die

'Zuhörer sollen mit unbcdektem Haupt und in gröster
Glisse zuhören; sollte einer die dem Rathe schuldige
Ehrfurcht vergessen, so kann ihn der Präsident zur Ord-
nung weisen, und der Rath hat sogar das Recht,
einen ftlchen je nach den Umständen mit Gefangenschaft,
die bis ist Tage dauern kann, zu belegen.

71) Nach Ablesung der Prozedur und des ausgt-
fällten Urtheils macht der Vertheidiger des Beklagten
seine Einwendungen gegen das Urtheil. Der Coinmis-
fair der vollziehenden Gewalt zieht auf der andern Seite
seine Schlüsse, auf welche zu antworten der Verthei-
diger des Beklagten nochmals das Recht hat. Der Be-
klagte selbst wird nicht vor den Rcvisionsrath geführt,
noch vor demselben verhört.

72) Wenn die Richter zum Abstimmen gehen, so

werden sie die Zuhörer abtreten machen.
?Z) Das Urtheil wird durch die Mehrheit der

Stimmen ausgesprochen, und muß, so wie jenes des

Kricgsraths, mit den Beweggründen versehen seyn.
7st) Das Urtheil muß von dem Präsidenten und

dem Schreiber im Protokoll sowohl, als am Fuß der
Ausfertigung Unterzeichner werden.

75) Das Urthess wird hierauf bei offnen Thüren
und mit lauter Stimme dem Revisionsrath vorgelesen,
und dann sogleich dem Hauptmann, Berichterstatter
desselben, übergeben, der es, von 15 Grenadiers bc-
gleitet, unverzüglich dem Kricgsrath überbringt, welcher
bis dahin versammelt geblieben ist.

76) Das Urtheil des Rcvisionsraths wird vor dem
Kriegsrath in dem Truppenvicrcck verlesen.

77) Ist der Beklagte freigesprochen, so wird er
unverzüglich in Freiheit gesczk.

78) Ist er verurtheiit, so soll das Urtheil sogleich
während der Sitzung vollzogen werden.

79) Nach vollzogenem Urtheil erklärt der Com-
missair der vollziehenden Gewalt, daß dem Gesetz Ge-
nüge geleistet sey, und crmahnt die Anwesenden, von
diesem Beispiel sich zu belehren.

so) Der Präsident crkkftt den Kriegsrath für aus-
gelöst, das Viereck wird geöffnet und die Truppen mar-
schirm in Ordnung ad.



«ch der Verbrecher zum Tode verurtheilt wor-
den, so sollen vie Truppen vor den, Leichnam vorbei-
defiliern; ist er aber zu einer andern Straft vcrur heilt
wo'.den, so soll er mit seiner Wache cms den Platz ge-
stellt werden, wo die Truppen vorbcidessiren.

82) Jedesmal, wenn der Angeklagte in das Viereck
oder aus demselben heraustritt, soll tie Mannschaft
Has Gewehr schultern, die Tambours Marsch schlagen.

83) Die Majors sitzen weder im KncgSrath noch
im Ncvisionöra'h, den Fall ausgenommen, wo der

Major als Commandant des Bataillons das Präsidium
führte. Ihnen liegt die Aufsicht über die Truppen was-
rend Haltung des Kncgsraths, und die Sorge ob, daß
die den Gerichten schuldiae Achtung beobachtet werde.

8 4) Die Richter werden sich mir möglichstem An-
stand betragen, und ohne Erlaubniß des Präsidenten
ihre Stellen nicht verlassen.

83) DemNollzichungs-Direetsrmm ist aufgetragen,
den Kriegs- und Revisionsräthcn Vorschriften znürtheilcn,
nachJnhalt des gcgcnwärligcnGcsetzes,zukommen z» lassen.

sb) Die Protokolle der Kricgszucht-, Kriegs- und
Revisionsräthe werden von dem Commandanten des
Bataillons aufbewahrt.

8?) Nach jedem erfolgten Urtheil ist der Batail-
lons-Commandant gehalten, mnert 3mal 24 Stunden
dem Kriegsminister eine Abschrift der Prozedur und
der beiden Urtheile zu übersenden.

r. Wird ohne Einwendung angenommen.
§. 2. Escher erinnert die Versammlung, daß,

als das Dmectorium über diesen Gegenstand einen Cnt-
Wurf einsandte, der Wunsch lebhaft war, es mochten
auch einige Soldaten diesen Gerichten beigeordnet wer-
den: er trägt darauf an, jedem solchen zwei Soldaten
als wirklich stimmfähige Mitglieder derselben beizufügen.

Graf qmiibt, da die Soldaten nicht Vorqesezte
seyen, und übcrdem man nicht weiß, wie diese gewählt
werten sollten, so müsse das Gutachten ohne Abänderung
angenommen werden, besonders auch aus dem Grund,
da es leicht Feindschaften unter den Soldaten veran-
lassen könnte, wenn sie sich selbst zu beurtheilen hätten.

Nüce war freilich ehedem der Meinung, daß Sol-
daten in die Kriegs, äthe geordnet werden sollten, allein
die Erfahrung bewies, daß die Soldaten unter sich zu
parthcyjsch find, und daher mußten die Soldaten in
Frankreich selbst, aus den Kriegsräthcn weggethan wer-
den: er stimmt also Graf bei.

Custor untcrstüzt Efthcrn, weil die Soldaten,
wenn sie schon lange im Dienste sind, mehr Ersah-
rung über ihre eignen Angelegenheiten haben, als die

Offiziere; auch sieht er keine Schwierigkeit in der Er-
wählungsart dieftr Soldaten: er wünscht, daß immer
die beiden Aeltestcn des Bataillons diesen Gerichten
beiwohnen.

Graf wundert sich, daß Custor, der sonst so gerne
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ver E fahrung huldigt, min nicht auf dieselbe, hörm
will, und bcharret aus dem Gutach cn.

Custor beharret a>'ch auf seiner Meinung, weift
keine Erfahrung seinem Vorschlag wider bricht.

Suter glaubt, aus psychologischen G'ünden müsse
das Gutachten angenommen werden; denn wenn der
Soldat von Seinesgleichen beurtheilt würde, so würde
die Achtung für diese Gerichte wcsemlich vermindert,
und es würden den Drohungen und den Parchcilichkei-
ten die Thore geöffnet.

Andcrwcrtli ist auch Eschers Meinung, indem
durch tisftlbc das Zutrauen in diese Gerichte vermehrt
und den WilM'chrlichkciten gesteuert werden wird, die
sich leicbt cinschkichcn könnten, wenn nur Offiziers in
diesen Gerichten sitzen.

Carrard: Laßt uns von der Erfahrung, welche
die Franken und andere Nationen gemacht haben, Gc-
brauch machen und also dem Gutachten beistimmen;
übcrdem bedenken wir, daß, da der fränkische Militair-
Codex von uns für das helvetische Militair ohne eine
Abänderung angenommen wurde, wir nun auch hier-
über der fränkischen Ordnung weitcrsort treu bleiben
müssen, besonders da in derselben die Freiheit und
Gleichheit soviel möglich geachtet sind.

Escher: Cs ist freilich schwer, die Grundsätze
des Rechts aufeinen rcch'tsloftn Zustand, wie das Kriegs-
Wesen überhaupt ist, anzuwenden; allein man bleibe
doch jenen Grundsätzen so treu, als möglich ist. Da
wo die Sicherheit der Bürger gehörig gcschüzt ist, wer-
den alle Criminalfällc zuerst von gcschwornen Gcrich-
ten beurtheilt, weil Bürger vom gleichen Stand mit
dem Angeklagten die Umstände am richtigsten zu beur-
theilen im Stande sind: diese Einrichtung werden wir
hoffentlich, auch unserm Vaterland schenken, und also
laßt uns von derselben soviel in diese M iitairgericbte
bringen, als möglich ist, und zwar um soviel mehr, da
bei Vergeben gegen die Krftgszucht, die Offiziere und
Unteroffiziere um: Theil als Parthci anzusehen find und
doch einzig Richter sei n sollen. Erfahrung stellt man
mir entgegen: ich glaube Nüce's früherer Erfahrung
inchr, als derjenigen, die er seit Z Wochen gemacht
hat; da auch er meiner jetzigen Meinung war: über-
dem, wenn von Organisation eines neuen republikanft
zchen Staates die Rede ist, so ist es nicht die Erfahrung,
sondern das Recht, welches die Menschen leiten soll,
denn wenn wir die Erfahrung zur Hstft nehmen woll-
ten, so würde gar viel anderes in den republikanischen
Formen nicht ftbr durch die Erfahrung begünstigt wer-
den! daß die Franken keine Soldaten in ihren Knegs-
Gerichten haben, beweist mir gar nichts, im Geaentbeil,
denn ich wünsche eine bessre Orknung in unser Mi ckair

zu bringen, als das fränkische Militair gegenwärtig unter
sich hat. Ich bcbarre also auf meinem Antrag.

(Die Fortsetzung folgt.)



Der schweizerische Republikaner
heraus gegeben

von Escher und Uftrri,
W.llglleder« der zesejgànde» Räthe der hclvenichc» RepudM.
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G e s etzq e b u n g.

Grosser Rath, 22. Juli.
Präsident: M arc ac ct.

(Fortsetzung.)
Beschluß der Discussion über das Gutachten der

Militaircommissivn.

Graf: Auf diese Art werden wir, statt Disciplin
zu erhalten, dieselbe zu Grund richten; denn sobald
Soldaten in diesen Gerichten sitzen, so werden sie nie-
malen diejenigen Vergehen gehörig bestrafen wollen,
in welche zu verfallen, sie vielleicht vorsehen, und die

Fchlbarcn werden jede Achtung gegen Gerichte verlie-
reu, in denen ihre Kameraden sitzen: ich beharre auf
dem Gutachlen.

Su ter: Schon ost hab ich bewiesen, daß ick
Freund des reinen Rechts bin, und nur, weil ich das-
selbe weiter ausdehnte, als Ihr, warft Ihr mir vor,
ich spreche als Dichter, aber wahrlich heute ist Escher
mehr Poet als à Wollten wir das rei.-e Recht hier
anwenden, so müßte man keinen Krieg führen und die
Oestreichcr und Russen einladen, nach Hause zu gehen,
und einen ewigen Frieden zu schliessen; da sie aber
diesen Antrag kaum annehmen würden, so müssen wir
unser Militair so organischen, daß wir sie durch das-

'ftibe erst nach Hanft jagen und dann Frieden schliesscn,
und da? Recht herrschend machen können. Wollte
man den Gnmdft.z der Geschwo nrn-Gerichte so weit
ausdehnen, wie Escher, so müßten die Eriminalgcrichte
nur aus Schelmen bestehen, damit Schelmen immer
von ihresgleichen beurtheilt werden: ich beharre auf
dem t.

Der 5. wird angenommen.
5. Z. bis §. m. werden ohne Einwendung an-

genommen.
go. E Ab er weiß nicht, warum kür jeden

einzelnen Fall ein besonderer Kneqsratk ernennt werden
soll: er wünscht, daß cm solches Kriegsgericht für 3l
Monat ernannt werde.

Z i m m ermann glaubt, da die Fälle selten seyen,
in denen ein Kriegsgericht nothwendia ist, und die bc-
sondere Ernennung eines solchen diesen Fällen «och
mehr Gewicht giebt, so sey der j. des Gutachtens
zwekmäßig.

Graf folgt Zimmermann; dem auch Graf cn-
ricd beistimmt, weil der Beisiz im Kricgsrath sehr
beschwerlich ist, und also der Ordnung nach im gan-
zcn OlPziersr und Unterofsiziers- Corps umgehen muß.

Sch lumps stimmt auch dem 5. bei; denn wenn
bleibende Kriegsgerichte vorhanden wären, so könnte
ein Verbrecher den bestimmten Zeitpunkt auswählen
da ein ihm günstiges Kriegsgericht vorhanden wäre;
welches durch den z. gänz'ich vermieden wird.

Der §. wird angenommen.
Die 10 folgenden §5. werden ohne Einwendung

angenommen.
§. 23. Custor glaubt, überhaupt sollte nur

unbestimmt des Feindes Land und seine Einwohner
den Kriegsgerichten unterworfen werden, nicht aber die
vielleicht freundlich bèseztcn Gegenden.

Ziin m c r m a nn: die Icztere Fodcnmg findet sich
im §., die erstere ist unausführbar, weil daS nicht be-
sezte feindliche Land den Kriegsgerichten nicht unter-
worsen werden kann.

Der §. wird unverändert beibehalten.

^

§. 2). Eschcr: Die Mezgcr sollen auch bei-
gefügt werden.

Niicc: Ja, und besonders auch noch die Weiber,
dann ich kenne keine grausamere Geschöpfe als die We»-
ber, die den Armeen ftigen.

Diese beide» Beisätze werden angenommen. Die
9 folgenden (K werden öbnc Einwendung angenommen,

3-i. Z i m n; e r n: a n n will nicht, das: der An-
walb zugleich auch dcu Vertheidiger wählen könne, wenn
der Beklagte keinen wählen kann; er wünscht, daß der
Kricgsmchtrath diesen ernenne.

Gras so'gt Zimmermann. Marcacci
daß der Beklagte nicht an einen an den: Ort selbst sich
beendenden Bürger gedimden werde, um sich seinen
Zmwaid zu wählen.

>



Z im m ermann: Die Hauptsache der Krlegsge-
richte bejteht in der schnellen Ausübung der Dtrassen;
konnte also ein abwesender Bürger gewählt werden, so

würde die Sache zu sehr verlängert: er vertheidigt also
in dieser Nüksicht den Z.

Graf wünscht, daß Marcacci's Antrag wenig-
stcns dahin bestimmt werde, daß der Vertheidiger in-
ncrt amal 24 Stunden vorhanden sey.

Zimmer m a nn wünscht, daß diese Zeit auf2mal
24.Stunden bestimmt werde.

Der §. wird m-.t Zimmermanns erster und.lcztcr
angetragener Vcrbejftrung angenommen.

Die i i folgenden werden ohne Einwendung
angenommen.

4e>. Zimmermann fobcrt, daß auch hier
beim Revisioi'.srarh die gleichen Verbesserungen ange-
bracht werden, wie bei dem §. 34.

Ca r r a rd wünscht, daß dieftr Vertheidiger, wenn
der Angeklagte ihn nicht selbst nennt, vom Revssionsrach
ernannt werde.

Graf beharret darauf, daß der Vettheidiger in
diesem Fall ebenfalls vom Kricgsrath ernannt wcrdc.

Dieser lezte Antrag wird angenommen.
Zim merman n fodert, daß auch die Register

des Kricgsznchtraths bei dem Chef des Corps «mfbc-
halten werden. Dieser Antrag wird angenommen.

Das übrige des Gutachtens wird angenommen.
Cartier sagt: In dem helvetischen Tagblatt ist

meine Meinung bei Anlaß der neuen KantonS-Emthei-
lnug über die Constitution ganz verstellt vorgetragen
worden: ich hieß diese, in Nüksicht ihres Mangels an
Anpassung auf die Lokalitäten unsers Vaterlandes, ein
Unding, erklärte aber zugleich, daß mir ihre Grundsätze
hcilig seven. Es ist traurig, seine Meinungen auf diese

Art entstellt und dann naelss dieser Entstellung beurtheilt
zu sehen; ich wünsche, daß diesem Mißbrauch abgc-
holfen werde. Pellegrini denkt, Carrier könne
seine Bemerkung in dem Tagblatt einrücken lassen.

Anderwerth folgt und hofft, das Gutachten
über Preßfteiheit werde nächlckns allen tc i Unordulm-
gen abhelfen, die über diesen Gegenstand herrschen.
Ucbrigcns hat jczt das helvetische Tagblatt fein Ende'
erreicht und wird durch das neue Tagblatt crsezt, des-
sen Versasse? sich aller Urtheile über die Meinungen cut-
halten: ich begehre, daß wir nicht in diesen Privaige-
genstand eintreten.

Dieser lezte Antrag wird angznomme?.
Der Senat verwirft den Beschluß ssver die Form-

lichkeiren der Bittschriften, welcher der Csmmisswa zur
Umarbeitung überwiese!« wird.

Senat, 22. Iul i.
Präside, t: Fuchs.

ZäSlin erhält das Wort: Indem ich, Hater,
die Bereitwilligkeit des mir verlängerten Urlaubs v:G

danke, und die Versicherung wiederhole, daß nur dringende
Umstände und die gefahrvolle Lage meines Geburtsorts
mich/zu dem Ansuchn, bewogen hatten, so glaube ich,
es werde meiner Pflicht angemessen und Ihnen ange-
nehm seyn, eine kurze Schiioerung van der Lag», der
Stimmung und der Erwartung des Kantons Basel zu
erhalten. — .Die Lage der Stadt ist sich seit mehr als
3 Monaten immer gleich. — Zhs ich vor s Wochen
mit beklemmtem Herzen über dos erste Vordringen der
östreichischen Armee m die Kantone Thnrgäu und Sen-
tis mich nach Häuft begab, so bcsürchtne allda jede?"
mann ähnliche und nahe Auftritte. Auf der Seite des
rechten Rhcinufers sind die östreichischen Vorposten l r/2
bis 2 .Stunden, oftmahls mehr oder weniger von der
Stadt entfernt; ihre östern Bewegungen und abwech-
ftlndc Plänkeleien, wobei sich zuweilen Infanterie und
Artillerie zeiget, lassen alle Augenblicke einen Hauptt
Angriff auf das, unfern der kleinen Stadt angelegte,
mit mehrern Verschanzungen umgebene Lager bcsor-
gen,' welches Lager mit fränkischen oder Schweizer-
Hilfstruppen abwechselnd bcsezt ist. Noch hatte bis
dahin kein Angriff statt; zu wünschen ist, daß wen»
derselbe stark erfolgen sollte, diese mit der schönsten

Schweizer-Artillerie versehene Vcrschanzungcn hinläng-
lichen Widerstand leisten mögen: sie haben auf eine
Stunde im Umkreis eine der schönsten Gegenden in
ein verheertes Land nmgeschassct; sie haben mehr als
einem Einwohner Basels durch Zerstörung des Gcwer-
des und Niederreissung vs» Gebäuden empfindliche
Schlage verursacht, und eine Gemeinde des Kantons
durch den Vcriurst der fruchtbarsten Obsbäume eines
guten Theils ihres Einkommens ans mehrere Jahre bc-
raubt. Ich werde Sie, Bürger Repräsentanten, mit
Erzählung der übrigen gedrängten Lage meines Kantens
durch seine tragende Lasten, isscht aufhalten; als Grenz-
ort tragt er sie im vollsten Maaße, und als Bestand-
Theil Helvetiens hat er sie mit den übrigen Theilen
gemein.— Hir kommen keine zur Vertheidigung des
Vaterlandes höchst nothwendige Anstauen in Anschlag.;
so g:vß die daraus folgende Beschwerden auch seyn

möge«/ würd: darüber mit Unrecht geklagt, ein jeder
sell willig das Seinige der Rettung zum Opfer bringen.
Allem es besteht noch eine andre Art von Bedrückungen,
Forderungen, Erpressungen, welche das Gepräge der
Willkühr, der Ungerechttgkctt, des Eigeumitzes von Seite
derjenigen, die sie verordnen und ausführen, an sich

haken, welche denen von der helvetischen Nation erhal-
teuen feierlichen Zustcherungen zuwider lausen und daS

Eigcnttzumsrcchk, so wie auch die geheiligten Rechte
der Menschheit verletzen. Mein Aufenthalt in meiner
Vv.crsa.dt hat auch mich von der Wirklichkeit solcher
Lasten überzeugt; da: Bew.ise der Thatsachen erfährt
das Vollziehung:-Tnreclorium hinlänglich durch seine
Beamte, und sie sind so wenig cm Geheimniß, daß
-nicht nur die fränkischen öffentlichen Biätter, sondern



dic Geftzgcder ft lo st in ihren Sitzungen sich nunmehro
laut darüber erklären. — Gerne'wollte ich, Bürger
Repräsentanten, ein öffentliches Zeugn!,! einer günstigen,
einer vergnügten Stimmung der Mitbürger meines
Kantons ablegen, ich soll aber weder schmeicheln noch
verhcelen. — Als ich vor fünfzehn Monathen gegen
ineinen Wunsch zum helvetischen Repräsentant gewählt
wurde, war der erste Wunsch, die erste Stimme mci-
»er Mitbürger: W ir wollen Schwe izer bleiben!
DaS Gefühl der Freiheit, der Unabhängigkeit des Schwei-
zcrs flammte in jedem Herzen; ich hoffe, es flamme
noch in den mchrcsten. Kann aber der helvetische Bur-
ger, wann er sein Vaterland unter dein Druck eines
von ihm weder gewünschten noch gesuchten Krieges lci-
den sieht; wann er die Rechte der Unabhängigkeit er-
niedrig!, gekränkt fühlet; wenn er die Erfüllung der
theuersten Znsichcrnngen zernichtet bemerkt; wann er
die Hilfsquellen des Staats auf lange Zeiten erschöpft
findet; wann er für seine Nachkommen durch Vcrlurst
oder Verderb;» der Nahrungszwcige Elend besorget;
kann er segnen in seinem Herzen? Nicht öffentliches
Schmälen der Feinde der Freiheit und Gleichheit, nicht
die tadelnde Aeußerungen der Liebhaber der alten Ord-
nung der Dinge, sondern die stillen Seufzer der mir
durch ihre Handlungen als patriotisch bekannten Mit-
bürger überzeugen mich von der allgemeinen Stimmung,
von den traurigen Empfindungen, und, Bürger Nc-
präsentanten, ich verheele es nicht, es sind auch die
Meinige».

Was könne» nun, Bürger Repräsentanten, unsre
sämtlichen helvetischen Mitbürger erwarten oder hoffen
Mich dünkt, es sey nur eine Stimme des Volks —
Es ermattet Erleichterung, Erlösung; ich hoffe, sie soll
ihm werben — zwar nicht nach dem Sinne der Feinde
der Freiheit, sondern nach demjenigen der gutgesinnten
ihr Vaterland liebenden Bürger. 'Ich hoffe unter jetzi.
gen in vielem geänderten Umständen, auf die Wieder-
kehr des Glüks für die fränkische Nation, ich hoffe
aber auch auf ihr: Gerechtigkeit gegen die unftige^-
meine Hoffnung bestärkt sich nsch durch die unter uns
vorgekommene, nns bekannte Ereignisse. Das Zutrauen
der Mitbürger unversehrt zu erhalten, oder wenn es je
geschwächt wäre, aufs neue anzufachen, ist das uner-
,nutete Bestreben der helvetischen Geftzgebung; schon

ist der Pfad eingeleitet, schtzn hat sie gezeigt, daß dm
Gliedern der obersten Gewalten kein Opfer für den

dürftigen Staat zu groß sey; schon hat sie bewiesen,
daß Vorschläge zur Verbesserung einer nicht in allen
Theilen das Gkük unsers Vaterlandes befördernden Ver-
fassung der eifrige Zwck ihrer Beschäftigung sey; schon

war sie bedacht, die Schranken der vollziehenden Gc-
walt in die verfassungsmäßige Richtung wieder cmzu-
leiten, und von der Arbeit dieser Lcztern läßt sich an-
jetzo mit Zuversicht erwarten, daß auch diejenige Uebel

geheilet werden, welche durch eine irrgeführte Leitung
oder wilikichrlich und leidenschaftliche Maßnahmen über
das Vaterland verbreitet worden, und dasselbe in Trauer
und Mißtrauen versetzet hatten. Möge der Erfolg dem
sehnlichen Verlangen aller Gutgesinnten im Voike ent-
sprechen. Mit diesem Gefühl, Bürger Repräsentanten,
trete ich zum erstenmal an diesen Ort in der Sitzung,
und füge den Wunsch bei-möge durch unser allsciti-
ges Bestreben das Vaterland gerettet werden!

Lüthi v. Sol. im Namen der Rcvistonscommift
fion legt die Abfassung des Abänderungsvorschlags der
Constitution vor, »rkl-cher die Unabhängigkeit der rieh-
tcriichen Gewalt von der vollziehenden betrift.

Die Abfassung wird für 6 Tage auf den Kanz-
lcitisch gelegt.

Bay, im Namen einer Commipwn, räth zur
Verwerfung des Beschlusses über die Gehalte der Schrei-
der in der Kanzlei des Äireetoriums.

Der Bericht soll 3 Tage auf dem Kanzleitisch lie-
gen bleiben.

Crauer, im Namen einer Commission, räth zur
Annahme des Beschlusses, der über des B. Guillots
Begehren zur Tagesordnung geht, und ihn vor die
gewöhnlichen Tribunalien weist.

Ans Usteri's Antrag wttd der Beschluß sogleich
in Berathung und ohne weitere Discussion angenommen.

Usteri, im Namen der Ncvisionscommiffwu,
legt folgende verbesserte Abfassung vor:

Der Senat an den grossen Rath.
In Fortsetzung der Berathung über die Abändc-

rnngen der Verfassungsacte und
In Erwägung, daß nach den Grundsätzen einer

demokratisch-repräsentativen Verfassung die vollziehende
Gewalt keinen Einfluß ans die Wahlen der Mitglieder
des Volljiehimgs - Directorimns haben darf;

In Erwägung, daß der 72. Art. der Constitution
der die Wahlfähigkeit in das VollziehungS-Directsrium
auf solche Bürger beschränkt, die bereits Stellen in
den gesezgebendcn Räthen und im Odergerichlshof be-
kleideten, Minister oder Rcgienmgsstatthalter gewesen
sind, dem Vvllziehungs-Directorinm, von welchem die
Ernennungen aller Minister und Regierimgostatthaltcr
abhängen, dem erwähnten Grundsatz zuwider, Einfluß
auf jene Wahlen ertheilt ;

^ In Erwägung, daß hingegen eine Ausdehnung
dieser Wahlfähigkeit, die alle Bürger umfaßt, welche
bereits eine durch Volkswahlcn zu besetzende Stelle be-
kleidet haben, während sie den Einlnß des Volks auf
die Wahlen der Mitglieder der vollziehenden Gewalt
vermehrt, zugleich für die durch Erfahrung ervrobtc»
Fähigkeiten der Wählbaren Gewähr leisten kann:.

In Erwägung, daß die gcsczgebeiidcn Räthe,
welche für die Ernennung der Direcwren das Wahl-



corps bilden, mit mehr Unbefangenheit und Freiheit
wählen werden, wenn ihre wirklichen Mitglieder nicht
selbst wählbar sind;

In Erwägung endlich, daß auch die constitution-
nelle Unabhängigkeit der gcsezgebcndcn und voll-'chen-
den Gewalt dadurch gewinnt, wann die Mitglieder
der ersten nicht in d-e zweite gewählt werden tonnen;

hat der Senat beschlossen:
Es soll dem souveraincn Volk als Constitutio- s-

Abänderung vorgeschlagen werden, den 72. Art der

Eonstmltwn zurntzmieymen, und statt desselben folgen-
den ;u mnctioniren:

„Um i» das Vollziehungs-Directormm gewählt
M werden, muß man das Alter von W Jahren erreicht
haben, verheurathct oder Wittwer seyn; man mus,

ferner entweder Mitglied eines der gcsezgcbcr.den Rätse
oder des Obcrgcrichts, einer Verwaltungskammer, ei-
»es Kantvnsgericyks, Minister oder Ncgienmgsstatthai-
ter gewesen seyn oder wirklich sey».,,

^

-

„ Die Mitglieder der gcsczgebendcn Rälhe können

jedoch bis ihre Amtszeit 'zu Ende ist, nicht gewählt
werden. „Meyer v. Acb. will bei diesen Wahlen die Frei-
heit der Bürger ganz unbeschränkt lassen; das thut der

.Vorschlag aber nicht, indem er die wirklichen Nlit-
giiedcr der gcsezqebcnden Räthe für nicht wahlfähig
erklärt; die Gleichheit crfodert das alle Bürger wähl-
bar seyen; der Vorschlag der Commission brächte uns
in cmcir Schlendrian der alten Regierungen zrirük, wo
man in den kleinen .Rath nur durch den grossen Rath
gelangen konnte. Er verwirft den Gnmdsaz der Ab-
ändcnmg.

Bay steht ganz in gleicher Ueberzeugung; die Frei-
heic und Gleichheit crfodern, daß alle Bürger wählbar
und niemand ausgeschlossen sey; wir würden eine neue
Aristokratie durch Ausschliessungen einführen; wollte
inan zu solchem Hand geben, so würde ihn dann die-

jenigc dcs so achtungswürdigen Militairstandes empören.
Er verwirst den Grundsaz;—- wenn man jemand ans-
schlicssen wollte, so müßte man mit den Erdircctorcn,
so lange sie im Senat sitzen, anfangen.

Zäslin findet in der Wichtigkeit der Stellender
Directoren Gründe zur Annahme des Vorschlags
stimmt aber zur Rükwcilung an die Commission für
weitere Untersuchung.

Mnrct glaubt, jede allgemeine Verfügung und
Einschränkung, die die Gesammtheit aller Bürger bc-

trist, sey der Freiheit keineswegs entgegen; es fragt
sich nur: ob eine solche Beschränkung nicht ans Klassen,
oder Personen, sondern auf Eigenschaften, die zu einer
Stelle erfoberlich sind, sich bezieht. Das System der
Gradation der Aemter gewährt wesentliche Vortheile;
es liegt ein grosser Sporn für das Ehrgefühl dcr Bür-

gcr darum daß andere wenig einträgliche Stellen den
Weg bahnen, zu höhern zu gelangen; das Volk hat
dabei Gelegenheit, seine Magistrate besser kennen und'
sie schätzen zu lernen, — ohne solche Vorsichten kann
ein Imrigaut, ein Schreyer, ein ganz unfähiger, cm
unmoralischer Mensch, der sich Popularität zu erwerben
weiß, sich icichr ver wichtigsten Steilen bemächtigen.
Er nimmt den Zusaz Bay's in Rüksicht des Milicairs
an; was die Aussthüessung der G.iedec der gcsczgcbcn-
den Räthe von der Wählbarkeit ins Director»»» be-

trift', so wärm wohl allerdings die Berathungen un-
eingmommeniv und freier, wenn nirgends die Bewach-
mug in den Weg käme, daß der eine oder der andere
sich mit Aussichren zu einer Dirccwrffeiie schmeichelt;
es wurde sich auch der C, mackr deS Gcftzgebcrs da-
durch heben, und derselbe unabhängiger von der voll-
ziehenden Gewalt, überhaupt die .'Wahlen freier werden.
'Umgang, Gewohnheit, Fwmidschastsvcryältnissc des
täglichen Umgangs machen die Wählen weniger -unbe-
fangen, solang aus den Gesezgebcrn stlbst Directoren
können gewählt werden.

Mittciholzer will den K. 7s. der Constitution
abändern, aber nicht nach dem Vorschlag der Commis-
sion, der noch immer viel zu beschränkt ist. Die Com-
missen ist inconsequent, sie hat kürzlich das Feld der
Wählenden erweitert und will min das der Wählbaren
einschränken; d-e Gradation der'Aemter ist ziemlich
aristokratischen Ursprungs; in unsrer Demokratie war
jeder Bürger z» jeder Scelle wählbar. Er stimmt für
Rücweisimg an die Commission: — Wann die Wählen-
den aus ihrem Mittel nicht wählen sollten, wie würden
dann in den Ur- und Wahlversammlungen Wahlen
möglich seyn?

Stockmann verwirft den Vorschlag der Com-
mission, und möchte dagegen die, welche über 60 oder 70
Jahre alt sind, für unwählbarerkläre»; er begreift auch
nicht, wozu die Directoren verheurathct seyn sollen;
etwa um ihre Frauen berathen zu können ss

Usteri vertheidigt den Vorschlag der Commission
und das System der Gradation der Aemter; er findet
dieses in der Natur der demokratischen Verfassung ge-
gründet: erst wird der Jüngling seinen Freunden, sei-
nen Nachbarn bekannt; er wird, befizt er ihr Zutrauen,
ein Amt in seiner Gemeinde erhalten; hier kann er sich

schon mehrern in seinem Distrikt oder Kanton bekannt
machen; er wird weiter befördert, und dadurch in den
Stand gesezt, noch allgemeineres Zu raiien sich zu er-
werben. Gute Dienste in untergeordneten Stellen ge-
leistet, sind die beste und sicherste Garantie mr solche
in höhcrn und wichtigern Aemtern. Wahrlich, was von
dieser Gradation der Aemter sich in unsern ehemalige»
Aristokratien fand, war nicht ihr schlimmster Theil,
und ihm danken die besten unsrer ehemaligen Staats-
manner gutentheils ihre Bildung; wie kann man «ins



vollends das BeiPiel der vormaligen Demokratien auft
stelle», wo Geld »ad niedrige Demagogen Künste es

waren, die zu den Aemtern gewöhnlich beförderten.
à Mit tel ho l z er sagt, er hade nur vom Kanton

Appenzcll gesprochen, und dorr haben weder öffentliche
noch geheime Bestechungen statt gesunden ; auch wohl
weuigcr Kabalen, als man in der helvetischen Rcpub-
lik antcift.

Lang bemigt, daß er aus einem Kanwn ist, der
unter landvöguichcr Regierung stand, und daß alle
Landvögte der kleinen Kantone, ihre Stellen mit schwe-

rem Geld erkaussen mußten.
Pfyffer: Dem Grundsa; der Coinmission, daß

ein Geftzger-cr iväyrend seiner Amts - Verrichtung vor
der Wahlfahlgteit zur Directorstelle ausgeschlossen wer-
den soll, kann ich nicht beurcten. ' Welches sind die
Hauptverrichtvngen des Direewriums? es soll erstlich
die Gesetze vollziehen; damit aber diese Gesetze in dem
Geist, in den Absichten vollzogen werden, in denen sie

gegeben worden, muß die Vollziehung dieser Gesetze
den untergeordnete» Gewalten durch angemessene In-
strnktionen und Faßlichmachung, was wirklich bis da-
hin zu schr versäumt worden und wirklich eine der
Hauptursachen der Nichtvoliziehung der Gesetze ist, er-
leichtert werden; das kann aber der, der Gcsczgcber

war, der zur Errichtung dieser Geftse mitgewirkt hat,
der die Fälle und Rüksickten kennt, die in dem Gesetze

vorgesehen und precavirt sind, am besten thun. Zwei-
tens, das Director»»« muß alle Bedürfnisse der ge-
sammten Staatsverwaltung übersehen, damit es die
Gesetze, die die nöthigsten sind, fodcrn, und dem Ge-
ftzgeber die Grundsätze und Gesichtspunkte angeben
könne, in denen sie abgefaßt werden sollen. Auch für
dieses Haupt-Erfordcrniß qualifie in sich ein Gcftzgeb.r
besser, als jeder andere niedere Beamte; denn ein Ge-
ftzgeber hat sich während seinen Verrichtungen mit
grossen Fragen beschäftigt, mit Gesichtspunkten,
die das Ganze der Republik mit einem Blik umfaß-
ten; dies erhebt den Geist, macht ihn fähig zu de»
grossen Conceptionen, die die Stelle eines Directors
erheischt. Niedrere Beamte sind auf einer zu beschränk-
ten Stelle; nur eine Arc der Geschäfte liegt ihnen
ob, und sie verlieren darüber Kenntnisse mannigfaltige-
rcr Geschäfte, und müssen sich zu oft im Detail vcr-
liercn, welches den Fähigkeiten, ins Grosse zu sehen,
Nachlheil bringt.

Uebrigens sind Geftzgebcr, die von dem Volke zu
dem höchsten und wichtigsten Posten gewählt sind,
vorzüglich mit dem Zutrauen des Volks beehrt, und
dies ist eine Garantie, daß es auch in sie, wenn sie zu
Directsrcn gewählt werden, das nemliche Zutrauen,
welches eine Haupt-Bedingung ist, wenn eine Regie-
rung Gutes wirken soll, setzen wird; und dann glaube
ich auch, daß das geftzgcbeude -Corps in seiner Wahl
s» wenig als möglich beschränkt werden soll ^ den Wür.

digsten, er mag in oder ausser dem geftzgebenden
Corps seyn, soll es wählen können; auch sehe ich nicht
ein, warum Militair-Skllcn rön der Wahlsâhigkeit
ausgeschlossen werden sollten, und dieser Ausschluß oilte
nicht nur in den gegenwärtigen Umstände», wo die Re.
publik militmrischer Organisation und Vethättgimg so

sehr bedarf, sondern auch für ine Zukunft, wo die Re-
publik nur durch Wiederbelebung des Freihcits- und trie-
gerischcu Sinnes unsrer Nation consolidirt werden kann,
nimmer staltsiud en. Uebriaens besorge ich den Corporel-
tionsgcistchcr die Geftzgeber,Director»» >; :r ausihremMit-
tci zu wählen, mchcn würde, wenig; Jen» r icftm ssvr-,

porationsgeist ist durch die Amovibstilät der Geftzgedek,
durch die Wichtigkeit dieser Wahl für das gemeine Wo-
sen, den Gcmcingcist, der bei denen, die das Zutrauen
des Volks vorzüglich besitzen, vorauszusetzen ist, hin-
länglich gesteuert; übrigens wird die Directorstelle, die
mit so überhäuften Geschäften einer solchen Respo.isa-
lilität verbunden und nur ein Ehren-Posten ist, in
Zukunft schlechte und habsüchtige Leute eben nicht
mehr reiben. Ich verwerft also den Punkt des Aus-
schiusses der Geftzgebcr von der Wahlfähigkeit zur Di-
rectorstelle in dem Commissional-Gutachten.

Barras spricht gegen den Grundsaz der Grada-
tion der Aemter, der der bürgerlichen Gleichheit gerade
zuwider ist, die jeden Bürger zu den öffentlichen Aem-
tern wählbar macht; am wenigsten kann er zur Aus-
schlicssung der Geftzgebcr stimmen; um einen tüchtigen
Director zu wählen, muß man ihn kennen, und die
Gcsezgeber kennen sich untereinander am besten; anstatt
der Siusciileicer in den Aemtern kann man die Bür-
gcr nur zur Annahme der öffentlichen Stellen verpsiich-
ten, so wird man auch für die unlergeordnecen Scel-
len nie Mangel habe».

Laficchere glaubt, die Rükwcisung an diessom-
mission könne stattfinden, und sie werde eine grössere
Ausdehnung der wählbaren Bürger vorschlagen tön-
nen, in der besonders das Militair nicht vergessen sey;
dagegen stimmt er der Ausschliessung der Gcsezgeber

von der Wahl bet. Es ist keineswegs der Fall, daß
die Eigenschaften, die einen vorzüglichen Geftzgebcr
bilden, auch zu einem guten Director nothwendig seyen.

Nach ziemlich langen Debatten über die Abmeh-
rung, wird die Rükwcisnng an die Commission beschloßen.

Der Beschluß wird verlesen, der die Verwalttmgs-
kammml und Obcreinnehmer für die ihnen anvertrau-
tcir Gelder, über die sie, ohne von derRegikrung in der
geftzlich bestimmte» Form dazu bevollmächtigt zu seyn,
verfügen würden, persönlich und einer sur den andern
verantwortlich erklärt.

Erwirb einer Commission übergeben, die in 2 Tagen
berichten soll; sie besteht aus den BB. Miltslh 0 l zer,
Frase a u. Slokmann.— Bay verlangtunderhält
für Bergen einen Urlaub von,-? Wochen.
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N a ch t r a g.

(Vergl. Zìcpublikmer; Band Ilk. b^. «3. S. oxx.

Grosser Nath, -s.May.
Präsident: Wyder.

Die Gemeindsgut-Besitzer der Gemeinde B ullc
Lcigcn an, daß keine ihrer Gcincindgütcr »Mau für die
Gememds-Ausgaben bestimmt waren, und daß sie dee-

selben ans den: Umqcld, .ymtersäßgcld und andern
«nn aufgehobenen Einnahmen destriltcn; sie wünschen
also zu wissen, wie sie nun ihre Gemcinds-Ausgaben
besorgen sollen. ^

Geynoz wünscht Nicdersttzung einer Commission,
lim das Gcscz über diesen Gegenstand näher zu end
wickeln und zu bestimmen.

Cartier hingegen glaubt, das Munizipalitätöge-
stz sey deutlich genug, weil es sage, daß wenn keine
Fonds für die Gemcinds-Ausgaben eigentlich bestimmt
find, sie durch Beiträge von allen Einwohner» erhoben
werden sollen.

Herzog v. M. stimmt Geynoz bei.

Anderwcrth ist Cartiers Meinung.
Thorin folgt Geynoz. — Man geht, auf das

vesez begründet, zur Tagesordnung.
Die Versammlung bildet sich in geheimes Commite.
Nach Wiedereröffnung der Sitzung fodcrt das

Directorium von dein Patriotism der Bürger Reprä-
ftntantcn Egg v. Ellikon und Herzog v. Effngen,
für eine wichtige Sendung Gebrauch machen zu können.

Diesem Befehl wird entsprochen und der crforder-
liche Urlaub ertheilt.

Das Directorium fodert für den Druck dcr Gc-
setze ivovo Franke». — Man ruft Vertagung.

Escher: Unsre eigentliche Bestimmung ist, dem
Volk Gesetze zn geben, allein wenn wir Gesetze machen,
und dieselben von der vollziehenden Gewalt nicht be-
taunt gemacht werden können, st, ist der Nusen far
das Volk nicht grosi; ich begehr- also, daß dieser Bot-
fthaft mit Dringlichkeit-Erklärung entsprachen werde.

Dieser Antrag wird angenommen.
Folgendes Gutachten wird vorgelegt und in Ve-

ralhuug genommen.

An den Sen a t.

In Erwägung, daß in dem Augenblicke dcr Ge-
fuhr des Vaterlandes jeder Bürger die Beobachtung
seiner bürgerlichen Pflichten semen, besonder!, Interesse,
weicher Art cS auch seyn mag, vorziehen soll;

In Erwägung, daß die Mitglieder der obersten
Behörden dem Zutrauen des Vochö durch eine feste und
standhafte Erfüllung ihrer wichtigen Pflichten entsprechen,
und in kritischen Zeitpunkten ihren Eifer verdoppeln
sollen.

hat dcr grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
ch Alle Mitglieder dcr obersten Gewalten, welche

sich mit oder ohne Urlaub abwesend befinden, solle»
unverzüglich luss ihre Stellen zurükberuftn werden.

-)'Die Präsidenten jeder dieser Gewalten werden
nnveczügiich jcdcm abwesenden Mitglied scme Nükbe-
rufung zukommen lassen.

3) Das Mitglied dieser Gewalten, welches diesem
ihm zugestellten Rükruf nicht sogleich gehorchen würde-/
soll das Zutrauen des Volks hintcrgangcn zu haben
erklärt und als Staatsverbrecher angesehen werden,
auch des helvetischen Bürgerrechts verlustig seyn; wenn
es nicht durch Krankheit oder höhere Gewalt abgehaf-
ten wurde, demselben zu gehorchen.

4) Die durch Sendung abwesenden Mitglieder die-
ser Gewalten sind keineswegs in dem gegenwärtigen
Gesetze begriffein

Escher begehrt, daß, um jeder Mißdeutung vor»
zubiegcn, bcm j. 3. die Bedingung beigefügt werde,
daß Abhaltung von Krankheit oder höherer Gewalt,
dem Gcftz zu gehorchen, von dcr «strafe ansuchmen.

Hecht fodert, daß die Straffe für die nicht crscl ci-
nenden Mitglieder gerade die gleiche sey, welche in
geheimer Sitzung für diejenigen, welche sich chne Er-
laudniß criscrncn, bestimmt wurde, indem er den Fall
ffir ganz gleichartig ansieht, und also diese, wie jene,
als Staatsverbrecher und des helvetischen Bürgerrechts
verlustig erklärt werden müssen.

Cartier stun mt ganz Hecht bei und begehrt den
Nahmcnsausruf, und daß die abwesenden Mitglieder
aisoglcich zurükkehren.

Wild b erger fodert, daß diejenigen Mitglieder,
welche diese Einladnngsbriefe nicht empfangen haben,
von der Straffe ausgenommen seyen. -

Anderwcrth bemerkt, daß sich diese leztcrc Mo-
disicatisn von selbst versteht, weil wayrschkiniich weh-
rcre unsrer Mitglieder gefangen sind, und all» nicht
erscheinen können.

Das Gutachten wird mit Eschcrö, Hechts und
Cartiers Zusätzen angenommen.

Durch den Nahmensaufrnf crgiebt sich, daß t i



Mitglieder sus Sendungen, ä? Mitglieder krank, und
tZ Mitglieder abwesend sind.

A »verwerth fodcrt, daß diejenigen Mitglieder»,
welche wegen Krankheit oder höherer Gewa.t zurcktge-

halten sind, vom Gescz ausgenommen werden.
Dieser Antrag wird angenommen.
Er la cher fodett, daß die abwesend kranken Mit-

Zlicder Krankhcitsscheine einsenden.
Cartier bemerkt, daß dieser Aula; überflüssig

ist, weil schlechte Leute leicht Krankhcitsscheine bckom-
men können.

E'r lâcher zieht seinen Antrag zurük, indem er
Cartier, der als Arzt aus Erfahrung spricht, allen
Glauben bemußt.

Vollzieh u n güdirekto riu!N.
Das VLîîzèehungsdirekt?rium an die in dm

Ur- und Wahivcri'âlnUuìûM vereinigten
Bürger Helvetieils.

Helvetische Bürger!
Der Zeitpunkt ist verHanden, da ein Theil der

öffentlichen Beamten von ii reu Stellen abtreten, und
durch die Stimme des Volks wieder crsczt werden
soll. Diese alljährliche Ernenrunq der konstituirtcn
Gewalten muß'einem jeden in Erinnerung bringen, daß
ein aufgetragenes Amt nimmermehr das Eigenthum
dessen, der es bekleidet, abgeben kann, sondern lediglich
ein Dienst ist, zu welchem ihn das Zutrauen seiner
-Mitbürger beruft. Je gcwisstr er voraussieht, über
kurzem m ihre Reihen zurückzukehren, desto nachdrück-
licher wird er ihre Rechte in Schun nehmen; desto-
weniger wird er die ihm anvertraute Macht zu miß-
brauchen wagen. Der verdienstvolle Beamte, den der!
Dank und die Liebe des Volkes bei seinem Austritte
begleitet, wird bald wieder an einer öffentlichen Grelle'
erscheinen, wo er dem gemeinen Wesen fortdauernd
nüjiich seyn kann, während dem die erwiesene Unfä-
higkcit denjenigen., der sich unberufener Wecke hin;uge-1
drängt hatte, für immer davon entfernt hält. Dies
sind die Vortheile, welche unsre Verfassung bei dem
Wechsel der StaatSämter beabsichtct hat; ob wir die-
seiden von nun an genießen sollen, darüber wird der
heutige Tag, der wichtigste des Jahrs, entscheiden.

Burger Helvetlnis! Ihr seyd versammelt, um durch
die Envählui'.g curer Obrigkeiten, die Rechte freier
Männer auszuüben. Da der Wille des gesammren
Volkes zu dein Ende vereiniget werden muß, so kann
dies nicht anders geschehen, a-S indem sthr eine kleinere
Anzahl aus eurer Mute zu dieser ehrwürdigen Bereich-!
tung bevollmächtigt. Allein wie ihr wählet, werden
auch sie wählen. Di5 Wahimänuer die ihr absendet,

haben euer« Gesezgeber, euere Richter, euere Verwal-
tcr zu ernennen, von cuern Gesczgebcrn wird das Voll-
zieyungsdireklorium, von dein Vcklziehlmgsdirekloriui»
die zahlreiche Klasse der übrigen Beamten ernennt.

Die Güte eurer ersten Wahl muß also nothwendig
von dem wirksamsten Einflüsse auf alle folgenden seyn.
Suchet die Rechtschaffensten und Einsichtvollsten unter
euch aus, Männer, die fern von allem Partheizeiste
nur die Liebe ihres Vaterlandes im Herzen tragen, die
stark genug find, den Emschmeichelungen, wemit der
Ehrsüchtige oder Eigennützige um ihre Stimme wer-
den wird, zu widerstehen, und die neben dein feste»
Willen, cuern Auftrag zu erfüllen, auch die erfordcr-
lichen Fähigkeiten dazu besitzen. Nur solche verdiene»
bei dem wichtigen Wahlgeschnste encre Stellen zu vcr-
treten; wem ihr euere eignen Angelegenheiten nicht
anvertrauen dürftet, wie wolltet ihr dem eine Ange-
lcgenheit des geflammten Volkes, die Ausübung eurer
bedeutendsten Rechte überlassen?

Euch aber, Wahimänuer der Republik, liegen noch
ungleich schwerere und größere Wichten ob:

Wenn das Schicksal einer Nation großenthcils von
denen, die sie leiten, abhängt, so ist das Wohl und
Weh eures Vaterlandes heute in eure Hände gegeben»
Die Beamten, die ihr zu wählen habt, sind es auf
cine längere Zeit, als keine bisher gewählten. Auf
euch, die das Zutrauen des Volks hicher geführt hat,
richten sich die Augen desselben; von eurer Wahl er-
wartet es weist Gesezgeber, treue Verwalter, gerechte
und unbestcchbare Richter. Ohne Mcnfchenfurchr und
persönliches Ansehen; erhaben über jede unlautere Ad-
sicht, solltet ihr keinen andern Wunsch und keinen an-
dcrn Willen kennen, als die würdigsten und besten un-
ter euren Mitbürgern zu wählen. Dazu ist es nicht
gleichviel, ob ihr einem Manne diese oder jene Stelle
übertraget; andre Eigenschaften werden für die Ver-
r.chtungen eines Gesetzgebers, andere für eine geschickte
und weist Verwaltung, und wieder andere für eine
mnade-haftc Gercchtigkeitspflege erfordert; nicht genug
also, das; ihr keinen Unwürdigen wählet, der Fähigste,
der Brauchbarste, derjenige, bei dem ihr die erforder-
liehen Eigenschaften z» einem Amte erkennt, muß dat
Werk eurer Wahl seyn. — Ob er, ans dieser oder je-
ncr Gemeinde, aus dickem oder jenem Bezirke sey,
darnach frägt euch das Volk nicht, wenn es gute un»
weist Führer von euch verlangt. Legerden unglückliche»
Walm ab, als wenn alle Aemter im Staate ohne Un-
lerschled gleichmäßig vertheilt werden müßten. Dat
Gesetz der Gleichheit kann nicht mehr erfordern, als
daß alle Bürger die mit den nemlichen Fähigkeiten
ausgerüstet sind, wch die nemlichen Ansprüche ans
öffentliche Stellen haben? wenn ihr es anders ausleget,
so bereitet ihr eurem Vattàde, eurer Verfassung,
dem Reiche der wahren Gleichheit ihren Untergang.
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